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142. Sitzung 

Bonn, den 10. Mai 1989 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Befragung der Bundesregierung 
Meine Damen und Herren, die Themen der Kabi-

nettssitzung, die der Herr Bundesminister für beson-
dere Aufgaben und Chef des Bundeskanzleramts mit-
geteilt hat, sind den Fraktionen bekannt. Trifft das 
zu? 
Die Bundesregierung hat weiter mitgeteilt, daß der 

Herr Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, Professor Dr. Töpfer, berichtet. 
Das Wort hat der Herr Bundesminister für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit. 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die Bundesre-
gierung hat heute die dritte Novelle zum Abwasser-
abgabengesetz beschlossen. Im Mittelpunkt dieser 
Novelle zum Abwasserabgabengesetz steht die Ein-
beziehung von Phosphor und Stickstoff in die Abga-
benbewertung, also die Einbeziehung der Nährstoffe. 
Hiermit wird ein weiterer Punkt des am 22. Juni 1988 
von mir vorgelegten Zehn-Punkte-Programms zum 
Schutz von Nord- und Ostsee aufgegriffen und abge-
arbeitet. 
Folgendes sind die wesentlichen Regelungen. Die 

Nährstoffe Phosphor und Stickstoff werden als Abga-
beparameter aufgenommen. Der Abgabensatz wird 
von gegenwärtig 40 DM auf 60 DM erhöht, und zwar 
in zwei Abschnitten: zum 1. Januar 1991 und zum 
1. Januar 1993 um jeweils 10 DM. 
Es wird weiterhin sichergestellt, daß die Anrech-

nungsfähigkeit der Investitionen erweitert wird. Statt 
bisher 50 % soll eine Vollanrechnung der Investitio-
nen bei der Abgabe erfolgen. Dabei wird eine dreijäh-
rige Anrechnung bei der Abgabe zugrunde gelegt. 
In der dritten Novelle zum Abwasserabgabengesetz 

ist ferner vorgesehen, daß die Abgabenlast für dieje-
nigen, die die Anforderungen an die Abwasserreini-
gung nach § 7 a WHG erfüllen, auf 25 % vermindert 
wird. Auch dadurch soll das zentrale Ziel dieser drit-
ten Novelle erreicht werden, nämlich weitere Anreize 
zur Investition in Kläranlagen zu geben. 

Das Ziel der Bundesregierung besteht nicht darin, 
ein möglichst hohes Abgabenaufkommen zu erzielen, 
sondern darin, den Ausbau von Kläranlagen, auch mit 
Blick auf die dritte Reinigungsstufe, zu beschleuni-
gen. Das Ziel besteht darin, Abwasser zu klären, nicht 
darin, Abgabe zu zahlen. 
Ich bin ganz sicher, daß durch diese ökonomischen 

Anreize im Abwasserabgabengesetz die Zielrichtung 
der Bundesregierung, die Umweltpolitik nicht nur 
über Gebote und Verbote, sondern auch durch ein 
motivationsorientiertes Anreizsystem voranzubrin-
gen, in hohem Maße in die Realität umgesetzt wird. 
Zusammengefaßt sage ich: Wir haben mit dieser 

dritten Novelle zum Abwasserabgabengesetz einen 
wichtigen Punkt des Zehn-Punkte-Programms abge-
arbeitet. Wir haben erneut die Anreizwirkung von 
Abgaben verstärkt. Wir gehen davon aus, daß die 
Bundesländer in der weiteren Beratung dieses Gesetz 
genauso konstruktiv behandeln werden, wie dies in 
der Erarbeitung bisher der Fall gewesen ist. Wir ge-
hen schließlich davon aus, daß wir auch in diesem 
Hohen Hause, in dem zuständigen Umweltausschuß, 
eine sehr konstruktive und zielleitende Behandlung 
haben werden, so daß wir mit diesem Abwasserabga-
bengesetz einen wirklich wichtigen Beitrag zur Entla-
stung unserer Gewässer und insbesondere zur Entla-
stung von Nordsee und Ostsee leisten können. 
Vielen Dank. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Minister Töp-
fer, hat die Bundesregierung in ihren heutigen Kabi-
nettsberatungen abgewogen, daß für insgesamt 
12 Millionen Kinder in diesem ersten Jahr künftig 
rund 450 Millionen DM aufgewandt werden, während 
für 100 000 Dienstmädchen 225 Millionen DM aufge-
wandt werden sollen? 

(Baum [FDP]: Was hat das mit dem Abwasser 
zu tun?) 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Verehrte Frau Abge-
ordnete, Sie werden Verständnis dafür haben, daß 
Ihre Frage nicht in unmittelbarem Zusammenhang 
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Bundesminister Dr. Töpfer 

mit der von mir gerade vorgetragenen dritten Novelle 
zum Abwasserabgabengesetz steht, 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Aber mit 
der Kabinettsberatung!) 

so daß ich gerne die hiermit verbundene Frage an den 
im Kabinett dafür zuständigen Kollegen weitergeben 
darf. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Der Kol-
lege ist eine Kollegin, oder?) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Roitzsch. 

(Widerspruch bei der SPD — Schäfer [Offen-
burg] [SPD]: Es muß doch einer vom Kabinett 
die Frage beantworten! — Dr. Lippelt [Han-
nover] [GRÜNE]: Da sitzt das ganze Kabi-

nett, und keiner fühlt sich zuständig!) 
— Wir behandeln jetzt Fragen aus dem Zuständig-
keitsbereich des Bundesministers für Umwelt. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Herr Staatsse-
kretär vielleicht! Oder Frau Lehr! Der  Mini

-

ster!)  

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Die Bundesregierung hat bei all ihren Entschei-
dungen finanzielle Erwägungen angestellt und ist 
sich auch darüber im klaren, daß ein gesundes Ver-
hältnis zwischen den hier angesprochenen Punkten 
bestehen muß, und sie ist der Meinung, daß das der 
Fall ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Lachen 
bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Roitzsch, 
bitte sehr. 

Frau Roitzsch (Quickborn) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, ich weiß nicht, ob Sie wissen, daß in meinem 
Wahlkreis das größte zusammenhängende Baum-
schulgebiet der Welt liegt. Meine Frage an Sie: Wel-
che Auswirkungen hat die Novellierung des Gesetzes 
auf die Baumschulen, und wie wirkt es sich überhaupt 
im positiven Sinn aus? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Das Gesetz hat das er-
klärte Ziel, den Belastungszustand unserer Gewässer, 
der Fließgewässer, vor allen Dingen aber auch der 
stehenden Gewässer, wesentlich zu verbessern. Wir 
haben gerade an der massenhaften Algenentwick-
lung des letzten Sommers an der Nordsee gesehen, 
daß wir ein zu hohes Angebot an Nährstoffen in der 
Nordsee haben, das etwa über die Flüsse hinein-
kommt. Gerade deswegen ist die Entscheidung der 
Bundesregierung getroffen worden, auch die Nähr-
stoffe, also Phosphat und Stickstoff, mit als Abgabepa-
rameter und damit als investitionsauslösenden Tatbe-
stand zu berücksichtigen. 
Der Nutznießer dieses Gesetzes ist die Natur, das 

Wasser, die Nordsee. Nutznießer sind unsere stehen-
den und fließenden Gewässer. Daraus ergibt sich 
eigentlich eine nachhaltige Perspektive für die Entla-

stung unserer Fließgewässer und der stehenden Ge-
wässer. 
Ich glaube, daß darüber hinaus natürlich Aufgaben 

auf die Gemeinden zukommen. Das bet rifft die Nach-
rüstung von Kläranlagen. Hier kommen auch Auf ga-
ben  auf Bürger zu; denn wenn wir hier zusätzliche 
investive Maßnahmen durchführen, dann wird das 
ganz sicherlich auch zu entsprechenden Kosten füh-
ren. Dies will und kann ich nicht verschweigen. Aber 
wir sollten auch den Bürgern deutlich machen, daß ein 
verbesserter Umweltschutz und auch die Berücksich-
tigung von Nährstoffen in den Klärtechniken eben 
nicht zum Nulltarif möglich sind. Die Bundesregie-
rung hat daraus nie ein Hehl gemacht. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Bundesminister, hat bei diesen 
Überlegungen zum Abwasserabgabengesetz oder in 
anderem Zusammenhang die Novelle zum Natur-
schutzgesetz eine Rolle gespielt? Können Sie uns sa-
gen, wann mit dieser Novelle zu rechnen ist und ob 
wir vor der Sommerpause auch eine Finanzierungsre-
gelung hinkriegen? Hat das in den Beratungen der 
Bundesregierung oder wo auch immer eine Rolle ge-
spielt? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter 
Baum, ich darf in diesem Zusammenhang darauf hin-
weisen, daß der Bundeskanzler in seiner Regierungs-
erklärung deutlich gemacht hat, daß er ein hohes In-
teresse an der Novellierung des Bundesnaturschutz-
gesetzes hat. Die Bundesregierung arbeitet darauf 
hin, daß die Voraussetzungen für diese Novelle in die-
ser Legislaturperiode geschaffen werden. Dazu ge-
hört auch die Finanzierungsregelung. 
Wir befinden uns nach wie vor in abschließenden 

Gesprächen mit den Bundesländern, die in die Klä-
rung der Frage der Finanzierung einbezogen werden 
müssen. Auch darüber sind noch Gespräche zu füh-
ren. Wir gehen davon aus, daß in Kürze eine abschlie-
ßende Entscheidung darüber gefällt werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD) : Sehr geehrter Herr 
Bundesminister Töpfer, Sie werden jetzt sagen, was 
auch zutreffend ist, das habe mit Ihrem Gegenstand 
nicht viel zu tun; aber da Sie nicht berichten, was in 
der heutigen Kabinettssitzung bei der Quellensteuer 
und bei den Familien gelaufen ist, was dann wohl 
Frau Lehr oder Herr Voss machen muß, muß ich ein-
fach die Frage stellen, die sich auf den Dienstmäd-
chenfreibetrag bezieht: Wie wollen Sie den Millionen 
Normalverdienerfamilien mit Kindern erklären, daß 
sie die Kindergartenbeiträge nicht von der Steuer ab-
ziehen können, daß aber dann, wenn man sich privat 
eine Hausgehilfin leistet, für Spitzenverdiener — — 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete 
Matthäus-Maier, das ist nicht das Thema. 
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Frau Matthäus-Maier (SPD): Entschuldigen Sie, 
aber wir sind doch in der Regierungsbefragung. 

Vizepräsident Stücklen: Die freien Fragen habe ich 
noch nicht aufgerufen. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Entschuldigen Sie, das 
ist ja keine freie Frage, Herr Präsident. Heute ist, wie 
wir alle wissen und was ja auch nicht bestritten wird, 
das Steueränderungsgesetz beschlossen worden. Das 
ist uns mitgeteilt worden. In diesem Gesetz ist die 
Abschaffung der Quellensteuer, die Einführung des 
Hausgehilfinnenfreibetrages, die Änderung des § 34 
des Einkommensteuergesetzes und die Verbesserung 
der Abschreibungen für Wohngebäude enthalten. 
Wenn Sie das nicht einmal zu berichten für wert er-
achten, zeigt das, wie Sie Ihre eigenen familienpoliti-
schen Dinge einschätzen. Das kann mich aber nicht 
daran hindern, zu fragen. Es ist uns schließlich mitge-
teilt worden. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete 
Matthäus-Maier, ich habe bei Eröffnung der Regie-
rungsbefragung ausdrücklich feststellen lassen, ob 
den Fraktionen die Reihenfolge der Befragung der 
Bundesregierung zu den einzelnen Themen bekannt 
sei. Es erfolgte kein Widerspruch. Sie lauten: Abwas-
serabgabengesetz, Bundeserziehungsgeldgesetz, 
Bundeskindergeldgesetz, Arbeitsgerichtsgesetz und 
andere arbeitsrechtliche Vorschriften, Steuerreform-
gesetz 1990. 

(Zuruf des Abg. Jahn [Marburg]) 
— Herr Abgeordneter Jahn, wir werden zunächst die 
erste Frage abschließen, dann die zweite, dritte, vierte 
und fünfte Frage. Dann gibt es noch 10 oder 15 Minu-
ten für freie Fragen. Das ist die Regelung für die Befra-
gung der Bundesregierung. 
Das Wort hat der Bundesminister Seiters. 

Seiters, Bundesminister für besondere Aufgaben, 
Chef des Bundeskanzleramtes: Frau Kollegin, ich 
möchte gerne etwas zum Verfahren sagen, weil wir 
bei der Nennung der Themen vor folgendem Problem 
standen. Daß der Kollege Töpfer jetzt über das Ab-
wasserabgabengesetz als Schwerpunkt berichtet, hat 
ja seinen Grund. Wir haben diese beiden Gesetzge-
bungspakete am Freitag dieser Woche auf der Tages-
ordnung, also die Kapitalertragsteuer und andere 
steuerpolitische Maßnahmen, um das Kindergeldge-
setz und das Erziehungsgeldgesetz. Wir waren der 
Meinung, daß der Schwerpunkt der Auseinanderset-
zungen über diese Fragen in der ersten Beratung am 
Freitag liegen würde und daß wir deshalb jetzt vorran-
gig über die Umweltfragen sprechen sollten. Das 
schließt auch aus unserem Verständnis heraus nicht 
aus, daß Sie selbstverständlich auch Fragen zu den 
beiden anderen Punkten stellen können. Dazu sind 
auch der Bundesfinanzminister und die Familienmini-
sterin hier. Ich bitte nur um Verständnis dafür, daß wir 
bei der Nennung der Themen in dieser Woche vor 
diesem Problem standen. Ich bitte das zu berücksich-
tigen. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Jahn. 

Jahn (Marburg) (SPD): Ich möchte Herrn Bundesmi-
nister Seiters folgendes fragen und vielleicht zugleich 
um folgendes bitten: Können Sie dann nicht auch da-
durch mithelfen, daß die Form der Ankündigung der 
Behandlung von Themen Rücksicht darauf nimmt, 
wie die Dinge gewichtet werden sollen? Die Mittei-
lung, die wir unmittelbar vor Beginn der Sitzung be-
kommen haben, erweckt den Eindruck, daß die Bun-
desregierung wegen der Behandlung der Themen im 
Bundeskabinett den Wunsch hat, hier zu berichten, 
und zwar nicht nur über das Abwasserabgabengesetz. 
Ich wäre also sehr dankbar dafür, wenn die Regierung 
mit ihren Vorankündigungen dem Parlament gegen-
über die Klarheit verschaffte, die ihm die Möglichkeit 
zu entsprechenden Reaktionen gibt. 

Vizepräsident Stücklen: Wir befinden uns bei den 
Fragen zu Punkt 1, dem Abwasserabgabengesetz. 
Das Wort hat der Abgeordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Minister, Sie haben 
ausgeführt, daß neben neuen Parametern — Stick-
stoff, Phosphor — im neuen Entwurf auch eine Erhö-
hung der Lenkungsabgabe auftaucht. Ich frage Sie, ob 
Sie den Anreizmechanismus quantifizieren können. 
Was kann eine Kommune trotz Erhöhung verrechnen? 
Wie sieht dieses Prinzip im neuen Entwurf aus? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter 
Schmidbauer, ich will das sehr gerne konkretisieren. 
Bisher sieht das Abwasserabgabengesetz nur die An-
rechnung von 50 % der Investitionen vor. Die jetzt vor-
gelegte Novellierung sieht eine 100%ige Anrechnung 
auf die Abgabe über drei Jahre vor dem Investitions-
zeitpunkt vor. Wir haben den Anreizcharakter jetzt 
wesentlich verstärkt. Ich glaube, das ist eine sehr gute 
Entscheidung. Wir gehen davon aus, daß dadurch In-
vestitionen in Kläranlagen beschleunigt vorgenom-
men werden können. Diese Entscheidung wird auch 
dazu führen, daß wir einen Abbau von Bürokratie er-
reichen können. Auch dies war eine der besonderen 
Forderungen und Erwartungen der Bundesländer. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Bundesminister, Sie 
haben bei der Darstellung der heute verabschiedeten 
Novelle nun sehr große Worte bezogen auf die Entla-
stung der Nord- und Ostsee gebraucht. Für eine Ent-
lastung dieses Bereichs sind Investitionen in der Grö-
ßenordnung von über 5 Milliarden DM notwendig. 
Wieviel zusätzliche Einnahmen sind aus der Abga-
benerhöhung zu erwarten, und welcher Zeitraum 
wird Ihrer Meinung nach benötigt, um mit dem doch 
verhältnismäßig marginalen Betrag die von Ihnen 
eben dargestellte sehr breite Problemlösung tatsäch-
lich zu erreichen? Mit scheint, daß zwischen der An-
kündigung, die Sie machen, die wir ja gern zur Kennt-
nis nehmen und der wir auch zustimmen, und dem, 
was Sie eben im Plenum geäußert haben, nämlich daß 
man diese Probleme damit schnell löst, eine große Dis-
krepanz besteht. 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter 
Stahl, ich darf zunächst darauf hinweisen, daß ich hier 
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überhaupt nichts angekündigt habe, sondern die Ent-
scheidung der Bundesregierung für dieses Gesetz 
mitgeteilt habe. Wir haben damit — ich darf das ein-
mal im Gesamtzusammenhang darstellen — immer-
hin das fünfte bedeutsame umweltpolitische Gesetz in 
dieser Legislaturperiode durch das Kabinett verab-
schiedet und in dieses Hohe Haus eingebracht. Ich 
glaube, daß das eine sehr wichtige Kennzeichnung ist. 
Es hat keiner von Ankündigung gesprochen, sondern 
von Entscheidungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Zum zweiten. Es kann wohl auch kaum von einer 

marginalen Veränderung die Rede sein. Immerhin 
wird die Abwasserabgabe um 50 % erhöht, und zwar 
in vergleichsweise kurzen Abschnitten; denn wenn 
wir zum 1. Januar 1991 den ersten Schritt von 10 DM 
durchführen, dann wird das praktisch unmittelbar 
nach Verabschiedung des Gesetzes möglich wer-
den. 
Zum dritten. Ich kann Ihnen natürlich nicht sagen, 

wieviel zusätzliche Abgabe sich ergibt. Am liebsten 
wäre es uns und, glaube ich, Ihnen sicher auch, Herr 
Abgeordneter Stahl, wenn es zu einer Abgabenzah-
lung praktisch überhaupt nicht käme. Wenn das er-
reicht würde, dann hätte das Gesetz seinen Anreiz-
charakter wirklich erfüllt; dann hätte man nämlich 
investiert, man hätte die Kläranlagen verbessert, man 
hätte Phosphor und Stickstoff aus dem Abwasser her-
ausgeholt, und damit ergäbe sich keine Erhöhung. 
Wir gehen davon aus, daß das natürlich einen Um-

setzungszeitraum erforderlich macht. Sie wissen aus 
der grundgesetzlichen Arbeitsteilung zwischen Bund 
und Ländern, daß etwa die Frage, in welchem Zeit-
raum das umgesetzt wird, in die Verantwortlichkeit 
der Länder gehört. 
Ich darf noch einmal sagen: Eine Prognose, wieviel 

Aufkommen wir daraus erhalten werden, würde ei-
gentlich eine Resignation hinsichtlich der entspre-
chenden Entlastungsinvestitionen zum Ausdruck 
bringen. Genau das möchte ich nicht. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Also nur heiße 
Luft!) 

Vizepräsident Stücklen: Die letzte Frage, Herr Ab-
geordneter Wolfgramm. Meine Damen und Herren, 
wir müssen diesen Punkt abschließen, sonst kommen 
wir zu den anderen Fragen überhaupt nicht mehr. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP) : Herr Präsident, wir 
hatten ja die spontane Äußerung der Bundesregie-
rung zum Abwasserabgabengesetz. Deswegen 
möchte ich eine spontane Frage dazu stellen dürfen. 
Herr Bundesminister, wie sieht denn die Zielplanung 
der Regierung zur Fortsetzung der Anreizwirkung 
aus? Selbst wenn man davon ausgeht, daß guter Wille 
im Spiel ist, werden wir die Anreizwirkung vermutlich 
brauchen. Wie sieht das nach 1993 aus? Hat die Regie-
rung auch vor, die Anreizwirkung durch kontinuierli-
che Erhöhung der Abgabe zu steigern. 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Abgeordneter 
Wolfgramm, es ist sicherlich auch notwendig, jetzt 
schon über 1993 hinaus zu blicken. Aber ich bitte um 

Verständnis dafür, daß wir jetzt den Hebel angesetzt 
haben, auf der einen Seite die Erhöhung der Abwas-
serabgabe und die Erweiterung auf P und N und auf 
der anderen Seite gleichzeitig die Vorlage der Ver-
waltungsvorschriften nach § 7 a des Wasserhaushalts-
gesetzes, also die wesentliche Verschärfung der An-
forderungen an die Abwassereinleitung. Wir gehen 
davon aus, daß diese beiden Teilbereiche des Hebels 
dazu führen werden, daß es zu einer nachhaltigen 
Entlastung unserer Fließgewässer und unserer ste-
henden Gewässer kommt. 
Auch das sei ergänzend noch einmal dem Abgeord-

neten Stahl gesagt: Sollte es notwendig sein, darüber 
hinaus über eine weitere Verstärkung der Anreize zu 
diskutieren, so wird die Bundesregierung auch diese 
Überlegungen frühzeitig in ihr Kalkül mit aufneh-
men. 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
sind Sie damit einverstanden, daß ich, bevor ich die 
Befragung zu den anderen Sachgebieten fortsetze, die 
Punkte vorziehe, die in dieser Woche nicht auf der 
Tagesordnung des Bundestages stehen? — Ich sehe 
keinen Widerspruch. 
Ich rufe auf: Gesetzentwurf über die Festlegung 

eines vorläufigen Wohnsitzes für Aussiedler und 
Übersiedler. Gibt es dazu Fragen? — Es gibt keine 
Fragen. 
Dann rufe ich auf: Arbeitsgerichtsgesetz und an-

dere arbeitsrechtliche Vorschriften. Gibt es dazu Fra-
gen? — Keine Fragen. 
Dann rufe ich auf: Steuerreformgesetz. Gibt es dazu 

Wortmeldungen? — Frau Abgeordnete Matthäus-
Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Ich beziehe mich bei 
diesem Gesetzentwurf auf das Dienstmädchenprivi-
leg, damit wir wissen, wovon wir sprechen. 

(Beckmann [FDP]: Das steht da nicht d rin! — 
Glos [CDU/CSU]: Es gibt kein Dienstmäd

-

chenprivileg!) 
— Das können Sie ja dann richtigstellen, Herr Glos. 
Jetzt frage ich: Wie wollen Sie eigentlich den Mil-

lionen Normalfamilien mit Kindern erklären, daß sie 
den Kindergartenbeitrag nicht von der Steuer abset-
zen können, während Sie als Spitzenverdiener eine 
Hausgehilfin mit bis zu 6 360 DM im Jahr absetzen 
können, wenn Sie nur die entsprechenden Gelder ha-
ben, um eine Hausgehilfin einzustellen? Wie können 
Sie das den Normalfamilien erklären? 

(Beckmann [FDP] : Ist das nicht Ihre Forde

-

rung von 1979, Frau Matthäus-Maier?) 
— Die kenne ich besser als Sie. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister der 
Finanzen. 

Dr. Waigel, Bundesminister der Finanzen: Der Ge-
setzentwurf, der heute im Kabinett beschlossen wurde 
und den auch die Fraktionen von CDU/CSU und FDP 
eingebracht haben, ist ein Beitrag, um die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten in diesem Bereich zu verbes-
sern. Er ist ein Beitrag, um zusätzliche Arbeitsplätze 
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zu schaffen. Er ist auch ein Beitrag für die Emanzipa-
tion gerade der Frauen in den Familien. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das aus 
diesem Munde!) 

Eigentlich müßten Sie, Frau Matthäus-Maier, deswe-
gen entschieden dafür sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Uldall. 

Uldall (CDU/CSU): Herr Minister, dieses Gesetz 
richtet sich im wesentlichen darauf, die Vielzahl von 
heute bestehenden illegalen Beschäftigungsverhält-
nissen auf eine legale Basis zu stellen. Von welchen 
Zahlen ist die Regierung bei ihrer Gesetzesinitiative 
ausgegangen? Wie viele illegale Beschäftigungsver-
hältnisse werden nach Schätzung der Regierung be-
seitigt werden können, d. h. wie viele neue Arbeits-
plätze können durch diese Initiative geschaffen wer-
den, Herr Minister? 

Dr. Waigel, Bundesminister der Finanzen: Herr Kol-
lege, das ist schwer zu prognostizieren. Aber wir ge-
hen davon aus, daß auf diese Weise etwa 100 000 
Arbeitsplätze geschaffen bzw. aus der Illegalität her-
ausgeführt werden können. Insofern ist das auch ein 
Beitrag zur Ehrlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Gansel. 

Gansel (SPD): Habe ich Sie richtig verstanden, Herr 
Minister, daß Sie den Umstand, daß die Gattin eines 
Einkommenmillionärs in Zukunft ein Dienstmädchen 
von der Steuer absetzen und durch die Allgemeinheit 
bezahlen lassen kann, als Beitrag zur Emanzipation 
bezeichnet haben? 

Dr. Waigel, Bundesminister der Finanzen: Darf ich 
in diesem Zusammenhang die Frage an Sie, Herr Kol-
lege Gansel, zurückrichten, ob nicht auch die Ver-
zehnfachung des Sparerfreibetrages für die Gattin des 
Millionärs etwas ist, das Sie aus Ihrer Ideologie heraus 
nicht vertreten können? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Das war aber keine 

Antwort auf die Frage!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Fell. 

Dr. Fell (CDU/CSU): Herr Minister, haben Sie Vor-
ausschätzungen darüber, wie hoch das Beitragsauf-
kommen aus solchen Beschäftigungsverhältnissen 
sein wird, so daß man das auch mal mit den Aufwen-
dungen, die hier beklagt werden, aufrechnen kann? 

Dr. Waigel, Bundesminister der Finanzen: Ich kann 
das im Augenblick nicht sagen, aber ich gehe davon 
aus, daß wir bis zur ersten Lesung auch zu diesem 
Punkt Auskunft geben können. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Minister, es 
ist also zutreffend, was ich vorher gesagt habe, näm-
lich daß für 100 000 Familien unter dem Strich — Herr 
Fell, das ist bereits der Saldo — 225 Millionen DM 
ausgegeben werden, d. h. jede Familie wird 2 250 DM 
pro Jahr sparen, und dem steht gegenüber, daß insge-
samt 14 Millionen Familien pro Jahr je Familie durch-
schnittlich 75 DM bekommen, was ich schon auf ein 
Jahr hochgerechnet habe. Wie halten Sie dieses Ver-
hältnis, für 100 000 Familien 2 250 DM jährlich und für 
14 Millionen Familien 75 DM durchschnittlich jähr-
lich, für gerechtfertigt? 

(Uldall [CDU/CSU]: Die kriegen das doch 
nicht!) 

Dr. Waigel, Bundesminister der Finanzen: Ich halte 
das auch familienpolitisch für gerechtfertigt, weil ins-
besondere hilflose Personen mit einbezogen sind und 
wir hier einen wichtigen Beitrag im Hinblick auf die 
häusliche Betreuung von Behinderten leisten. Das 
steht für uns im Vordergrund. Es ist übrigens auch 
hinsichtlich der Abgrenzung von der Zahl der Kinder 
her, vom Alter der Kinder her und insofern neben der 
arbeitsplatzschaffenden Komponente auch im Hin-
blick auf die soziale Komponente eine durchaus be-
rechtigte und vertretbare Maßnahme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Solms. 

Dr. Solms (FDP): Herr Minister, wie beurteilen Sie 
die diffamierende Kennzeichnung „Dienstmädchen-
privileg" vor dem Hintergrund, daß bekannt ist, daß 
Zehntausende von berufstätigen Frauen den Wunsch 
nach Berufsausübung und den Wunsch, Kinder zu 
haben und zu betreuen, nur dann gleichzeitig realisie-
ren können, wenn diese Möglichkeit mit einer solchen 
Familien- und Pflegehilfe eröffnet wird? 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Dann 
müßte man auch Kindergartenbeiträge ab

-

setzen können!) 

Dr. Waigel, Bundesminister der Finanzen: Ich sehe 
in der Semantik der Opposition den Versuch, das, was 
in der Familie geschieht, gegenüber dem zu diffamie-
ren, was außerhalb der Familie geschieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Wie beurteilen Sie, 
Herr Minister, daß die Deutsche Steuergewerkschaft 
sagt, daß die Einführung dieses sogenannten Hausge-
hilfinnenfreibetrages aus der großbürgerlichen Denk-
weise stammt — daher kommt auch dieses Wort —, 
und ist es nicht so, daß Sie, wenn Sie schon so etwas 
einführen, im Hinblick auf die Gerechtigkeit zunächst 
die steuerliche Absetzbarkeit von anderen Kinder-
betreuungskosten, insbesondere der Beiträge zum 
Kindergarten, einführen müßten? Wieso sagen Sie 
dem Normalbürger: Keine steuerliche Absetzbarkeit 
der Kindergartenbeiträge, wohl aber steuerliche Ab-
setzbarkeit, wenn ich nachmittags die gleiche Kinder-
gärtnerin privat engagiere, damit sie auf meine zwei 
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Kinder aufpaßt, was sich sowieso nur sehr gut Verdie-
nende leisten können? 

Dr. Waigel, Bundesminister der Finanzen: Es hat 
gegen fast alle steuerlichen Gesetzgebungsmaßnah-
men  zunächst Kritik gegeben, und wir werden diese 
Kritik, die hier geäußert wurde, im Ausschuß auch mit 
den entsprechenden Verbänden in aller Sachlichkeit 
besprechen. Bei der anderen Angelegenheit müssen 
Sie vor allen Dingen den arbeitsmarktpolitischen Ge-
sichtspunkt in den Vordergrund rücken. Der stand für 
uns an erster Stelle, und damit erzielen wir eine Ver-
besserung der Arbeitsmarkteffektivität, was in vielen 
Parteien auch schon in der Vergangenheit diskutiert 
wurde. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
können Sie die irrige Behauptung von Frau Schmidt 
noch einmal geraderücken, indem Sie darauf hinwei-
sen, daß durch diese Pflege- und Familienhilfe kein 
Geld ausgegeben wird, sondern es sich hier um eine 
Mindereinnahme bei den Steuern handelt und daß 
demgegenüber die entsprechenden Abgaben zur So-
zialversicherung das um ein Mehrfaches übertreffen, 
nämlich, soweit ich diese Zahlen kenne, um 430 Mil-
lionen DM? 

Dr. Waigel, Bundesminister der Finanzen: Die 
Mehreinnahmen betragen nach unseren Informatio-
nen über 400 Millionen DM, und wenn man die Bilanz 
entsprechend zieht, läßt sich das sehr gut begründen 
und sehr gut rechtfertigen. Aber Bilanzieren ist nicht 
die Stärke der Opposition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bohl [CDU/CSU]: Das sollten die viel häufi-

ger mal tun!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Bundesminister, nun 
haben Sie die Zahlen, die Frau Matthäus-Maier und 
Frau Schmidt hier vor dem Bundestag dargelegt ha-
ben, nicht in Frage gestellt: auf der einen Seite 2 250 
DM je Familie, auf der anderen Seite 75 DM Entla-
stung je Familie. Würden Sie der Aussage der evan-
gelischen Kirche und von Vertretern der katholischen 
Kirche, wonach Ihnen, der Bundesregierung, inzwi-
schen jede Sensibilität für soziale Belange abhanden 
gekommen ist, 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Wann haben 
die denn das gesagt? Stimmt doch gar 

nicht!) 
wenigstens unter diesem Gesichtspunkt, nämlich dem 
Vergleich der Zahlen, zustimmen? 

Dr. Waigel, Bundesminister der Finanzen: Ich kann 
mich an die Äußerungen der Kirchen erinnern, als die 
Familie unter Ihrer Regierung als Sozialisationsagen-
tur der Gesellschaft bezeichnet wurde. Ich bin sehr 
wohl in der Lage, mit den Kirchen darüber zu disku-
tieren, daß 18 Milliarden DM mehr für familienbezo-

gene Maßnahmen seit 1983 eine großartige Leistung 
dieser Regierung darstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
damit schließe ich diesen Bereich und rufe auf: Bun-
deserziehungsgesetz. Sind Fragen dazu? — Es wer-
den keine Fragen gestellt. Damit ist dieser Bereich 
abgeschlossen. 
Ich rufe auf: Bundeskindergeldgesetz. Sind dazu 

Fragen? — Auch keine Fragen. 
Dannt treten wir — 10 bis 15 Minuten — in die 

freien Fragen ein. 
Das Wort hat Frau Abgeordnete Oesterle-Schwe-

rin. 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Die Äußerun-
gen des neuen Regierungssprechers Hans Klein in 
der Illustrierten „Quick", daß es sich bei der Waffen-
SS um eine kämpfende Truppe gehandelt hat, beste-
hend aus Männern, die — so wörtlich — „glaubten, 
ihr Vaterland verteidigen zu müssen", hat der Korre-
spondent der Zeitung „Le Monde" mit dem Verweis 
auf den Massenmord durch die Waffen-SS in Oradour 
wie folgt kommentiert: 

Sollte Klein den jungen Leuten von heute, die 
diese furchtbare Zeit nicht miterlebt haben, tat-
sächlich eine solche Botschaft ans Herz legen 
wollen, dann begeht er ein historisches Verbre-
chen. 

Jetzt frage ich die Bundesregierung: Handelt es sich 
bei dieser Äußerung um den Versuch, die CDU/CSU 
für potentielle Wähler von NPD und Republikanern 
durch Geschichtsverfälschung und nachträgliche Eh-
renerklärung für die Waffen-SS attraktiv zu ma-
chen? 

(Uldall [CDU/CSU]: Sehr anmaßend! Wir 
sind alle Nazis, nicht? — Weiterer Zuruf von 

der CDU/CSU: Unverschämt!) 
Nimmt sie dadurch billigend in Kauf, daß die Opfer 
der Waffen-SS verhöhnt werden, oder ist die Bundes-
regierung bereit, sich von den Äußerungen ihres 
Sprechers zu distanzieren? 

Vizepräsident Stücklen: Ich bitte doch um ganz 
kurze Fragen! Es geht nicht an, daß wir hier langat-
mige Fragen stellen; denn das geht immer auf Kosten 
der Kolleginnen und Kollegen, die ebenfalls Fragen 
stellen wollen. 
Bitte schön, Herr Bundesminister. 

Seiters, Bundesminister für besondere Aufgaben, 
Chef des Bundeskanzleramts: Frau Kollegin, Ihrer 
Fraktion ist heute morgen mitgeteilt worden, daß der 
Bundesminister Klein den ganzen Tag ortsabwesend 
ist und auch an der Kabinettssitzung heute nicht teil-
genommen hat. 
Ich sage, daß wir eine Diskussion über diese Fragen 

hier im Hause jederzeit führen können. Aber ich finde 
es richtig, wenn zunächst der Kollege Klein an dieser 
Stelle zu seinen Äußerungen Stellung nimmt. Ich 
möchte diese Äußerungen nicht interpretieren, son- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 142. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Mai 1989 	10495 

Bundesminister Seiters 

dern bin der Auffassung, daß er hier selber Stellung 
nehmen sollte. 
Ich darf aber sagen, daß er in der Pressekonferenz 

erklärt hat: 

Ich habe mich dabei im wesentlichen auch ge-
stützt auf Äußerungen in dieser Frage, die vor 
geraumer Zeit von dem damaligen SPD-Vorsit-
zenden Kurt Schumacher und von der Deutschen 
Bischofskonferenz gemacht wurden. 

Ich möchte über diese Erklärung nicht hinausgehen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Gansel 
[SPD]: Das ist nun aber auch nicht sehr 

fair!)  

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Ich würde gern eine Frage an 
Bundesminister Dr. Blüm stellen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Bohl, 
Sie stellen eine Frage an die Bundesregierung. Wer 
darauf antwortet, bestimmt die Bundesregierung. 

Bohl (CDU/CSU): Natürlich. Ich wollte trotzdem 
den Hinweis geben, daß es mir recht wäre, wenn Herr 
Bundesminister Dr. Blüm antworten würde. 

(Heiterkeit) 
Ich würde ihn angesichts der öffentlichen Diskus-

sion gern fragen, wie er die Situation in den Kranken-
häusern — und dort insbesondere die Pflegesitua-
tion — beurteilt und wie die Bundesregierung in die-
ser Frage zu agieren gedenkt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Dafür ist Frau 
Lehr zuständig!) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Abgeordneter Bohl, die Bundesregierung 
hat sich mit der Situation der Pflegeberufe heute sehr 
ausführlich beschäftigt und ihren großen Respekt und 
Anerkennung für die aufopferungsvolle Tätigkeit vie-
ler Schwestern und Pfleger in Krankenhäusern und 
Pflegeheimen noch einmal ausdrücklich zum Aus-
druck gebracht. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Die 
schwatzen wohl nicht so arg viel in den Kü-

chen herum!) 
Sie hat sich auch mit der Frage beschäftigt, was die 
Bundesregierung leisten kann, um zur Lösung dieses 
Problems beizutragen. Sie wird beispielsweise die An-
rechnung von Krankenpflegeschülern auf den Stel-
lenplan in den Krankenhäusern günstiger gestalten 
sowie die Personalausstattung in den psychiatrischen 
Kliniken gezielt verbessern. 
Wir machen allerdings auch darauf aufmerksam, 

daß der große Bereich Krankenhaus weitere Verant-
wortungsträger hat: die Tarifpartner für die Vergü-
tung, die Krankenhausträger für die Arbeitsbedin-
gungen, die Länder für die ambulante Pflege sowie 
die Spitzenverbände der Krankenkassen und der 
Krankenhausträger für die Personalbemessung. Ich 
denke, es wäre am besten, wir würden es schaffen, 
alle um einen runden Tisch zu versammeln, damit  

jeder seinen Beitrag dazu leisten kann, die aufopfe-
rungsvolle Tätigkeit derjenigen, die im Krankenhaus 
ihren Dienst tun, zu unterstützen. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Jahn. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Nachdem der erste Mord-
aufruf aus dem Iran schon einige Wochen zurückliegt 
und in den vergangenen Wochen ein zweiter, diesmal 
wiederum durch einen hohen Würdenträger, den Par-
lamentspräsidenten, verbunden mit der Aufforderung 
zu internationalen Terrorakten, ergangen ist, frage 
ich: Hat sich die Bundesregierung mit diesem Vor-
gang beschäftigt? Ist sie bereit, ihre bisher zögernde 
Haltung in der Frage angemessener Reaktionen ge-
genüber dem Iran aufzugeben, und ist sie insbeson-
dere bereit, sich nicht weiterhin hinter dem vergebli-
chen Versuch zu verstecken, darüber eine europäi-
sche Verständigung herbeizuführen, die ja bekannt-
lich bereits mißlungen ist? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, die Bundesregie-
rung hat keinerlei zögerliche Haltung in der Frage der 
Behandlung des Iran an den Tag gelegt. Ich möchte 
Sie darauf hinweisen, daß die Europäische Gemein-
schaft vor zwei Tagen in der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit diesen neuerlichen Mordaufruf ein-
vernehmlich auf das schärfste verurteilt hat. Sie hat 
dazu ausgeführt, daß es völlig inakzeptabel ist, daß 
ein weiteres führendes Mitglied der höchsten irani-
schen Autoritäten eines der ganz wesentlichen 
Grundprinzipien des Zusammenlebens der Völker 
durch einen solchen neuerlichen Mordaufruf verletzt 
hat. Dem kann nur durch internationale Solidarität, 
vor allen Dingen mit den Staaten, die durch diesen 
Mordaufruf unter Umständen als erste betroffen sein 
könnten, d. h. mit den Ländern, die hier direkt be-
nannt worden sind, begegnet werden. 
Ich kann Sie darüber hinaus darauf hinweisen, daß 

alle die Maßnahmen weiter bestehen, die innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft einvernehmlich in 
Gang gesetzt worden sind. Dazu gehört von der Seite 
der Bundesrepublik auch, daß die Wirtschaftsgesprä-
che auf Regierungsebene weiterhin nicht geführt wer-
den; dazu gehört auch, daß das Kulturabkommen wei-
terhin nicht in Kraft gesetzt wird; dazu gehört auch, 
daß der Botschafter weiterhin nicht zurückreist. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Präsident! Ich frage die Bundes-
regierung: Ist die Bundesregierung in der Lage, eine 
wirtschaftspolitische Bewertung der Einführung des 
Dienstleistungsabends schon heute abzugeben? 
Wenn ja: Wie lautet sie? 

Dr. Haussmann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Herr Kollege Lüder, der Bundeskanz-
ler hat heute im Verlauf der Kabinettsbesprechung 
auch das Thema Dienstleistungsabend angespro-
chen. Ich gehe davon aus, daß die Ausschüsse und der 
Bundesrat mit dazu beitragen werden, daß wir eine 
erste Flexibilisierung erreichen, daß ab Oktober zum 
erstenmal die Verbraucher in der Bundesrepublik 
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Deutschland zwei Stunden länger einkaufen können, 
daß es beim kurzen Samstag bei 14 Uhr bleibt und daß 
bei den langen Samstagen in den Sommermonaten 
die Geschäfte um 16 Uhr geschlossen werden. Ich 
halte das nicht für ein Musterbeispiel an großer Flexi-
bilität; aber ich halte es für einen ersten Fortschritt 
insbesondere für Frauen und für alleinerziehende Be-
rufstätige. Ich glaube, hier trifft das Wort zu: Der Fort-
schritt ist manchmal eine Schnecke; aber sie bewegt 
sich. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Penner, bitte sehr. 

Dr. Penner (SPD): Hat die Bundesregierung in der 
heutigen Sitzung herausgefunden, ob die Äußerung 
des Bundesverkehrsminister Dr. Zimmermann, 
Dr. Dregger sei in bezug auf seine Einstellung zur Sta-
tionierung der Lance-Raketen ein Holzkopf, den Tat-
sachen entspricht? 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Eine Dreiecksfrage ist nicht zulässig!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Pen-
ner, Sie haben die Frage gestellt, aber es ist nicht Auf-
gabe der Bundesregierung, auf persönliche Äußerun-
gen zu antworten. 

(Zurufe von der SPD: Verkehrsminister!) 
— Wenn die Bundesregierung das will, soll sie sich 
dazu äußern. Will jemand von der Bundesregierung 
dazu Stellung nehmen? 

(Dr. Penner [SPD]: Entschuldigung, er ist ein 
Mitglied des Kabinetts!) 

— Es will sich niemand dazu äußern. 
Ich erteile das Wort Herrn Abgeordneten Scharren-

broich. 

Scharrenbroich (CDU/CSU): Nachdem am gestri-
gen Tag und am heutigen Tag Meldungen zugenom-
men haben, daß in Panama Menschenrechte verletzt 
werden, daß der Vorsitzende der größten Oppositions-
partei, Ricardo Arias, in das erzbischöfliche Palais Zu-
flucht nehmen mußte, das inzwischen von Soldaten 
umgeben ist, und nachdem bekanntgeworden ist, daß 
etwa 10 % der Wahlurnen von den Militärs wegge-
schleppt worden sind und der Wahlsieg der Opposi-
tion eindeutig ist, möchte ich die Bundesregierung 
fragen, wie sie zu diesen Vorfällen Stellung nehmen 
möchte. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, die Bundesregie-
rung hat sich in der heutigen Kabinettsitzung mit die-
ser Frage befaßt. Wir haben die Berichte der Kollegen 
aus dem Deutschen Bundestag, die als Wahlbeobach-
ter in Panama an den Wahlen teilgenommen haben, 
zur Kenntnis genommen. Wir haben zur Kenntnis ge-
nommen, daß einhellig davon gesprochen worden ist, 
daß es sich hier nicht um ein faires und gerechtes 
Wahlverfahren gehandelt hat, sondern daß es sich of-
fensichtlich um ein Täuschungsmanöver größeren 
Umfanges handelt. Dies wird von der Bundesregie-
rung auf das schärfste verurteilt. 

Die Bevölkerung von Panama hat ein Recht darauf, 
faire und gerechte Wahlen durchgeführt zu bekom-
men. Wenn sie im Vertrauen darauf, daß dies möglich 
ist, ihre Stimme abgibt, dann muß sie dieses Vertrauen 
auch honoriert bekommen. 
Die Bundesregierung ist sehr besorgt über die Ent-

wicklung der Demokratie und der Menschenrechte in 
diesem Staat. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Wie gedenkt die 
Bundesregierung mit den alarmierenden Nachrichten 
umzugehen, daß zu einer Zeit, wo sie zu Recht Ver-
handlungen über Kurzstreckenraketen fordert, eine 
namhafte deutsche Firma und von ihr wegproliferierte 
weitere Firmen ganz offensichtlich in Ländern in Kri-
sengebieten an der Produktion von Raketen beteiligt 
sind, die eine weit höhere Reichweite haben als bei-
spielsweise die durch das INF-Abkommen ausge-
schlossenen Raketen? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, Sie beziehen sich 
offensichtlich auf einen Bericht einer namhaften deut-
schen Wochenzeitung 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Auf meh

-

rere Berichte!) 
— auf mehrere Berichte dazu. Die Bundesregierung 
geht solchen Hinweisen natürlich nach. Eine abschlie-
ßende Stellungnahme dazu kann ich Ihnen heute 
noch nicht geben. Ich kann Ihnen allerdings versi-
chern, daß jeder dieser Hinweise von uns auf genom-
men  worden ist und sorgfältig geprüft wird. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Werner. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Ich frage die Bundesre-
gierung, inwieweit sie im Rahmen der Vorbereitun-
gen für den Besuch von Herrn Gorbatschow daran 
denkt und gedacht hat, daß die Anwendung von 
Kampfgasen in Georgien und anderswo in einem ek-
latanten Widerspruch zu den psychologischen Abrü-
stungsoffensiven der Sowjetunion und auch im Wider-
spruch zur Unterschrift unter das Wiener KSZE-Doku-
ment steht. In welcher Form gedenkt die Bundesre-
gierung dies Herrn Gorbatschow hier in Bonn deutlich 
zu machen? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, selbstverständlich 
wird — wie mit allen ausländischen Besuchern — eine 
breite Palette von Themen erörtert. Natürlich werden 
zwischen unseren Regierungen auch kontroverse 
Themen erörtert. Uns scheint es selbstverständlich zu 
sein, daß bei solchen Gelegenheiten ebenfalls The-
men angesprochen werden, die vom Besucher nicht 
immer einfach zu beantworten sein werden. Sie kön-
nen mit Sicherheit davon ausgehen, daß im Rahmen 
der breiten Fülle dessen, was angesprochen wird, 
auch solche Themen erörtert werden. 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gansel. 
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Gansel (SPD): Die Bundesregierung hat nach einer 
Parlamentsdebatte über eine mögliche Beteiligung 
Deutscher an der Giftgasfabrikation in Libyen eine 
Lehre gezogen, alle erkennbaren Unterlagen zusam-
mengestellt und koordiniert sowie erklärt, sie werde 
das auch in Zukunft tun, damit bei ähnlichen Affären 
alle der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnisse 
gesichtet und koordiniert werden könnten. 
Meine Frage ist: Haben Sie zur Erleichterung der 

Ermittlungen der Staatsanwaltschaften wegen des 
Raketentransfers nach Ägypten, Irak, Argentinien 
und möglicherweise nun auch nach Rumänien diese 
Koordinationsaufgabe in der Bundesregierung gelöst 
und u. a. den Staatsanwaltschaften auch die 150 Un-
terlagen zur Verfügung gestellt, die nach Mitteilung 
eines ehemaligen amerikanischen Staatssekretärs der 
Bundesregierung in den vergangenen Jahren über 
eine mögliche Beteiligung Deutscher an der Raketen-
produktion im Ausland zur Verfügung gestellt wor-
den sind? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, die Bundesregie-
rung hält sich selbstverständlich an Beschlüsse, die sie 
selber gefaßt hat, und wird sie jedenfalls umsetzen. 
Ich habe bereits darauf hingewiesen, daß die Bun-

desregierung im Falle des möglichen illegalen Trans-
fers von Raketentechnologie tätig geworden ist, und 
es würde einiges dafür sprechen, daß er illegal wäre, 
wenn er so durchgeführt worden ist. Die Bundesregie-
rung geht allen Hinweisen nach, wird sie sorgfältig 
prüfen und selbstverständlich die notwendigen 
Schritte einleiten. 

(Gansel [SPD]: Helfen Sie der Staatsanwalt-
schaft!) 

Vizepräsident Stücklen: Die letzte Frage, Frau Ab-
geordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Nachdem jetzt 
doch die Einfuhr von hormonhaltigem Fleisch aus 
den USA in die EG möglich wird, frage ich die Bun-
desregierung, wie der Verbraucher hier in der Bun-
desrepublik geschützt werden soll. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Staatssekretär von 
Geldern. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Präsident! Frau Kollegin Schmidt, ich halte das 
für eine Fehlinformation. Die Europäische Gemein-
schaft hat sich im Gegenteil durchgesetzt. Das in der 
ganzen Gemeinschaft geltende Verbot des Einsatzes 
von Hormonen in der Tiermast gilt auch in den Au-
ßenbeziehungen gegenüber den Vereinigten Staa-
ten. 
Was die Gemeinschaft in den Gesprächen mit den 

Vereinigten Staaten erreicht hat, ist, daß dort die Er-
zeuger kontrolliert werden, daß eine EG-Kontrolle 
stattfindet und daß nur garantiert nicht mit Hormonen 
behandeltes Fleisch aus den Vereinigten Staaten auf 
den europäischen Markt kommen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Ich beende die Befragung 
der Bundesregierung und rufe den Zusatztagesord-
nungspunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 
Gefährdung des Rechtsstaates und der inneren 
Sicherheit auf Grund der aktuellen Ereignisse 
am 1. Mai 1989 in Berlin 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der CDU/ 
CSU hat gemäß unserer Geschäftsordnung eine Aktu-
elle Stunde zu diesem Thema verlangt. Ich eröffne die 
Aussprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In Berlin haben 
am 1. Mai Haß, blinde Zerstörungswut, nackte Gewalt 
regiert. Der demokratische Rechtsstaat war außer 
Kraft gesetzt. Das, was die Grün-Alternativen die 
„Umgestaltung West-Berlins in eine basisdemokrati-
sche Friedenskommune" nennen, entpuppte sich als 
Rückfall ins finstere Mittelalter: Macht der Kriminel-
len, Ohnmacht des Rechtsstaates, Unterdrückung der 
Gewaltlosen. 

Daß in Berlin linke Gewalttäter die Oberhand ge-
wannen, war kein einmaliger Betriebsunfall, sondern 
ist die Folge grün-alternativer Aufweichung gegen-
über Politkriminellen und roter Anpassungspolitik an 
die GRÜNEN. Der rot-grüne Senat schuf die Voraus-
setzungen für die Eskalation der Gewalt in Berlin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Teil I des Regiebuches der Gewalt steht im grün-

alternativen Wahlprogramm, das Eingang in die Ber-
liner Koalitionsvereinbarung fand: Gewalt wird durch 
soziale Verhältnisse und Strukturen produziert. — So 
heißt es da. — Letztlich ist es also der Staat selbst, der 
für die Gewalt verantwortlich ist. Also muß Gewalt 
akzeptiert werden, „wo legitimierte Bedürfnisse in 
der Gesellschaft ignoriert werden" . — So das alterna-
tive Wahlprogramm. 
Die Grün-Alternativen trafen mit dieser Perversion 

der Gewaltursachen auf eine SPD, die seit langem 
Aufweichungstendenzen gegenüber Politkriminellen 
zelebriert: 

(Oh-Rufe bei der SPD — Weitere Zurufe von 
der SPD — Zurufe von den GRÜNEN) 

In der Hafenstraße in Hamburg dürfen Chaoten schal-
ten und walten, wie sie wollen. Beim Geiseldrama von 
Gladbeck führten Mörder den Innenminister Schnoor 
als Tanzbär durch die Republik. Der Staat erschien 
ohnmächtig. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Drei Unschuldige mußten dafür mit dem Leben be-
zahlen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Haß ist das! — 
Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Gegenüber terroristischen Erpressern überbieten sich 
SPD-Politiker in devoter Anbiederung und mit ständig 
großzügigeren Gesprächs- und Verhandlungsange-
boten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN) 
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— Ich verstehe, daß Sie nervös werden. Die Wahrheit 
fällt schwer! 

Die Berliner Gewalttäter haben die Einladung zur 
Gewalt durch die Berliner Koalition verstanden. Sie 
konnten bei den GRÜNEN auf Verständnis, ja, sogar 
auf Mitmarschierer hoffen. Prompt haben nach der 
grauenvollen Gewalt maßgebliche GRÜNE wie die 
Ex-Bundestagsabgeordnete Olms Verständnis für die 
Gewalt geäußert. Heute werden in der „taz" die Poli-
zisten in Berlin für ihre Flucht vor der Gewalt auch 
noch belobigt. Welcher Hohn! 

Auf die SPD konnten sich die Gewalttäter ebenfalls 
verlassen. Bis 1981 hatte der SPD-Senat 167 Hausbe-
setzungen zugelassen und bei Gewaltdemonstratio-
nen mehr weg- als hingesehen. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Öfter mal was 
Neues!) 

Daß die SPD auch jetzt in Berlin eher dulden als 
handeln werde, zeigten erprobte Verhaltensmuster 
sozialdemokratischer Politiker von der Hafenstraße 
bis zu Schnoor. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei Gewalt erst wegsehen, dann beschwichtigen, 
dann den Psychotherapeuten senden; wenn der Ge-
waltkriminelle diesen dann wegstößt, zuschlägt und 
wenn Unschuldige zu Opfern werden, war die Polizei 
schuld! Meine Damen und Herren, das ist mehr als 
schäbig, gerade von sozialdemokratischen Politi-
kern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Wer sagt denn das?) 

Für viele Grün-Alternative ist der Staat an jedweder 
Art von Gewalt schuld. Teilweise schüren GRÜNE 
sogar Gewalt, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie auch mit Ihren 
Reden!) 

wenn es in das politische Kalkül paßt. Daher sammeln 
GRÜNE Geld für Waffen in El Salvador, und Mech-
tersheimer läßt von Gaddafi grüßen. An Sie, an die 
GRÜNEN, zu appellieren ist ohnehin vergebliche Lie-
besmüh. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Den Sozialdemokraten jedoch sei gesagt: Im demo-
kratischen Rechtsstaat ist die Rechtsordnung kein 
Zwang, sondern unverzichtbare Friedensordnung. 
Wer diese bricht, muß vom Staat klare Grenzen ge-
setzt bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie mir nicht glauben, dann glauben Sie dem 
von den Nationalsozialisten hinge richteten Sozialde-
mokraten Dr. Julius Leber, der sagte: 

Mit Politikern debattiert man, gegen Banden-
häuptlinge und Mordanstifter setzt man die 
Machtmittel des Staates ein, und eine Staatsge-
walt, die mit politischen Verbrechern darüber de-
battiert, ob sie recht oder unrecht haben, darf 
nicht erwarten, daß sie sehr viel Respekt ge-
nießt. 

So weit das Zitat eines Märtyrers aus der Zeit der 
Nationalsozialisten, den in Ruhe anzuhören Sie nicht 
einmal mehr in der Lage sind. 

(Lambinus [SPD]: Daß Sie den Mann zitieren, 
ist äußerst peinlich!) 

Daher der Appell an die SPD: Denken Sie um, lösen 
Sie sich von den Grün-Alternativen, die keinen Tren-
nungsstrich zur Gewalt ziehen, lösen Sie sich von fal-
schen, vermeintlich humanen, in der Wirklichkeit 
aber zutiefst inhumanen Lösungsmodellen, die zu 
nichts als zu gewalttätigem Chaos führen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir lösen uns von 
dieser Bundesregierung!) 

Finden Sie zur Gemeinsamkeit der Demokraten im 
Kampf gegen Rechtsbrecher zurück! 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN — 

Lambinus [SPD]: Pfui Teufel!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Penner. 

Dr. Penner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist völlig unbestreitbar: Im Berliner 
Bezirk Kreuzberg hat es Aufruhr gegeben, Rowdy-
tum und Vandalismus mit beträchtlichen Körper - und 
Sachschäden. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Mit Senatsunterstüt

-

zung!) 

Es war vieles so wie zu Zeiten von Diepgen, 

(Zustimmung bei der SPD — Widerspruch 
bei der CDU/CSU — Feilcke [CDU/CSU]: 

Von  Vogel!)  

nur teilweise noch gewalttätiger und zerstörerischer 
als damals. Das eine wie das andere ist schlimm. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Niederträchtig und staatszerstörerisch ist allerdings 
die Äußerung von Eberhard Diepgen — immerhin bis 
vor zwei Monaten langjähriger Bürgermeister von 
Berlin — in der „Welt" vom heutigen Tage, daß der 
jetzige Senat Kreuzberg zum Plündern freigegeben 
habe. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Eine Unverschämtheit!) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, was ist 
zu tun? Die vom Berliner Innensenator zu verantwor-
tende polizeiliche Linie ist dem Kern nach richtig. Ein-
dämmung und Begrenzung von Gewalt muß in sol-
chen Situationen erste polizeiliche Maxime sein. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Da ist Klugheit und Besonnenheit gefordert, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

nicht das gierende, teils geifernde Einfordern mög-
lichst rücksichtsloser staatlicher Gegengewalt, die ja 
durch das Gewaltmonopol des Staates legitimiert 
sei. 
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Gar nichts taugt die Forderung, nun müsse der Poli-
zeiknüppel, ja, sogar die Pistole dem Spuk ein Ende 
bereiten. Das ist barer Unsinn. Vieles spricht dafür, 
daß dann alles noch viel schlimmer wird. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

Zudem ist die Polizei eben nicht eine Bürgerkriegsar-
mee fürs Innere. 

Unabhängig davon halten wir daran fest, daß es 
gerade in einem demokratischen Staat keine rechts-
freien Zonen geben darf, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Wissen das Ihre Kolle-
gen in Berlin?) 

ob in Kreuzberg oder in der Hafenstraße, aber auch 
nicht über willkürliche Amnestien bei Steuerstrafta-
ten 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

wie zuletzt im Zusammenhang mit der Quellensteuer 
und durch sehr verhalten praktizierte Verfolgung von 
Wirtschaftsstraftaten generell. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Es darf aber auch nicht eine völlig sinnlose Berufung 
auf das staatliche Gewaltmonopol geben, wie gerade 
Wackersdorf offenbart hat, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

wo Tausende Bereitschaftspolizisten für von vorn-
herein fragwürdige und letztendlich gegenstandslose 
politische Entscheidungen ihren Buckel haben hin-
halten müssen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

An die Adresse jenes Chefpräsidenten des Bundes-
verwaltungsgerichts, der letzte Woche beim Anwalts-
tag den Verfall des Rechtsstaats beklagt hat, sage 
ich: 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Und er meinte die 
Hafenstraße!) 

Es ist ja wahr, daß der Sinn für die Allgemeinverbind-
lichkeit des Rechts nicht so ist, wie es wünschenswert 
wäre. Daß es auch mit der Gesetzgebungsarbeit nicht 
immer zum besten steht, ist wohl wahr. Daß das ge-
sellschaftliche Erschütterungen zur Folge hat, spüren 
wir alle. Aber hätte es jenem Chefpräsidenten nicht 
gut angestanden, dabei auch die klägliche Rechtspre-
chung der Justiz zur Nazijustiz einzubeziehen, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

die viele Menschen an der Gerechtigkeit hat zweifeln, 
ja, verzweifeln lassen, weil sie de facto Straffreistel-
lung aller noch so blutbefleckter Richter und Staats-
anwälte in toto bewirkt hat? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Hier geht es um 
Kreuzberg und linke Faschisten!) 

Und was das Gezeter um die Nachdenklichkeit und 
Erwägungen des Berliner Innensenators im Vorfeld 
der Krawalle angeht, so meinen wir: So richtig es ist, 
daß auch in Polizeiangelegenheiten am Schluß zu ver-
antwortende politische Entscheidungen stehen kön-
nen, wenn sie denn gefordert sind, so unabweisbar  

pflichtgemäß handelt derjenige Politiker, der vorher 
gerade auch mit Fachleuten das offene Beratungs-
gespräch sucht. Nur die von der Formel „Befehl und 
Gehorsam" Besessenen können daraus Flucht aus der 
Verantwortung lesen, wie das denn auch in völliger 
Verkennung und Verzerrung der tatsächlichen Lage 
geschehen ist. 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, die Bür-

ger haben uneingeschränkten Anspruch auf Schutz 
vor Rechtsbrechern. Erst durch die Aktivierung vieler 
Politikbereiche, von der Sozialpolitik bis zur polizeili-
chen Zuständigkeit, gibt es eine Chance, besser mit 
der Gewalt zurechtzukommen, als das beispielsweise 
in Kreuzberg bisher geschehen ist. 
Schönen Dank für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich weiche nach den ersten bei-
den Reden ein bißchen von dem Text ab, den ich mir 
überlegt hatte. 
Ich fühle mich an Aussprüche zweier Bundespräsi-

denten erinnert. Der eine stammt von Heinemann. Er 
wies darauf hin, daß diejenigen, die mit dem Finger 
auf andere zeigen, bedenken sollten, wie viele Finger 
auf sie selbst zurückweisen. Der zweite Präsident war 
Theodor Heuss. Er sagte einmal: Wenn jemand zur 
Entschuldigung für Vorgehen das Unrecht und die 
Brutalität der anderen nennt, um selbst Maßstäbe zu 
finden, so sei das das Verhalten der moralisch An-
spruchslosen. 
Ich glaube, wir müssen hier ein bißchen umsichti-

ger, ein bißchen weitsichtiger, ein bißchen kritischer 
sein. Es kann und darf doch nicht Aufgabe dieser 
Aktuellen Stunde sein, über die Rechtfertigung eines 
Polizeieinsatzes, über polizeitaktische Einsatzfines-
sen oder gar über die Interna einer Landesbehörde 
einen parlamentarischen Schiedsspruch zu fällen. Das 
Bonner Wasserwerk ist kein Schöneberger Ersatzrat-
haus. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Feilcke 
[CDU/CSU]: Die SPD sucht jeden Strohhalm, 

um zu klatschen!) 

Unsere Aufgabe kann nur sein, unsere Aufgabe muß 
aber auch sein, aus bundespolitischer Sicht einen Bei-
trag zu liefern, Maßstab und Rahmen dazu zurechtzu-
rücken, was in den Berliner Bezirken Kreuzberg und 
Neukölln am 1. Mai geschah und was danach darüber 
gesagt wurde. 

Meine Damen und Herren, Sprache ist verräterisch. 
Sprache entlarvt. Wer mit unzutreffendem Ausdruck 
kommentiert, zeigt, daß auch seine Analyse unzutref-
fend ist. 

Unzutreffend war, Frau Senatorin, die Einschätzung 
des Regierenden Bürgermeisters Momper, als er in 
den gewalttätigen Ausschreitungen jener Nacht ei-
nen Angriff auf seine Koalition sah. 

(Dr. Penner [SPD]: Ich denke, wir wären 
nicht in  Berlin!)  
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Hier ging es nicht um politisches Handeln gegen eine 
rot-grüne Koalition. Hier ging es um kriminelle Taten 
gegen den Staat und unsere Mitbürger. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vielen Mittätern — auch das müssen wir sehen — 
ging es allein um Kriminalität als solche, um „crime as 
such". Hier war bei vielen überhaupt nicht Politik 
gefragt oder gefordert. 

Die Sprache der SPD, wonach es sich um politische 
Taten handelte, erwies sich als brüchig. Aber ich ma-
che auch nicht die Formulierung mit, Kollege Gerster, 
daß die Stadt Berlin vom Mob regiert worden sei, oder, 
Herr Kollege Regenspurger, daß die SPD Volksfront-
politik mache. Das hilft beides nicht weiter. 

(Bernrath [SPD]: Wo ist Regenspurger?) 

Beides ist gesagt worden. 

Aber insbesondere sind hier die Kollegen von den 
GRÜNEN gefordert. Noch bis zum Januar wurden sie 
hier durch Ellen Olms vertreten, die jetzt zu jenen 
gehört, die den schweren Landfriedensbruch einen 
„Protest jenseits der Form von Protestnoten" nen-
nen. 

(Zuruf von der FDP: Unerhört!) 

Ich akzeptiere die ablehnende Haltung dazu, die Sie, 
Herr Kollege German Meneses Vogl, gestern geäu-
ßert haben. Aber es reicht nicht aus, daß hier die GRÜ-
NEN bloß Distanz formulieren, solange sie sich 
scheuen, Konsequenzen gegenüber jenen ihrer 
Freunde zu verlangen, die die falsche Solidarität und 
damit die kriminalitätsfördernde Toleranz unterstüt-
zen. 

Auch die SPD muß mehr tun, als nur verbale Distanz 
zum Verbrechen zu zeigen. Solange die SPD mit der 
AL regiert, muß sie den Kahn verteidigen, in dem sie 
mit solchen Leuten sitzt, die den Staat jenseits unserer 
Demokratie errichten wollen. 

Wir Freien Demokraten erwarten, daß das Berliner 
Abgeordnetenhaus und der Senat in der Lage sein 
werden, die schrecklichen Ereignisse vom Anfang 
dieses Monats aufzuarbeiten. Da müssen die Fragen 
beantwortet werden, wieso eigentlich ein Senator, der 
schon einmal mehrere Jahre Senatsverantwortung 
getragen hat, und ein Polizeipräsident, der schon ein-
mal mehrere Jahre Verwaltungserfahrung gelernt 
hatte, bevor er von der damaligen Koalition zum Poli-
zeipräsidenten ernannt wurde — ich nenne hier be-
wußt beide — , so schrecklich aneinander vorbeireden 
konnten, daß sie oder einer von ihnen das Grundwis-
sen des Verwaltungsrechts außer acht ließen, zu wis-
sen, wann Weisung gegeben ist und wann Verant-
wortung getragen werden muß. Das, was hier gesche-
hen ist, wird im Abgeordnetenhaus zu klären sein. 
Das ist nicht unsere Aufgabe. 

Wir müssen drei Konsequenzen ziehen: 

Erstens. Oberstes Ziel allen politischen Bemühens 
muß es sein, mit allen Kräften dazu beizutragen, daß 
sich nicht wiederholt, was in Berlin geschah. 

Zweitens. Die dunkle Nacht zum 2. Mai eignet sich 
nicht zur politischen Profilierung, für wen auch immer, 
hier in Bonn. 

(Beifall der Abg. Frau Matthäus-Maier [SPD] 
und bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Drittens. Verantwortliche Politik fordert, über Par-
teigrenzen hinweg nach Wegen zu suchen, daß in 
Kreuzberg und Neukölln wieder Friedlichkeit ein-
kehrt. 

Diese politische Deeskalation ist unsere gemein-
same Aufgabe hier in Bonn und in Berlin. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Meneses Vogl. 

Meneses Vogl (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Gerster, das war eine Demon-
stration Ihres sozialen Gefühls für Berlin. Ihnen geht 
es nicht um Berlin, sondern allein um die Abrechnung 
mit der  rot-grünen Hoffnung. Ihnen geht es darum, 
diese Hoffnung zu zerstören. Aber das wird Ihnen 
nicht gelingen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Was am 1. Mai in Berlin geschehen ist, hat mit linker 
Politik nichts zu tun. Das muß man erst einmal klar-
stellen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Was ist mit 
Frau Olms? Warum ist sie mitmarschiert?) 

Diejenigen, die in der blindwütigen Gewaltanwen-
dung und in der Lust an Zerstörung eine politische 
Rechtfertigung finden wollen, betreiben eine unver-
antwortliche Glorifizierung von Gewalt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Was ist mit Frau Olms? Die 

GRÜNEN haben doch mitgemacht!) 

Gewalt ist die tragische Notwendigkeit vieler um 
ihre Befreiung kämpfender Völker. Aber diese Ge-
walt auf bundesrepublikanische Verhältnisse zu 
übertragen ist absurd und mörderisch. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Die „Kreuzberger Krawalle" haben uns allen ge-
schadet, vor allem denen, die in Kreuzberg leben. Sie 
haben sie auf eine neue, sensible Art nachdenklich 
gemacht. 

Zum ersten Mal in der Geschichte der „Krawalle" in 
dieser Stadt diskutieren Autonome und ältere Kiezbe-
wohner, ganz normale Bürger und Alternative, aus-
ländische Mitbürger gemeinsam über die Folgen der 
sogenannten Randale, über eine gemeinsame Vorge-
hensweise für eine Befriedung ihres Stadtteils, über 
Lösungen und Auswege aus der verhärteten Situa-
tion. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Gefühle des Hasses, der Empörung mischen sich auch 
mit Nachdenklichkeit über das, was geschehen ist, 
und wie es dazu kommen konnte. 
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Nur die CDU sieht das offensichtlich anders und 
zeigt, daß sie nicht gewillt ist, aus ihrer niederschmet-
ternden Wahlniederlage neue Schlüsse zu ziehen. 
Wie üblich — und das haben die Berliner in den letz-
ten Jahren zur Genüge erfahren — verlangt sie auch 
in diesem Fall, Stärke und Härte zu zeigen, vor allem 
möglichst viel Härte. 

Härte und soziale Gefühllosigkeit gegenüber Min-
derheiten waren die herausragenden Merkmale, die 
die frühere CDU/FDP-Koalition ausgezeichnet ha-
ben. 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Und deswegen prü-
geln die jetzt?) 

Sie haben die Herausbildung der Zwei-Drittel-Gesell-
schaft offensiv vertreten. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie haben die Saat 
gesät, die jetzt aufgeht!) 

Was soll denn das ausgeschlossene restliche Drittel 
davon halten, wenn eine glanzvolle 750-Jahr-Feier 
nur für ganz bestimmte Schichten und Touristen ver-
anstaltet 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Ist doch unwahr!) 

und andererseits ein Stadtteil wie SO 36 vernachläs-
sigt wird 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Ich weiß nicht, ob 
Sie in Berlin gewesen sind!) 

—ich bin Berliner, Kollege — 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Hört man nicht! — 
Zurufe von den GRÜNEN — Frau Matthäus-

Maier [SPD]: Das ist ihre Art!) 

—Wenn Sie der Meinung sind, daß die ausländische 
Bevölkerung nicht Berliner ist, zeigt das, welche Vor-
stellungen Sie von Berlin haben —, 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP — Frau Beer 
[GRÜNE] [zur CDU/CSU]: Das ist der blanke 

Rassismus, was ihr da macht!) 

wenn dieses restliche Drittel bei Ihnen sogar als Tou-
ristenattraktion verkauft wurde? 

So hart das auch sein mag, so ist es gewesen, meine 
Herren von der CDU. Und die Quittung habe ich nicht 
ausgestellt, sondern die Berliner selbst. Aus diesem 
Grund steht Ihnen auch nicht zu, heute über die an-
gebliche Gefährdung des Rechtsstaates und der inne-
ren Sicherheit zu reden. 

Auch Sie — und vielleicht gerade Sie — sollten sich 
fragen, ja müssen sich sogar fragen, was einen Teil 
sehr junger Menschen dazu treibt, zu solchen Mitteln 
zu greifen. 

Der 1. Mai 1989 in Berlin ist das Ergebnis Ihrer Poli-
tik der Härte und der sozialen Ausgrenzung. 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Wer regiert denn da? 
— Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: „Das Opfer 
ist der Mörder" , das ist Ihre Ideologie!)  

Sie haben gezeigt und zeigen es heute immer noch, 
daß Sie von einer obrigkeits- und polizeistaatlichen 
Philosophie ausgehen, wenn es um die Lösung von 

schwierigen sozialen Konflikten geht, die u. a. aus 
Ihrer Politik resultieren. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Herr Präsident, der re

-

det schon zehn Minuten!)  
Sie haben stets den leichteren Weg ausgewählt, weil 
Sie wissen, daß der Staat immer den längeren Atem 
besitzt. Und Sie haben ihn gegen die Schwächeren 
benutzt. Auf den Gedanken, daß mehr Polizeistaat 
mehr Angst hervorruft und daß die nur scheinbare 
Ruhe und Ordnung, auf die Sie so stolz sind, nur 
Ergebnis dieser Angst ist, sind Sie nicht gekommen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist zu Ende. 

Meneses Vogl (GRÜNE): Nur einen letzten Satz: 
Die Politik der Deeskalation des rot-grünen Senats ist 
der Versuch, den sozialen Problemen eines Teils der 
Bevölkerung mit größerer Verantwortung zu begeg-
nen. Es wäre vermessen zu behaupten, der neue Senat 
habe die endgültige Lösung gefunden. 

Vizepräsident Westphal: Sie müssen jetzt aufhören, 
Herr Abgeordneter. Sprechen Sie bitte noch einen 
Satz. 

Meneses Vogl (GRÜNE): Wenn die Politik der 
Deeskalation ein Abrücken von polizeistaatlichem 
Denken und Handeln bedeutet, wenn Deeskalation 
Dialog und Auseinandersetzung heißt, wenn Deeska-
lation eine soziale, kulturelle und politische Integra-
tion der Minderheiten und Ausgegrenzten in dieser 
Gesellschaft bedeutet, dann ist das der richtige 
Weg. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Sie haben meine These bestä

-

tigt: Für die GRÜNEN sind die Gewaltkrimi

-

nellen die Opfer! Diese Rede hat der Klarheit 
gedient!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister des Innern. 

Dr. Schäuble, Bundesminister des Innern: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die Ausschreitun-
gen und Gewalttätigkeiten am 1. Mai in Berlin, die 
Bilder der Zerstörung und der Ohnmacht des Staates 
haben viele Bürger betroffen gemacht und veräng-
stigt. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 
Und dies, Herr Kollege Lüder, wirkt über Berlin hin-
aus. 

(Dr. Penner [SPD]: Aber auch 1988 und 
1987!) 

Wir reden hier nicht über Polizeiführung und Polizei-
einsatz in einem Bundesland. Aber die Verantwor-
tung für den inneren Frieden tragen wir alle, dieses 
Hohe Haus und auch der Bundesinnenminister. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Innerer Frieden ist die Grundlage für demokratisches 
Leben, für das Funktionieren eines demokratischen 
Gemeinwesens. Demokratie kann nur leben mit der 
Bereitschaft der Bürger, Konflikte friedlich und in ge- 
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genseitiger Achtung auszutragen. Mindestvorausset-
zung dafür ist der Verzicht auf Gewalt als Mittel zur 
politischen Auseinandersetzung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wer, wie die gewalttätigen autonomen Gruppen in 
Berlin und ihre Mitläufer, den Gesetzesbruch propa-
giert und praktiziert, der leugnet das Mehrheitsprin-
zip, der setzt seine eigene politische Meinung absolut 
und handelt totalitär. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer zur Gewalt greift, sagt der inneren Friedens-
ordnung und dem Recht den Kampf an. Freiheit, 
meine Damen und Herren, kann nur dort gedeihen, 
wo die Unverbrüchlichkeit des Rechts gilt. 

Wer aber wie bei den Ausschreitungen in Berlin um 
Leben und Gesundheit, Eigentum oder andere 
Rechtsgüter fürchten muß, der lebt nicht wirklich frei; 
denn Freiheit bedeutet für den Bürger auch die Frei-
heit von Angst vor Gewalt. 

(Dr. Penner [SPD]: Aber auch 1987/88!) 

Wo der Rechtsfrieden gebrochen wird, kann der Staat 
nicht abseits stehen, denn er schuldet seinen Bürgern 
Schutz, vorsorgend — präventiv ebenso wie dann, 
wenn der Frieden gebrochen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Im Sinne der Prävention, meine Damen und Herren, 
haben wir Maßnahmen ergriffen, um das Recht zu 
gewährleisten, sich friedlich und ohne Waffen zu ver-
sammeln. Vor wenigen Wochen hat dieses Hohe Haus 
ein Artikelgesetz gebilligt, das die Schaffung strafbe-
wehrter Verbote der Vermummung und der passiven 
Bewaffnung bei öffentlichen Versammlungen vor-
sieht. Dieser Schutz der Versammlungsfreiheit ist 
wichtig, denn es geht auch um die Freiheit der politi-
schen Willensbildung in einer pluralistischen Demo-
kratie. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Und der Gesin-
nung auch!) 

Wo Gewalttäter dieses Recht mißbrauchen oder syste-
matisch den Rechtsfrieden brechen, da muß der Staat 
ihnen entgegentreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es geht nicht an, wenn rechtsfreie Räume wie etwa 
in der Hafenstraße in Hamburg über Jahre hinweg 
geduldet werden. Wer dies tut, untergräbt das Be-
wußtsein der Bürger von der friedenstiftenden Ver-
bindlichkeit unserer Rechtsordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dasselbe, meine Damen und Herren, geschieht, 
wenn bei den Bürgern der Eindruck wächst, mit Leib 
und Leben oder Eigentum dem Terror ausgeliefert zu 
sein. Das wird auch nicht besser, wenn man es Dees-
kalation nennt. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Auf deutsch: Abwiege-
lung!) 

Gewiß ist es die Pflicht demokratischer Politiker, 
den Dialog auch und gerade mit Andersdenkenden 
zu suchen. Aber Sinn macht dies nur mit einem Ge-

genüber, das auch den Dialog will. Wo der freiheitli-
che Staat selbst mit Terror und Übergriffen getroffen 
werden soll, ist die einzig angemessene Antwort, alle 
Möglichkeiten konsequent zu nutzen, die das Recht 
uns gibt, unsere rechtsstaatliche Ordnung zu wahren. 
Dies ist die Pflicht des Staates. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, Ernst-Wolfgang Bök-
kenförde hat einmal gesagt, daß der freiheitliche Staat 
von Voraussetzungen lebt, die er selbst als freiheitli-
cher Staat gar nicht garantieren kann. Dazu gehören 
der Konsens über Grundwerte und Grundrechte, aber 
auch das Gewaltmonopol des Staates und der innere 
Frieden. Dazu gehören gesicherte Verfahren der de-
mokratischen Willensbildung und der rechtsstaatli-
chen Kontrolle. 

Deshalb sind wir alle, nicht nur der Staat, nicht nur 
die Politik, auch Institutionen wie Schulen, Kirchen, 
Familien oder Medien aufgerufen, unseren Beitrag zu 
leisten, daß der innere Frieden gewahrt bleibt, daß die 
politische Auseinandersetzung sich in Bahnen voll-
zieht, die friedlichen Dialog möglich machen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Be-
wußtsein unserer grundgesetzlichen Ordnung und 
der Zuständigkeit von Ländern für ihren Bereich nach 
dem Grundgesetz möchte ich mich sehr bewußt auf 
diese allgemeinen Bemerkungen hier beschränken. 
Aber ich will doch noch zwei konkrete Anmerkungen 
zur Situation in Berlin machen. 

Der Berliner Innensenator hat sich in einem Inter-
view der „taz" vom 5. Mai über unzureichende Infor-
mationsbeschaffung des Berliner Verfassungsschut-
zes beklagt. Die darin zum Ausdruck kommende 
Wertschätzung gegenüber dem Verfassungsschutz 
teile ich. Der Verfassungsschutz gehört zu den not-
wendigen Sicherheitskräften für unseren freiheitli-
chen Rechtsstaat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seine Informationen — es ist wichtig, dies wieder ein-
mal zu sagen — sind ein unverzichtbarer Bestandteil 
einer vollständigen Gefährdungsanalyse. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Dazu gehören 
auch Informationen über seine eigene Ar

-

beit!) 

Meine Damen und Herren, wer dies wünscht, darf 
nicht in das sensible Instrument des Verfassungs-
schutzes willkürlich personell oder organisatorisch 
eingreifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Matthäus-Maier [SPD]: Willkürlich 

nicht!) 

Wer dies tut, beeinträchtigt die Funktionsfähigkeit 
des Verfassungsschutzes, und er entmutigt unsere Si-
cherheitskräfte. 

(Dr. Penner [SPD]: Jetzt mal eine Äußerung 
zu Diepgen!) 

Ein zweites. Ich halte es nicht für akzeptabel, daß 
zur Wahrung des Rechts auf friedliche Demonstration 
eingesetzte Polizisten — dafür sind sie nämlich einge- 
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setzt worden — zu Hunderten von Chaoten verletzt 
und lebensgefährlich bedroht werden. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich möchte an dieser Stelle nachdrücklich meine An-
erkennung den Berliner Polizeibeamten ausspre-
chen, die unseren Rechtsstaat und unsere freiheitliche 
Ordnung in dieser schweren Stunde unter Einsatz von 
Leib und Leben verteidigt haben. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die politisch Verantwortli-
chen sollten unsere Polizeibeamten dabei nicht al-
leine lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat das Mitglied 
des Senats von Berlin, Frau Professor Pfarr. 

Senator Frau Dr. Pfarr (Berlin) : Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Herren, meine Damen! Schrecken 
und Entsetzen: Dies war und ist die Reaktion der Be-
völkerung und des Senats von Berlin auf die Aus-
schreitungen vom 1. Mai in Kreuzberg. Schrecken 
und Entsetzen angesichts der 346 verletzten Polizei-
beamtinnen und -beamten, angesichts der schweren 
Sachbeschädigungen, der zerstörten Geschäfte und 
der ausgebrannten Fahrzeuge. Schrecken und Entset-
zen aber auch angesichts der Brutalität, der Roheit 
und Rücksichtslosigkeit der Gewalttäter, die gezielt 
Polizeibeamtinnen und -beamte verletzen wollten, die 
selbst Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr angriffen und 
zum Rückzug zwangen. 

Diese Bereitschaft zu kriminellen Handlungen und 
diese Verrohung vieler, meist noch junger Menschen 
muß uns alle in Schrecken und Entsetzen versetzen, 
über die Parteigrenzen hinweg. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN und der FDP — Feilcke [CDU/ 
CSU] : Die Redner der SPD haben vorher das 
Gegenteil gesagt, haben abgewiegelt! — 
Clemens  [CDU/CSU]: Sie haben „deeska-

liert" ! ) 

Der eingetretene Schaden für die Stadt ist groß. Er 
wird größer, wenn Sie, meine Herren und Damen von 
der CDU/CSU, die Ereignisse ins Maßlose verzerrt 
darstellen, wenn Sie versuchen, die berechtigte Em-
pörung durch absurde Vergleiche noch zu steigern, 

(Dr. Nöbel [SPD]: So ist es!) 

um Ihr politisches Süppchen zu kochen. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Ein unerhörter Vorwurf! Die Medien 
haben ihre Meinung gesagt! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

Berlin mit Beirut zu vergleichen, schädigt den Ruf 
der Stadt weltweit. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie verharmlo-
sen! — Unverschämt!) 

Dies werden wir auch noch spüren, wenn die Körper- 
und Sachschäden längst behoben sind. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Frau Senatorin, Sie 
wissen doch gar nicht, wie Berlin geschrie-

ben wird!) 

Alle Parteien sollten solchen Vergleichen entgegen-
treten, statt mit ihnen Politik zu machen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

In Beirut sterben täglich Menschen als Bürger-
kriegsopfer. Was in Berlin geschah, war schlimm ge-
nug. Aber es beschränkte sich doch auf einen relativ 
kleinen Teil Kreuzbergs mit traditionell besonderen 
Problemen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Jetzt wird auch intel

-

lektuell deeskaliert!) 

Wir haben hier mit die größte Arbeitslosigkeit in der 
Stadt. Dies hat der frühere Regierende Bürgermeister 
Diepgen mit zu verantworten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich muß mit Empörung zurückweisen, wenn der-
selbe Herr Diepgen heute den Zeitungen weismacht, 
Kreuzberg sei zur Plünderung freigegeben. 

(Dr. Penner [SPD]: Pfui! Das ist staatszerstö

-

rerisch!) 

Dies ist Rufmord an Berlin, für den sich der ehemalige 
Bürgermeister der Stadt schämen muß. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU: 
Die Fernsehbilder sind eindeutig! — Gegen

-

ruf des Abg. Dr. Penner [SPD]: Ja, 
1988/87!) 

Wir können nicht übersehen, daß sich in Kreuzberg 
die sozialen Probleme der Stadt, ja, der gesamten 
Bundesrepublik exemplarisch bündeln. Es besteht 
auch der begründete Verdacht, daß zu den Ausschrei-
tungen am 1. Mai viele Militante extra nach Berlin 
gereist sind. Doch sind solche Ausschreitungen kein 
spezielles Berliner Problem. Ich erinnere an militante 
Angriffe auf die Polizei in Hamburg, Frankfurt und in 
vielen anderen Orten. Selbst vor Morden schreckte 
man an der Startbahn nicht zurück. 

Ausschreitungen und Gewalttaten auf der Straße 
sind auch kein Problem, das allein den rot-grünen 
Senat betrifft. Ich darf Sie daran erinnern, daß es ja 
bereits in den Jahren 1987 und 1988, also unter dem 
CDU/FDP-Senat, zu schweren Ausschreitungen wäh-
rend der IWF-Tagung und des Reagan-Besuchs in 
Berlin und jeweils am 1. Mai gekommen ist. Auch 
damals brannten Autos, wurden Geschäfte geplün-
dert und viele Polizisten verletzt. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Dieselben Bil

-

der!)  

Am 1. Mai 1987 entstand sogar ein rechtsfreier Raum: 
Nach dem Rückzug der Polizei beherrschten Militante 
stundenlang unangefochten die Straße — 1987! 

Damals haben Sozialdemokraten auf ungelöste so-
ziale Probleme als Hintergrund dieser Ausschreitun-
gen hingewiesen, statt zu versuchen, in Presse, Funk 
und Fernsehen aus Krawallen Kapital zu schlagen. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Unerhört, was Sie da rumquatschen! 
Wer hat Ihnen das denn aufgeschrieben?) 
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Sie sollten von Ihrer kurzsichtigen Taktik Abstand 
nehmen und sich daran beteiligen, gemeinsam über 
die Bekämpfung der sozialen Ursachen von Gewalt 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie verharmlosen 
schon wieder! Geistige Deeskalation!) 

und über ihre Eindämmung durch geeignete Maßnah-
men des Rechtsstaates nachzudenken. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben keinerlei Bedarf, darüber belehrt zu wer-
den, daß Gewalt mit allen gebotenen Mitteln be-
kämpft werden muß. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie sollten es nur 
tun!)  

Sehr wohl aber ist es des Nachdenkens wert, welche 
Maßnahmen mehr Nutzen als Schaden stiften. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Denken Sie mit uns nach, statt nur die Propaganda-
trommel gegen Berlin zur rühren! 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Ist ja unerhört, 
diese  Unverschämtheit!)  

In der Grundlinie ist die Haltung des Senats von 
Berlin völlig klar: Wir werden weiterhin mit allen ge-
botenen Mitteln gegen Gewalttäter vorgehen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das glauben wir Ih-
nen nicht! — Uldall [CDU/CSU]: Hoffentlich! 
— Feilcke [CDU/CSU]: Dann fangen Sie mal 

gleich an!)  

Wir werden Ihnen und denen, die solche Szenen 
gerne in Sonntagszeitungen konsumieren, aber nicht 
den Gefallen tun, nur auf Härte zu setzen. Autonome 
Desperados sind gesellschaftlich zu isolieren, wenn 
es denn nicht gelingt, sie für diesen Staat wiederzu-
gewinnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wollen Sie 
doch gar nicht!) 

In eine Sackgasse, in der sich Gewalt und staatliche 
Gegengewalt gegenseitig hochschaukeln, wird sich 
der Berliner Senat nicht treiben lassen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: In der Sackgasse 

sind aber andere!) 

Wir können heute mit Genugtuung feststellen, daß 
die Zahl derer, die mit den Berliner Gewalttätern 
heimlich oder offen sympathisieren, sehr gering ge-
worden ist. Alibis in Gestalt von Hinweisen auf soge-
nannte Provokationen durch die Polizei gibt es nicht. 
Noch nie hat es eine solch breite und einhellige Ver-
urteilung der Krawalle gegeben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Also war es doch er-
folgreich?) 

Eine früher teilweise vorhandene Gleichgültigkeit ge-
genüber den Ausschreitungen ist gutem Willen gewi-
chen, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sagen Sie doch mal 
was zu Frau Olms!) 

der Gewalt ein deutliches Signal entgegenzusetzen. 
Hierzu gehört selbstverständlich auch der angemes-
sene und wirkungsvolle Einsatz der Polizei. 

Der neue Senat bemüht sich aber gleichfalls hart-
näckig um die Gewinnung von Menschen, gerade 
auch derjenigen, die bisher dem Staat und auch der 
Polizei kritisch oder gar feindlich gegenüberstanden. 
Erst dadurch schaffen wir in den betroffenen Stadtbe-
reichen die Grundlagen für ein erfolgreiches Vorge-
hen der Polizei. Das beweisen alle historischen Erfah-
rungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Unser Konzept der Deeskalation, an dem wir fest-
halten, bedeutet nicht etwa Rücksicht auf Gewalttä-
ter, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Gebetsmühle!) 

sondern es bedeutet Schonung der Unbeteiligten. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das haben wir 
diesmal gemerkt, Frau Pfarr!) 

Es bedeutet, daß sich der Staat nicht so verhält, wie 
dies das Feindbild der Militanten verlangt. 

(Breuer [CDU/CSU]: Das haben Sie schon 
sieben Jahre in Hamburg probiert!) 

Der Weg der primitiven, undifferenzierten Härte der 
CDU-Senatoren Lummer und Kewenig 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Eine Unverschämt

-

heit, was Sie da sagen!) 

hat nicht zu weniger, sondern zu immer mehr und 
immer brutaleren Ausschreitungen geführt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Ihr Auftritt sollte der 

letzte sein!) 

Es hat immer wieder Übergriffe gegen Unbeteiligte 
und gegenüber Journalisten, ja selbst gegen eigene 
Beamte möglich gemacht. Auch das hat Berlin ge-
schädigt; Sie sollten dies nicht verschweigen und 
nicht vergessen. 

Daß es bei der Umsetzung und Ausführung unserer 
Konzeption am 1. Mai noch Mängel gegeben haben 
mag, sollen und können wir nicht ausschließen. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : „Mag" ! ) 

Doch keine Polemik wird uns von unserem besseren 
Weg der Befriedung und des gezielten Einsatzes poli-
zeilicher Mittel abbringen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie spricht von 
Befriedung, unglaublich! In welcher Welt le

-

ben Sie?) 

Wir sind überzeugt davon, daß unsere Konzeption 
der Deeskalation die Chance zur Zurückdrängung der 
Gewalt bietet. 

(Uldall [CDU/CSU]: Hafenstraße! Acht 
Jahre!) 

Im Interesse der Bürgerinnen und Bürger Berlins hal-
ten wir an ihr fest. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
der fraktionslose Abgeordnete Wüppesahl ist mit ei-
ner Entscheidung des Präsidenten nicht einverstan-
den, der ihm eine Redezeit von drei Minuten angebo-
ten und zugesagt hat, und nutzt deshalb sein Rede- 
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recht nach der Geschäftsordnung. Er möchte sich zur 
Geschäftsordnung melden. Er hat danach das Recht, 
zu reden. 

Wüppesahl (fraktionslos): Meine Damen und Her-
ren! Auch diese wichtige Debatte wird durch die Tat-
sache belastet, daß immer noch nicht das berücksich-
tigt wird, was ich in Karlsruhe beantragt habe, näm-
lich eine fünfminütige Mindestredezeit, und was auch 
von allen dort gehörten Parteien einschließlich der 
Vizepräsidentin, Frau Annema rie Renger, für sinnvoll 
erachtet worden war, und zwar durch die Abmachung 
des Präsidiums, meine Redezeiten in der Regel um 
50 % zu reduzieren. Ich habe beantragt, mir fünf Mi-
nuten Redezeit zu geben, weil, wie Sie wissen, mein 
Arbeitsschwerpunkt bis zum Ausschluß aus der Frak-
tion DIE GRÜNEN im Bereich der Innen- und Rechts-
politik gelegen hat und ich darüber hinaus als beruf-
liche Biographie auch noch den Beruf des Polizeibe-
amten mitbringe und die Rolle der Polizei gerade bei 
dem Thema, das wir in dieser Aktuellen Stunde heute 
diskutieren, ein ganz besonderes Gewicht hat. 
Ich denke, auch diese fachlichen Gesichtspunkte 

sprechen dafür, daß ich länger als zwei oder drei Mi-
nuten — drei sind mir, wie vom Präsidenten dem Ple-
num eben zur Kenntnis gebracht, auch tatsächlich 
angeboten worden — sprechen kann. Ich denke, das 
ist sehr eingängig. Drei Minuten sind nicht geeignet, 
um Gedankengänge sinnvoll hinüberzubringen; sie 
sind nur dann sinnvoll, wenn beispielsweise der Kol-
lege Such zwei Minuten auf einen fünfminütigen Re-
debeitrag des Kollegen Meneses folgen läßt, wenn 
also ein Grundsatzbeitrag zu der Gesamtproblematik 
bereits erfolgt ist, man darauf aufbauen und im beson-
deren auf die in dieser Debatte besonders scharfen 
Ausführungen vieler politischer Gegner, die vor ei-
nem das Wort ergriffen hatten, replizieren und einge-
hen kann. 
Ich denke, daß Sie schon des öfteren die Gedanken 

und die Argumente, die dafür sprechen, daß es sinn-
voll ist, eine fünfminütige Mindestredezeit zu bekom-
men, wenn man eine Parlamentseinheit ist, und das 
bin ich — — 

(Heiterkeit) 
— Ihr Lachen zeigt sehr vieles. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, spre-
chen Sie bitte zur Geschäftsordnung und nicht über 
irgendwelche Kommentare zu dem Verhalten ande-
rer... 

Wüppesahl (fraktionslos): Aber das Lachen — — 

Vizepräsident Westphal:... Das, was Sie mit der 
Geschäftsordnung wollen, geht offensichtlich darauf 
hinaus, daß Sie fünf Minuten reden wollen. Sagen Sie 
das bitte in einem Satz, das kann man nämlich in 
einem Satz sagen . . . 

Wüppesahl (fraktionslos): Aber ich möchte jetzt — — 

Vizepräsident Westphal:... Oder sagen Sie es in 
einer Minute — das sei auch zugestanden — aber 

nicht im Mißbrauch des Rederechts nach der Ge-
schäftsordnung, Herr Abgeordneter. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD) 

Wüppesahl (fraktionslos) : Es ist kein Mißbrauch, 
wie Sie wissen, sondern ich darf fünf Minuten begrün-
den, weshalb es sinnvoll ist, mindestens fünf Minuten 
reden zu dürfen. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Aber auch dir 
gehen einmal die Worte aus!) 

Die Absurdität, Antje Vollmer, hast du in deinem Ab-
stimmungsverhalten bei Obleutebesprechungen und 
ähnlichem mehr selbst mit herbeigeführt. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Richtig!) 

Daß du, gerade wo GRÜNE ständig aufheulen, wenn 
es um Minderheitenrechte geht, weil sie selbst so oft 
über den Tisch gezogen werden, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Red doch ein

-

mal zur Sache! Blas dich doch nicht so 
auf!) 

solche undemokratischen Verfahrensweisen mitträgst 
und sogar noch zu lachen anfängst, ist, denke ich, in 
der Tat peinlich. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Lachen ist de

-

mokratisch!) 

Der einzelne Abgeordnete stellt eine Arbeitseinheit 
des Parlaments dar und nicht die Fraktion. Die Frak-
tionen stellen auch welche dar. Aber da ich zur Zeit 
ohne weitere Kollegen arbeite, 

(Bernrath [SPD]: Sie sind keine Arbeitsein

-

heit, sondern eine Belästigungseinheit!) 

ist es auch sehr sinnvoll, mir eine Mindestredezeit von 
fünf Minuten zu diesem Sachverhalt einzuräumen. 
Das Problem ist jetzt natürlich — das mache ich, wie 
Sie wissen, inzwischen leider bewußt —, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wo immer Sie Sym

-

pathien hatten, Sie verderben sie sich!) 

daß ich dann insgesamt acht Minuten rede, also uns 
alle tatsächlich drei Minuten mehr beanspruche, als 
ich eigentlich beantragt habe. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Mißbrauch der Ge

-

schäftsordnung!) 

Das ist in der Tat ein Dilemma, das ich, wie Sie sich 
vorstellen können, selbst am liebsten vermeiden 
würde, weil mir meine Ausführungen zur Sache sehr 
viel wichtiger als die zur Geschäftsordnung sind. Aber 
Sie machen es mir nicht möglich, einen anderen Weg 
zu gehen als den, den ich jetzt ständig wieder be-
schreite. 

Ich mache auch darauf aufmerksam, daß wir in die-
ser Sitzungswoche noch eine lange Tagesordnung vor 
uns haben und daß ich gewillt bin, dieses Verfahren 
so, wie vor zwei Wochen angekündigt, durchzuhalten. 
Ich habe Ihnen aber auch angezeigt, daß ich in der 
letzten Sitzungswoche nicht ein einziges Mal gespro-
chen habe. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Ich auch nicht!) 
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— Aber Ihre Kollegen, Frau Hämmerle. Ihre Kollegen 
sprechen ständig stellvertretend auch für Sie die Mei-
nung der SPD-Fraktion und damit auch der Kollegin 
Hämmerle hier zu Protokoll. 
Meine Damen und Herren! Ich denke, weitere über-

zeugende Ausführungen sind nicht nötig, zumal ich 
sehe, daß jetzt „00" als Redezeit, die mir verblieben 
ist, aufleuchtet. Ich bitte um Zustimmung zu meinem 
Geschäftsordnungsantrag, mir fünf Minuten Redezeit 
einzuräumen. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren! Erstens. Herr Abgeordneter Wüppesahl, Ihre un-
zutreffenden Darstellungen über das, was Frau Vize-
präsidentin Renger in Karlsruhe gesagt hat, weise ich 
zurück. 
Zweitens stelle ich noch einmal fest, daß unsere 

Regeln über die Aktuelle Stunde besagen, daß diese 
exakt eine Stunde zu dauern hat. Das heißt, Sie ist in 
5-Minuten-Beiträge aufgeteilt. Die kleinste unserer 
Fraktionen, die mehr als 30 Abgeordnete hat, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Mehr als 40, 
Herr Präsident!) 

hat das Recht, in dieser Stunde sieben Minuten zu 
sprechen. Ein einzelner Abgeordneter kann nicht be-
anspruchen, so wie eine ganze Fraktion behandelt zu 
werden. Das muß er einsehen. Ein Präsident darf sich 
auch nicht unter Druck setzen lassen, auch nicht 
durch den Mißbrauch einer Rede zur Geschäftsord-
nung; denn das war es. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, ich stelle den Antrag des 
Abgeordneten Wüppesahl zur Abstimmung. Er hat 
eine Redezeit von fünf Minuten in der Aktuellen 
Stunde beantragt. Wer dem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Danke schön. 
Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Bei 
einer Reihe von Stimmenthaltungen und 4 Stimmen 
dafür ist dieser Antrag abgelehnt. Es bleibt also bei 
einer Redezeit von drei Minuten für Herrn Wüppe-
sahl, die ich einzuordnen weiß. 
Nächster Redner ist der Abgeordnete Lummer. 

Lummer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es liegt wohl in der Natur der Sache, 
daß an einem solchen Tage der Versuch gemacht 
wird, Sünden und Sündenböcke zu finden. Das ist ver-
ständlich. Aber gelegentlich hat man den Eindruck, 
daß hier wirklich fürchterlich übertrieben wird. Wenn 
ich an die Ausführungen der Senatorin Pfarr denke, 
dann glaube ich, daß Sie offenbar eines nicht gelernt 
haben: Wir sind hier nicht in der Stunde Null. Wir sind 
alle Erfahrene, zum Teil leidgeprüfte Erfahrene in Sa-
chen Demonstrationen und Gewalttätigkeiten. Inso-
fern können wir über das Stadium des Suchens nach 
Sündenböcken ein wenig hinausgehen und wesentli-
che Lehren vermitteln, die aus diesen Erfahrungen 
gewonnen worden sind. 
Sie haben gesagt: Das Konzept der Deeskalation 

bleibt. Dies ist auf seiten der Polizei so verstanden 
worden und mußte so verstanden werden — auch in 
der Koalitionsvereinbarung steht das so — : Weg mit  

der demonstrativen Präsenz der Polizei, sie könnte 
provozierend wirken; nehmen wir sie zurück. 

Meine Damen und Herren, eine Erfahrung besagt 
schlicht und einfach: Diesen Leuten, die weder dia-
logfähig sind noch einen Dialog wollen, wird eine sol-
che Situation eine Einladung zu Gewalttaten und 
nichts anderes sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aus dieser Erfahrung muß man wissen, daß, wenn 
am 1. Mai in Kreuzberg eine solche Demonstration 
von solchen Leuten beantragt wird, Gefahr im Ver-
zuge ist. Dann hat die Polizei dazusein und so stark 
dazusein, daß sie erfolgreich tätig werden kann. Wer 
diesen Leuten den Erfolg überläßt, weiß genau — jene 
politische Wahrheit: Der Erfolg ist das beste Mittel 
zum Erfolg — , daß sie wie in der Vergangenheit wei-
termachen werden. 

Bitte schön, man lobt sich verdammt nicht gern 
selbst; 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

aber Sie müssen doch einfach einmal begreifen, daß 
nach 1981, als wir wirklich schwierige Lagen vorge-
funden haben, das konsequente Vorgehen der Polizei 
dazu geführt hat, daß wir in Berlin jahrelang Ruhe vor 
gewalttätigen Demonstrationen gehabt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist eine Erfahrung, die man doch gar nicht über-
sehen kann. 

Meine Damen und Herren, eine weitere Wahrheit: 
Ich finde es schon ein bißchen makaber, wenn der 
Senator Pätzold zunächst einmal die politische Ver-
antwortung auf sich nimmt und dann in den letzten 
Tagen sagt, die Polizei sei für alles verantwortlich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine Un
-verschämtheit!) 

Ihr wird gewissermaßen die Schuld zugewiesen. 
Aber, meine Damen und Herren, man muß doch wis-
sen, daß die Fehleinschätzung, die gemacht worden 
ist, die Polizei in diese Rolle gedrängt hat und der 
Polizei nicht die Schuld zugeschoben werden kann, 
sondern daß die Schuld in der politischen Führung 
liegt, was Herr Pätzold früher auch immer bei anderen 
gesagt hat. Er macht jetzt etwas, was total schädlich 
ist: Er demotiviert die Polizei, er verunsichert die Poli-
zei, er verärgert sie. Das kann für die Lösung der Pro-
bleme, die wir vor uns haben, nur schädlich sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, eine nächste Lehre: Wir 
haben erneut und wiederholt erfahren, daß die Ver-
mummung, d. h. daß die Anonymität der Maske und 
der Masse benutzt wird, um Straftaten zu begehen. 
Diese Lehre ist offenkundig vorhanden. Wenn das so 
ist, dann muß es das politische Ziel aller Parteien und 
aller Gruppierungen sein, diese Vermummung wegzu-
bekommen, und dann muß man einerseits diese Ver-
mummung diskreditieren, man muß diejenigen, die so 
etwas tun, isolieren, andererseits muß man der Polizei 
die Möglichkeit in die Hand geben, aus einer Demon-
stration die Vermummten herauszuholen. Das muß 
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gerade zu Beginn der Geltung neuer Gesetze passie-
ren; sonst wird man nicht erfolgreich sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer wie Herr Pätzold die Vermummung zunächst ein-
mal tolerieren will, 

(Dr. Penner [SPD]: 300 DM Geldstrafe!) 

der ist auf dem falschen Wege. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Die nächste Bemerkung: Es ist oft gesagt worden, 
soziale Fragen spielen eine Rolle. Das kommt auch 
jetzt wieder. Ich bitte um Entschuldigung: Es gibt 
sicherlich soziale Mängel in unserem Staat, aber nicht 
einmal in Kreuzberg gibt es solche Mängel, die solche 
Gewalttaten rechtfertigen könnten. Das muß jeder be-
greifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Feilcke [CDU/CSU]: Das ist so, Herr Staats-

sekretär!) 

Meine Damen und Herren, dieses ist ein Spiel das 
nicht gegen eine Partei, sondern gegen den Staat ge-
trieben wird, und deswegen müssen wir versuchen, 
allesamt dagegen vorzugehen. Ich könnte mir sogar 
vorstellen, daß auch ein Wort des Bundespräsidenten 
in dieser Situation der Anklage gegen die Gewalt heil-
sam sein könnte. 

(Dr. Penner [SPD]: Herr Lummer, sagen Sie 
mal was zum Plündern! — Zurufe von den 

GRÜNEN) 

Eine letzte Bemerkung: Frau Pfarr, jeder redliche 
Mensch, so sage ich mal, muß bereit sein, sich mit den 
Maßstäben messen zu lassen, mit denen er selber an-
dere mißt. 

(Dr. Penner [SPD]: Plündern!) 

Einen Maßstab hat Herr Momper nach 1987 gesetzt. 
Da hat er nämlich gesagt, der Innensenator sei seiner 
Aufgabe nicht gewachsen gewesen. Obwohl jene De-
monstration 1987 erstens überraschend kam, zweitens 
der Schaden viel geringer war und drittens das Ver-
halten der Polizei dazu führte, daß 1988 keine dieser 
Demonstrationen mehr stattgefunden hat, sagte Herr 
Momper — das ist jetzt O-Ton Momper — : „Herr Re-
gierender Bürgermeister, lassen Sie Herrn Kewenig 
zurücktreten, schicken Sie ihn in die Wüste, er scha-
det der Stadt! " Dieses Momper-Wort fällt doch in viel 
größerer Intensität auf den jetzigen Innensenator zu-
rück. Wenn Sie nicht mit zweierlei Maß messen, müß-
ten Sie eigentlich wissen, was Sie jetzt zu tun ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wartenberg (Berlin). 

Wartenberg (Berlin) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist bestimmt das gute Recht 
der CDU/CSU-Fraktion, zu diesen schwierigen und 
auch schlimmen Vorgängen in Berlin eine Aktuelle 
Stunde zu beantragen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Vielen Dank, Herr 
Wartenberg!) 

Aber es ist nicht verständlich, daß Sie sich eigentlich 
nicht nachdenklich mit diesen Auseinandersetzungen 
beschäftigen, sondern daß Sie sich darin suhlen. Das 
heißt, es kommt Ihnen gelegen, was dort in Berlin pas-
siert ist, und es ist für Sie eigentlich nur ein Instru-
ment, um politische Polemik gegen einen Senat zu 
finden, der Ihren Senat abgelöst hat. Das ist eigentlich 
der Hintergrund, der nach wie vor nicht verständlich 
ist. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Garbe 
[GRÜNE] — Zurufe von der CDU/CSU) 

Zwei Worte zu Herrn Lummer. Sie sagten, in Berlin 
sei in der Zeit, als Sie Senator gewesen seien, Ruhe 
gewesen. Ich wohne seit 22 Jahren in Kreuzberg und 
genau da, wo in der Regel die Auseinandersetzungen 
passieren. Es hat über all die Jahre nicht das Mindest-
maß an wirklicher Friedlichkeit dort gegeben. Es gab 
immer eine latente und immer wieder offene Gewalt-
tätigkeit. An jedem schönen Sommerabend, an jedem 
Wochenende mußte man sehen, ob man mit dem Auto 
überhaupt nach Hause kam, weil am Heinrichsplatz 
oder sonstwo was gebrannt hat, Silvester, Weihnach-
ten zuletzt. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das war der Wahl

-

kampf!) 

Es ist doch einfach nicht wahr, daß diese Probleme 
beim neuen Senat vom Himmel gefallen sind. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Wenn ich Freitag nach Hause komme, muß ich vorbei 
an dem abgebrannten „Bolle", 1987 abgebrannt, nie 
wieder aufgebaut. Das ist damals eine schlimme Si-
tuation gewesen 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Aber nicht ver

-

gleichbar!) 

— genauso schlimm übrigens wie in diesem Jahr — : 
Die Feuerwehr konnte nicht mehr löschen, ungeheure 
Gewalttaten fanden statt. Die Reaktion darauf — ich 
bitte Sie, da mal zuzuhören —, die der damalige In-
nensenator Kewenig aus Unsicherheit zeigte, war 
ganz interessant. Ich habe hier noch die Überschrift: 
„Der innere Frieden läßt sich nicht auf den Aspekt der 
inneren Sicherheit verengen, hartes Zupacken reicht 
nicht aus." Offensichtlich war unter dem Druck der 
Situation, unter dem sich der Senat damals selber be-
fand, eine eher größere Bereitschaft zum Nachden-
ken, als man das heute hat, wo man in der Opposition 
ist. 

(Dr. Nöbel [SPD]: So ist es!) 

Der zweite Punkt: Vermummungsverbot. Haben 
Sie denn die Bilder nicht gesehen? Wo sind denn da in 
erster Linie Vermummte aufgetreten? Haben Sie die 
Bilder nicht gesehen? — Kinder, Jugendliche mit 
Skateboards haben Autos zertrümmert. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Hunderte Ver
-

mummte, Herr Wartenberg!) 

Es stimmt übrigens auch nicht, was die Vermumm-
ten oder diejenigen, die sich als Autonome definieren, 
sagen, daß sie nämlich mit großem Haß gegen den 
Staat agiert hätten. In den letzten drei Jahren waren 
auf den Gesichtern — ich kenne es — Spaß und 
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Freude. Das ist das eigentliche Problem: Es wird als 
Vergnügen angesehen. 

Wenn Sie jemals miterlebt haben, wie Leute —gut 
gekleidet, in Boss-Kombination — mit dem Taxi vor-
fahren, um den ersten Stein zu werfen — neben dem 
organisierten kriminellen Gewaltpotential — , und 
zwar in ganz gewaltigem Ausmaß, und wenn Sie wis-
sen, daß ein ganz großer Teil dieser Menschen, die 
dort mit Begeisterung, mit Geilheit teilnehmen, West-
deutsche, Schulklassen, junge Leute aus Ihren Wahl-
kreisen sind, dann muß über dieses Problem intensiv 
nachgedacht werden. Es sind Leute aus Ihren Wahl-
kreisen, die Sie hier alle sitzen, die Sie glauben, zu 
Hause ist es heil. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie kapieren gar nicht, daß es auch unser aller Pro-
blem ist, daß die Lust an der Gewalt, das Sinken der 
Hemmschwelle, fremdes Eigentum zu zerstören, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Und die wollen wir de-
nen jetzt auch noch nehmen, was?!) 

offensichtlich ein gesellschaftliches Phänomen ist, das 
ein dramatisches Ausmaß angenommen hat und das 
in einem solchen Bezirk wie Kreuzberg mit seinen 
sozialen Problemen, mit dem ohne Frage vorhande-
nen organisierten kriminellen Potential kumuliert. 
Aber das alles ist nicht denkbar — diese vielen tau-
send Leute, die daran beteiligt sind — ohne die un-
glaublich vielen Menschen, die aus Sensationslust da 
sind und eigentlich nur eines wollen: dabeigewesen 
sein. Darüber muß man auch ein bißchen nachden-
ken, wenn man das Problem einmal längerfristig in 
den Griff kriegen will. 

Es gibt keinen Zweifel: Gegen das kriminelle 
Potential, das organisiert geplant hat, dort Krawall zu 
machen, und zwar im schlimmsten Ausmaß, muß hart 
durchgegriffen werden. Es muß sichergestellt werden 
— das muß Strategie sein; da gebe ich sogar Herrn 
Lummer recht — , daß möglichst viele verhaftet und 
auch der Verurteilung zugeführt werden; denn nur 
das schreckt noch ab. Alles andere ist bei dieser — üb-
rigens relativ kleinen — Gruppe bedeutunglos gewor-
den. Dort gibt es — das haben die Diskussionen hin-
terher gezeigt — keinerlei politische Forderung mehr. 
Es gibt kein Flugblatt mehr, das eine politische Forde-
rung enthält. Politische Begründung hat man über-
haupt nicht mehr nötig. 

Unter dem Aspekt, daß die Vorgänge ein bißchen 
komplexer sind, daß das, was dort in Kreuzberg pas-
siert, nicht auf einem fernen Stern passiert, sondern 
daß das Menschen sind, die aus allen Bereichen der 
Bundesrepublik, aus kleinbürgerlichen und bürgerli-
chen Verhältnissen kommen und dort dann durchdre-
hen, sollten wir vielleicht auch einmal selbst — wir 
alle in unseren Wahlkreisen — ein bißchen intensiver 
über die Gewaltprobleme nachdenken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich muß noch eine Zwischenbemerkung machen. — 
Hier  ist eine Bemerkung von einem Abgeordneten zu  

einem anderen Abgeordneten gehört worden, die 
nicht ins Protokoll kommt, weil sie kein Zuruf gewe-
sen ist. Sie bestand da rin, daß der Kollege Straßmeir 
auf das Stichwort „Chaoten" zu einem seiner hier vorn 
sitzenden Kollegen gesagt hat: „Das sind Penners 
Freunde." Ich denke, Herr Straßmeir, Sie sollten das 
gegenüber Herrn Penner in Ordnung bringen. 

Ich rufe als nächsten den Abgeordneten Dr. Hirsch 
auf. 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich mache vier Bemerkungen. 

Die erste richtet sich an jedermann: Jede Verharm-
losung oder verbale Verbrämung dieses Vorganges in 
Kreuzberg ist unzulässig. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Feilcke 
[CDU/CSU]) 

Jeder Versuch, diese Geschehnisse für eigene 
Zwecke zu nutzen, ebenfalls. 

Die zweite Bemerkung richte ich an die Berliner 
Polizei: Die Beamten haben sich einem sorgfältig or-
ganisierten Aufruhr und massenhafter Schwerkrimi-
nalität von mindestens 2 000 Personen gegenüberge-
sehen: schwerer Landfriedensbruch, versuchter Tot-
schlag, schwere Körperverletzung, Straßenraub, vor-
sätzliche gemeingefährliche Brandstiftung. Es hat Si-
tuationen gegeben, in denen Polizeibeamte von der 
Schußwaffe rechtmäßig hätten Gebrauch machen 
können. Sie haben es trotz eigener Lebensgefahr 
nicht getan. Ich würde mich nicht darauf verlassen, 
daß das auch in Zukunft so bleibt. Eine Polizei, die sich 
trotz großer persönlicher Einsatzbereitschaft und per-
sönlichen Mutes in einer solchen Lage nicht durchset-
zen kann, gerät in eine schwere Krise — und mit ihr 
der Staat. Vorgänge dieser Art dürfen sich unter kei-
nen Umständen wiederholen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn man allerdings von 2 000 präsenten Verbre-
chern dem Haftrichter nur fünf vorführen kann, dann 
sprechen erhebliche Anzeichen dafür, daß es schwere 
Mängel in der Einsatzleitung gegeben hat, daß die 
Polizeistärke zu gering war und daß die Kenntnisse 
der Gefährdungslage offenbar nicht ausreichten. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Völlig richtig!) 

Es gibt auch Anzeichen dafür, daß das Vertrauens-
verhältnis zwischen Polizei und Innensenator nicht in 
Ordnung ist. Wenn der Innensenator sagt, er über-
nimmt die politische Verantwortung, dann muß er sa-
gen, wofür und welche Folgen er für sich oder andere 
daraus ziehen will; sonst bleibt das eine leere Wort-
hülse. Das sage ich obwohl ich weiß, wie leicht man 
als Innensenator oder Innenminister in eine Erfolgs-
haftung geraten kann. 

Die dritte Bemerkung richte ich an die Bevölke-
rung. Die Polizei kann soziale Probleme nicht lösen, 
und sie ist nicht dazu da. Sie kann auch ihre eigene 
Aufgabe, nämlich den Schutz der Bevölkerung vor 
Kriminalität, die Wahrung von Sicherheit und Ord-
nung und die Festnahme von Tätern, ohne das Ver-
trauen der Bevölkerung und ohne deren Bereitschaft, 
der Polizei zu helfen, nicht erfüllen. Es ist die Aufgabe 
auch jedes einzelnen Bürgers, mit dafür zu sorgen, 
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daß wir friedlich zusammenleben und daß derjenige 
ein Verbrecher ist, der Gewalt ausübt, und nicht etwa 
derjenige, der die Gewalt bekämpft. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Die vierte Bemerkung richte ich an die Politik. Kra-
walle haben soziale Ursachen. Diese sozialen Ursa-
chen müssen klar erkannt, benannt und politisch be-
antwortet werden. Wenn wir das nicht tun, werden 
ganz andere politische Kräfte diese Probleme lösen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN) 

Diese sozialen Probleme sind aber keine Entschuldi-
gung. Gegenüber Gewalt darf es keine Zweideutig-
keiten geben. 
Wenn Vertreter der Alternativen Liste die Polizei 

diskreditieren, dann fördern sie damit die Reaktion. 
Wenn eine Abgeordnete erklärt, daß die revolutionäre 
Demonstration ein voller Erfolg für linke Politik in 
West-Berlin gewesen sei, dann ist sie ihrer Verantwor-
tung nicht gewachsen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Wenn prominente Mitglieder der Alternativen Liste 

erklären, sie hätten Verständnis für diejenigen Men-
schen, wie es heißt, für die eine autonome Militanz 
und spontane „riots" — das soll „Tumulte" heißen — 
grundsätzlich ein legitimes Mittel der Auseinander-
setzung seien, dann hören das Verständnis und die 
Möglichkeit der Zusammenarbeit auf. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer sich mit solchen Kräften verbündet, verschiebt 
die Grenze von Recht und Gewalt. Dann wird für den 
Polizeibeamten, dann wird auch für den Bürger un-
klar, ob die Regierung auf der Seite des Rechts steht 
oder das Chaos duldet, um die Macht besitzen zu kön-
nen, oder besser: was davon übrigbleibt, was ihr von 
der Straße gelassen wird. 
Da setzt die Verantwortung der Berliner SPD ein, 

aus der wir sie nicht entlassen können und aus der wir 
sie nicht entlassen werden und an der sie scheitern 
wird, wenn sie sich um eine klare Antwort zu dieser 
Frage herumdrückt, 

(Dr. Penner [SPD]: Sagen Sie mal was zu 
Herrn Diepgen, Herr Hirsch!)  

nämlich um die Antwort, ob sie nicht nur mit Worten, 
sondern in der politischen Wirklichkeit dafür sorgt, 
daß der Staat unter allen Umständen seine Aufgabe 
erfüllt, für die Durchsetzung des Rechts ebenso zu sor-
gen wie für den inneren Frieden unserer Gesell-
schaft. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Nun warten Sie 
mal ab, Herr Hirsch! Darüber kann man sich 
nach einer bestimmten Zeit unterhalten!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Such. 

Such (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich höre hier immer die gleichen Worthülsen 
von der Union. Es geht immer um die Gefährdung des 

Rechtsstaats; es geht um die Ohnmacht des Staates, 
wenn es irgendwo in unserer Republik gekracht hat. 
Sie haben, wenn es in Wackersdorf, wenn es in Brok-
dorf oder auch vorher in Berlin zu Krawallen gekom-
men ist, niemals danach gefragt, ob denn der Rechts-
staat gefährdet sei. Sie benutzen das vielmehr hier 
immer nur, um ein rot-grünes Chaos an die Wand zu 
malen. Sie haben keinerlei Interesse daran, auch nur 
einmal zu fragen, wo die Ursachen dieser Gewaltta-
ten gelegen haben. 
Was da abgelaufen ist, das sind Altlasten, mit denen 

der neue Berliner Senat belastet wird und die der neue 
Berliner Senat beseitigen muß und beseitigen will, die 
er aber nicht mit polizeilichen Mitteln beseitigen 
kann; das ist einfach unmöglich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Diese Auseinandersetzungen haben politische Ursa-
chen und sind auch nur mit politischen Mitteln zu 
lösen. 
Ich möchte hier kurz auf Herrn Lummer eingehen. 

Herr Lummer, Sie haben gesagt — das sage ich als 
Polizist — , daß Polizisten durch diese polizeilichen 
Taktiken verärgert werden. Ich frage mich: Welche 
Polizisten werden denn da vielleicht verärgert? Sind 
es vielleicht die Polizisten, die einfach nicht wahrha-
ben wollen, daß man solche Situationen nicht mit poli-
zeilichen Mitteln und nicht mit Draufschlagen lösen 
kann, wie wir das ja in Berlin in der letzten Zeit immer 
wieder erlebt haben? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Die verletzten 356 Poli

-

zisten sind verärgert!) 
Herr Schäuble, vielleicht zu Ihnen: Sie — auch Sie, 

meine Damen und Herren von der CDU — produzie-
ren sich hier als Freunde der Polizei. Da muß ich Sie 
doch fragen: Wer hat denn die Polizei immer wieder in 
solche Situationen hineingeführt? Wer ist es denn ge-
wesen, der mit seiner Politik die Polizei immer wieder 
in Situationen geführt hat, wo Polizisten verletzt wur-
den, wo sie mit gewalttätigen Mitteln gegen solche 
Einsatzformen vorgehen mußten? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wie gut, daß Ihnen 
sowieso keiner glaubt! So ein Quatsch!) 

Ich glaube, daß das keine Mittel sind, um diese Pro-
bleme zu lösen. 
Ich glaube vielmehr, daß Ihnen daran gelegen ist, 

weiter an der Gewaltschraube zu drehen, daß Sie wei-
terhin versuchen, mit Gewalt auf Gewalt zu reagie-
ren. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter — — 

Such (GRÜNE): Ich komme zum Schluß. — Ich 
glaube, daß wir der Polizei keinen Gefallen tun, wenn 
wir sie weiterhin so einsetzen, wie Sie es tun. Ich 
glaube, daß auch Polizisten ein Recht darauf haben, 
daß sie durch Politiker fürsorglich behandelt wer-
den... 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist beendet. 

Such (GRÜNE):... und daß man sie nicht solchen 
Situationen aussetzt. 
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Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Gut, daß Sie nicht bei der Polizei sind, 

sondern hier!)  

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Marschewski. 

Marschewski (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich nach den letzten 
Ausführungen wieder ein bißchen zur Realität zu-
rückkommen; man muß sie einfach immer wieder 
schildern. Ich meine, daß das, was in Berlin geschehen 
ist, eine nie dagewesene Stufe der Eskalation beinhal-
tet. Lassen Sie mich noch einmal die Zahlen nennen: 
brennende Häuser, 75 geplünderte Geschäfte, umge-
stürzte Autos, 150 total beschädigt, brutale Straßen-
kämpfe, bürgerkriegsähnliche Zustände. Die traurige 
Bilanz: über 340 verletzte Polizeibeamte, Sachschä-
den in Millionenhöhe, verursacht durch 2 000 bis 
3 000 vermummte Randalierer aus der linken alterna-
tiven Szene. 
Herr Penner, Sie vergleichen dies mit Steuersün-

dern; ich will dies nur einmal erwähnen. 

(Dr. Penner [SPD]: Nein, nein! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Das hat er getan! — Dr. Pen-

ner [SPD]: Das habe ich nicht getan!) 

Ein anderer Kollege der SPD sagt, das sei ein bißchen 
„Durchdrehen". Ein anderer sagt, das alles käme uns 
gelegen. 

Meine Damen und Herren, sind das die ersten Ver-
irrungen Ihrer Zusammenarbeit in Berlin zwischen 
der SPD und der Alternativen Liste? 

(Zuruf von der SPD: Warum habt ihr denn die 
Aktuelle Stunde beantragt?) 

— Wir haben die Aktuelle Stunde beantragt, Herr Kol-
lege, weil wir Ihnen sagen wollen, daß z. B. das Kon-
zept der Deeskalation genau das Gegenteil bewirkt, 
weil dieses Konzept das staatliche Gewaltmonopol 
gefährdet und den inneren Frieden bedroht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Sie, meine Damen und Herren der SPD, haben in 

der Debatte um Strafbewehrung von Vermummung 
und Bewaffnung von ideologischen Scheuklappen ge-
sprochen, vom Kampf um Lufthoheit über Stammti-
schen. Ich hoffe, Berlin hat Sie nun wirklich auf den 
Boden der Tatsachen zurückgebracht. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Leider nicht!) 
Oder sind Sie so vermummt, daß Sie nicht erkennen, 
daß das, was in Berlin geschieht, die Polizei behindert 
und offensichtlich auch dazu führt, Gewalttaten zu 
vermehren? 

Trotzdem feierte das rot-grüne Bündnis den Erfolg 
als Erfolg ihrer neuen Politik. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Quatsch! Nicht 
zugehört!) 

Der Innensenator Pätzold fabuliert immer noch — ich 
muß dies einfach zitieren —, durch deeskalierende 
Maßnahmen werde die Zahl der Gewalttäter verrin-
gert, und andere Menschen würden sich nicht mit 
ihnen solidarisieren ;  dies sei am 1. Mai geschehen. 

Ich meine, Herr Pätzold und meine Damen und Her-
ren der SPD, dieser 1. Mai, der Tag der Arbeitnehmer-
schaft, alter christlich-demokratischer und sozialde-
mokratischer Tradition, wurde von Ihnen, so meine 
ich, umgestülpt vom Kopf auf die Füße. Dies wird, 
meine Damen und Herren, als Erfolg Ihrer Politik be-
zeichnet. 

Was wird denn noch alles, so meine ich, der politi-
schen Macht untergeordnet: sogenannter sozialer Wi-
derstand, gezielte Sabotage, Gewalt gegen Sachen, 
gegen Menschen. Die neue Senatorin von Berlin 
nennt dieses alles politisches Süppchen. 

Wer das Gewaltmonopol in Frage stellt, betreibt die 
Auflösung dieses Staates. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Er nimmt in Kauf, daß diese Republik zum Spielball 
der Chaoten gemacht wird. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Unsinn! — 
Quatsch! — Zuruf des Abg. Becker [Nien

-

berge] [SPD]) 
— Herr Kollege Becker, ich weiß, daß Sie anderer Mei-
nung sind, aber meine Damen und Herren der SPD: 
Mit diesen Leuten schließt man keine Verträge, wie 
Sie dies in Berlin gemacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das wird daher zu einer zentralen Auseinanderset-
zung zwischen uns, zwischen der Regierung und Ih-
nen. Wir werden den Rechtsfrieden gewährleisten. 
Wir werden den Bürger vor Kriminalität schützen. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Wie denn? Mit 
Gewalt?) 

Meine Damen und Herren, noch ein Wort zur Ver-
mummung und Bewaffnung. Das, was wir hier ge-
macht haben, die Gesetzesverschärfung, zeigt ge-
rade, daß es dringend erforderlich war. Wir müssen 
die Gewalt wirklich im Ansatz bekämpfen. Wir disku-
tieren dieses Problem hier eben deswegen ganz be-
sonders, weil Berlin zeigt, wie rot-grüne Realität aus-
sieht. Sie von der SPD wollen diese rot-grüne Realität 
in der ganzen Bundesrepublik zum Modell machen. 
Meine Damen und Herren, wir sagen nein dazu. Wir 
schützen die Freiheit der Bürger. Wir werden die Ge-
walt in allen ihren Erscheinungsformen bekämpfen. 
Ein solcher 1. Mai darf sich niemals wiederholen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Ich möchte mich zunächst bei Frau 
Senatorin Pfarr bedanken für ihre klare und mensch-
liche Sprache, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

die sich wohltuend von Reihe eins abhob. Ich möchte 
ausdrücklich sagen, daß es in der Tat, Herr Dr. Hirsch, 
ja gar nicht um Rechtfertigung, um Überheblichkeiten 
geht. Wir haben alle unsere Verantwortlichkeiten. Es 
geht darum, daß wir uns daran erinnern, welche 
Pflichten sich aus den Verantwortlichkeiten ergeben, 
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Bernrath 
und daß wir dann auch in der Zukunft daraus Folge-
rungen ziehen. 

Wir haben Ende 1987 hier eine Debatte über Gewalt 
in Staat und Gesellschaft gehabt und haben damals 
gemeinsam festgestellt, daß wir Gewalt in jeder Form 
ablehnen. Wir haben auch ausdrücklich gesagt, daß 
wir staatliche Gewalt, wenn erforderlich, durchsetzen 
wollen, aber eben nicht um jeden Preis, Herr Mar-
schewski, sondern haben sie ausdrücklich und ge-
meinsam — ich sage es einmal so verkürzt — an den 
Maßstab der Verhältnismäßigkeit gebunden, der je-
den Politiker bindet, der auch den Polizeiführer im 
Polizeieinsatz bindet. Hieraus ergibt sich dann eben 
die Verpflichtung zur Mäßigung, zur Beruhigung; 
man mag es heute Deeskalation nennen. Als Ergebnis 
dieser Debatte wurde — allerdings erst später, An-
fang 1988 — eine „Gewaltkommission" gebildet. Tat-
sächlich heißt sie Regierungskommission zur Verhin-
derung und Bekämpfung von Gewalt. Verhinderung 
steht vorne. Darauf sollten wir auch ganz besonderen 
Wert legen. Wir sollten uns daran erinnern, was Herr 
Bundesminister Zimmermann damals sagte, als er die-
sen Auftrag begründete. Er sagte — ich will es ganz 
kurz machen — , daß es ohne Diagnose keine Thera-
pie geben kann, daß wir also wissen müssen, wann wir 
Gewalt bekämpfen, wie Gewalt entsteht. Er hat aus-
drücklich gesagt — er hat sich selbst nie daran gehal-
ten, jedenfalls verbal nicht — , daß die Wahrung von 
Sicherheit und Ordnung nicht Selbstzweck ist. Also ist 
auch Polizei nicht Selbstzweck, sondern sie wird in 
ihrem Einsatz an den Ursachen gemessen, die zu Ge-
waltausbrüchen führen, natürlich auch an dem Um-
fang der Gewalt. 

Ich möchte ausdrücklich fragen: Was ist denn dar-
aus jetzt eigentlich geworden? Bisher, meine ich, ist 
nichts daraus geworden. Im Innenausschuß ist es ab-
gelehnt worden, über die Beratungen dieser Gewalt-
kommission zu berichten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie kennen 
aber auch die Gründe!) 

Nun hören wir, daß ein Zwischenbericht vorliegt, der 
wohlweislich unter Verschluß gehalten wird, weil er 
ganz offensichtlich ausdrücklich das Scheitern Ihrer 
Taktik feststellt und zur Mäßigung, also dazu auffor-
dert, deeskalierend zu wirken. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Seriös ist das 
nicht!) 

— Das ist seriös, was die Kommission macht! 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Nein! Ich 
meinte, was Sie machen!) 

Die Kommission hat ja eine entsprechend renom-
mierte Zusammensetzung, und von daher ist es in der 
Tat notwendig, nachdenklicher zu reagieren und 
dann zu gemeinsamen Folgerungen zu kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihnen fällt allerdings nichts anderes ein, als die Berli-
ner Ereignisse vom 1. Mai zum Anlaß zu nehmen, die 
rot-grüne Koalition zu denunzieren, und dies noch mit 
gewalttätiger Sprache, wie ich hier ausdrücklich fest-
stellen muß. Sie nutzen sie zu vordergründiger Stim-
mungsmache gegen die rot-grüne Koalition, die sich 
nun anschickt, in Berlin wieder einmal unter Beweis 

zu stellen, daß der Wechsel in der Tat sozusagen das 
Salz in der Suppe der Demokratie ist. Dazu sollten wir 
ihr auch eine Chance geben. 
Ihre Definition des Gewaltbegriffs ist — ich will das 

hier gar nicht weiter ausführen — eine völlig andere. 
Sie sind auch weit davon entfernt, anzuerkennen, daß 
es Ursachen für Gewalt gibt, daß es über Jahre ge-
wachsene soziale und gesellschaftliche Mißstände in 
Berlin gibt, die zu Gewaltausbrüchen führen. Sie se-
hen nur die Konfrontation, und Sie rechnen jeden, der 
auf der anderen Seite ist, schon zu den Gewalttätern. 
Sie glauben, jeder, der auf Ihrer Seite anmarschiert 
kommt, verdiene schon Pardon, weil er Staatsgewalt 
ausübe. Das hat mit Verhältnismäßigkeit nicht das 
Geringste zu tun. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das glauben 
Sie doch selbst nicht, was Sie hier sagen!) 

Das ist undifferenziert, das führt nur zur Kategorisie-
rung nach gut und böse. Dann kommt es zwangsläufig 
zu Demonstrationen. 
Da hier einige von Glaubwürdigkeit gesprochen 

haben, möchte ich Sie noch daran erinnern, daß das, 
was Sie in den letzten Wochen und Monaten präsen-
tiert haben, eben nichts mit Glaubwürdigkeit zu tun 
hat: rin in die Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln, und 
das immer mit den gleichen Begründungen für und 
wider. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter — — 

Bernrath (SPD): Wie Sie damit Bürger binden wol-
len, ist mir völlig schleierhaft. Ich möchte ausdrücklich 
sagen, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Was haben Sie 
denn nun überhaupt gesagt?) 

daß Sie etwas bescheidener zuhören sollten, daß Sie 
nach 40 Jahren Bundesrepublik künftig vielleicht 
auch — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter — — 

Bernrath (SPD): Ich bin gleich fertig. — Sie sollten 
zu dem Ergebnis kommen, daß wir Demokratie und 
Freiheit, Demokratie und Freiheit auch des einzelnen, 
gemeinsam sichern können — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter — — 

Bernrath (SPD): Gemeinsam, das heißt: SPD, FDP, 
CDU/CSU und GRÜNE. Wir sollten gemeinsam in die 
Zukunft schauen und damit zu der Verantwortung, 
die wir haben, zurückkommen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, das 
geht nun nicht! Ich muß hier alle gleich behandeln. Ich 
bitte um Verständnis. 

Bernrath (SPD): Daraus ergibt sich dann die Pflicht 
zur Mäßigung. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Clemens. 
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Clemens (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 1. Mai 1989 in Berlin: 
Straßenterror, 346 verletzte Polizisten. Herr Bernrath, 
das haben Sie wohl eben vergessen, als Sie davon 
sprachen, daß es um die Verhinderung von Gewalt 
ging. 

(Bernrath [SPD]: Das ist ausdrücklich gesagt 
worden!)  

Brennende Pkws, geplünderte Geschäfte, Millionen-
schäden. Ich frage Sie: ein bürgerkriegsähnliches 
Szenario? Hier wie auch in den rechts- und polizei-
freien Räumen der Hamburger Hafenstraße oder der 
Düsseldorfer Kiefernstraße rächt es sich, daß sich die 
SPD das staatliche Gewaltmonopol aus der Hand 
nehmen ließ. Ich frage Sie von der SPD, ob es ein 
Zufall ist, daß dieser Terror und Vandalismus, d. h. der 
gezielte Versuch, unseren Rechtsstaat aus den Angeln 
zu heben, überall dort besonders betrieben wird, wo 
Sie von der SPD regieren. 

Das ungeheuerlichste ist, daß der Berliner Innense-
nator nun noch der ihm anvertrauten Polizei erhebli-
che Vorwürfe macht. Er schiebt ihr, nicht sich selbst 
die Schuld am Ausmaß der Krawalle in die Schuhe. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Es ist erbärm-
lich!) 

Nun soll die Polizei offensichtlich auch noch selbst die 
Schuld daran tragen, daß so viele ihrer Beamten durch 
Chaoten verletzt worden sind. Ein feiner Innensena-
tor, das muß ich schon sagen! 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ein feiner 
Herr! — Bagage!) 

Statt, wie es sich für ehrenwerte Politiker gehört, sich 
vor die ihm untergebene Polizei zu stellen und sie in 
ihrem schweren Dienst zum Schutze unserer Bürger 
und unseres Rechtsstaates zu unterstützen, verdäch-
tigt Herr Pätzold seine Beamten, die rot-grüne Lan-
desregierung in eine politische Falle laufen gelassen 
zu haben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Eine ehrenwerte Ge-
sellschaft!) 

Aber was kann man von einem Innensenator und 
einer SPD erwarten, die sich in Abhängigkeit zu dem 
der Gewalt der Straße nicht abschwörenden Ströbele 
— bei seiner politischen Vergangenheit nicht weiter 
verwunderlich — und zur AL begeben hat, einer AL, 
von der zahlreiche Mitglieder noch am selben Abend 
erklärt haben, daß sie diesen 1. Mai und die Krawalle 
als einen Erfolg feiern? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Als politischen Er-
folg!) 

Wen wundert diese Einstellung des Berliner Innense-
nators, wenn auch in der SPD die Auffassung vor-
herrscht, daß viele Menschen in unserem Staat die 
Polizei der Länder und des Bundes als politische Geg-
ner empfänden? Das genaue Gegenteil ist der Fall. 
Der absolut überwiegende Teil unserer Bürger dankt 
unserer Polizei ihre schwierige Arbeit. 

Es ist überfällig — Herr Bernrath, insofern haben 
Sie das richtig gesagt —, daß die Politiker aller Cou-
leur und insbesondere auch Ihrer Partei der Polizei für 
ihr Eintreten für die innere Sicherheit Anerkennung 
zollen und sie voll unterstützen. Unsere Polizei in 

Bund und Ländern arbeitet sehr diszipliniert. Wir dür-
fen sie nicht im Stich lassen. 

Die CDU/CSU ist sich ihrer Verantwortung für die 
Sicherheit und Freiheit der Bürger bewußt. Sie nimmt 
diese Verantwortung tatkräftig wahr und setzt der 
Gewalt, wo immer sie auftritt, Schranken. Wer aber 
wie der SPD-Innensenator die Polizei anhält, trotz der 
schrecklichen Gewalttätigkeiten der Chaoten in die 
Defensive zu gehen, wer also das Modewort Deeska-
lation predigt und die Polizei zuschauen läßt, statt 
Verbrechen im Keim zu ersticken, verletzt die Grund-
regeln unseres Rechtsstaates — um das einmal deut-
lich herauszustreichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Unser Grundgesetz garantiert nur die Freiheit zur 
friedlichen Versammlung. Diejenigen, die unseren 
Staat zerstören wollen, müssen wir mit den Mitteln 
des Rechtsstaates bekämpfen. Grün/rot ist dazu offen-
sichtlich nicht in der Lage. Mompers Wortbruch zahlt 
sich nicht aus. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Nöbel. 

(Schulhoff [CDU/CSU]: Der hat vorhin ge

-

schrien: Halt's Maul!) 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Diese Aktuelle Stunde, wenn es um Glaub-
würdigkeit ginge, hätten Sie 1987 und 1988 beantra-
gen müssen. 

(Schulhoff [CDU/CSU]: „Halt's Maul!": Herr 
Dr. Nöbel, ist das richtig?) 

—Gehen Sie doch zur Toilette! 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

—Es ist doch unglaublich. Man hat noch nicht begon-
nen 

(Marschewski [CDU/CSU]: Herr Präsident, 
haben Sie das gehört? — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Herr Präsident, vorhin hat er gesagt 

„Halt's Maul!" und jetzt so etwas!) 

Diese Aktuelle Stunde, wenn es um Glaubwürdig-
keit ginge, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Herr Nöbel, 
Sie sind nicht auf der Toilette!) 

hätten Sie 1987, spätestens 1988 beantragen müs-
sen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Der Kollege hat 
Druck!) 

Heute ist sie für Sie peinlich. Sie ist ein Selbsttor. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wie bitte? Was ist 
das?) 

Man merkt es an Ihrer Reaktion hier vorne. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Der Herr Kollege 
pöbelt!) 

Immer, meine Damen und Herren, wenn die CDU/ 
CSU mit dem Rücken an der Wand steht, wenn ihr die 
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Wähler scharenweise davonlaufen, dann fangen die 
politischen Strategen im Adenauerhaus an, um sich zu 
schlagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Kittel-
mann [CDU/CSU]: Können Sie nicht einmal 
auf Kreuzberg eingehen, Kreuzberg in Ber-

lin?) 

Die CDU-Plakate aus dem Adenauerhaus an der Ade-
nauerallee, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Über 300 Ver-
letzte!) 

die Sozialdemokraten mit Radikalen in einen Topf 
werfen, sind Ausdruck hochgradiger Nervosität, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

genauso wie Sie das hier heute demonstrieren. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Kreuzberg!) 

Sie schaden uns nicht. Sie schaden sich selbst, und Sie 
nutzen anderen. 

Meine Damen und Herren, ein Teil dieser Kam-
pagne aus dem Adenauerhaus — deshalb ist sie so 
peinlich für Sie — ist diese Aktuelle Stunde. Sie sollte 
nach dem Willen derjenigen, die sie beantragt haben, 
nicht dazu beitragen, aufzuklären, neue Wege zur 
Lösung eines schwierigen Problems aufzuzeigen, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Herr Kollege, es 
geht um Kreuzberg! Wissen Sie das nicht? 

Hafenstraße!) 

sondern sie ist Teil einer Kampagne gegen die SPD. 
Was Sie hier bieten, trägt nicht dazu bei, daß diese 
Parlamentsstunde eine wahre Stunde des Parlaments 
ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dazu leisten Sie hier Ihren Beitrag. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Was sagten Sie: 
„Gehen Sie auf die Toilette"? — Feilcke 
[CDU/CSU]: Gehen Sie, wenn Sie müssen!) 

Im Gegenteil. Anstatt die Gemeinsamkeit der De-
mokraten, die hier gefordert und herausgefordert ist, 
in den Mittelpunkt zu rücken, geben Sie denen Ober-
wasser, die Sie mit uns gemeinsam bekämpfen soll-
ten. Wenn der bis vor wenigen Wochen amtierende 
Regierungschef von Berlin — Kollege Dr. Penner hat 
darauf hingewiesen; es ist nicht aufgegriffen worden, 
deshalb wiederhole ich das — , Herr Diepgen, dem jet-
zigen Senat, der gerade im Amt ist, in unverantwort-
lichster Weise den Vorwurf macht, er habe Kreuzberg 
zur Ausplünderung freigegeben, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Dann hat er 
recht! — Dr. Penner [SPD]: Hört! Hört!) 

dann sollte er sich selbst erst fragen, was er gegen das 
Chaotentum erfolgreich unternommen und ob er für 
die hinterlassene Erbschaft nicht selbst geradezuste-
hen hat. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Was Sie da erzählen, 
glaubt Ihnen sowieso keiner!) 

Meine Damen und Herren, wir sind hier nicht im 
Berliner Abgeordnetenhaus. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ab zur 
Toilette!) 

Aber es zeichnet sich doch mehr und mehr ab, daß 
sich die Frage der Loyalität im Verhältnis polizeili-
cher zur politischen Führung stellt. 

(Beifall des Abg. Wüppesahl [fraktionslos]) 

Wir Sozialdemokraten werden uns nicht beirren las-
sen, meine Damen und Herren von der CDU/CSU. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist ein gro

-

ßes Wort!) 

Die SPD — da kann ich den Innenminister noch über-
treffen — ist die Partei des inneren Friedens, und sie 
ist es immer gewesen. Diesem Anspruch werden wir 
auch künftig gerecht werden. 

Es ist das unbestreitbare Verdienst der SPD-geführ-
ten Bundesregierungen, daß in den 70er Jahren, als 
Sie ebenfalls so geschrien haben, die Organe der in-
neren Sicherheit vom Bundeskriminalamt bis zu den 
Landespolizeien modernisiert, verstärkt, personell 
ausgebaut und mit neuen gesetzlichen Grundlagen 
versehen worden sind. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Hafenstraße!) 

Wir Sozialdemokraten und vor allem die von SPD-
Innenministern geführten Landespolizeien haben be-
wiesen, daß sie auch mit schwierigsten Demonstratio-
nen auf friedliche Weise fertiggeworden sind. Neue 
Formen blanker Gewalt, primitivsten Vandalismus 
und des Aufruhrs haben wir erfolgreich bekämpft und 
werden wir erfolgreich bekämpfen. Die Polizeibeam-
ten in Berlin können sich darauf verlassen, daß wir die 
Situation in Berlin genau analysieren werden 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das glaubt Ihnen doch 
keiner!) 

und daß wir dort unsere Schlußfolgerungen ziehen 
werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Leider habe ich nur fünf Minuten. Das war zu we-
nig, um Sie noch mehr zu ärgern. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU — Dr. Nöbel [SPD]: Das ist wirklich 

übel, Herr Präsident, was da läuft!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kalisch. 

Kalisch (CDU/CSU): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Der Kollege Nöbel hat hier seine 
Pflicht getan. Ich möchte nur einmal daran erinnern: 
In den 70er Jahren, als der Bundeskanzler Schmidt 
von der CDU, was den Terrorismus betraf, unterstützt 
worden ist, haben Sie langsam angefangen, sich abzu-
melden. Lieber Herr Kollege Bernrath! 

(Dr. Nöbel [SPD]: Sie sind doch ein anständi

-

ger Kollege!) 
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Ich muß auch noch etwas zu dem Kollegen Bernrath 
sagen. Er hat eine ganze Tube Balsam auf die Wunde 
„Rot-grün" getan. 

(Dr. Penner [SPD] : „Plündern" ! Sagen Sie 
mal was zu „Plündern"!) 

Und ich muß sagen: Herr Kollege Penner hat einen 
solchen Beitrag gehalten, daß er schallenden Beifall 
von den GRÜNEN hatte. Das war ein wunderbares 
Bild, wie sehr Sie sich schon an die rot-grüne Koalition 
gewöhnt haben. 

(Dr. Penner [SPD]: Sagen Sie mal was zu 
„Plündern" , Herr!)  

Die Ereignisse am 1. Mai in Berlin 

(Dr. Penner [SPD]: Sagen Sie was zu „Plün-
dern" ! ) 

erfüllen uns mit großem Zorn und, wenn Sie mir das zu 
sagen erlauben, mit Unbehagen. 

(Dr. Penner [SPD]: Sagen Sie was zu „Plün-
dern" ! ) 

— Schreien Sie doch nicht so umher! 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie sind geistig ausge-
plündert, Herr Penner!)  

Sie erinnern fatal an die Situation, meine Damen und 
Herren, die die CDU 1981 bei der Regierungsüber-
nahme in Berlin vorgefunden hat. Es gab damals 167 
besetzte Häuser — ich weiß, Sie hören das nicht 
gern — und ständige Krawalle in der Stadt. 

Und Sie haben vergessen, zu sagen, Herr Kollege 
Bernrath, 

(Bernrath [SPD]: Wie lang hat es denn ge-
dauert?) 

daß dann, wenn Krawalle und Demonstrationen in 
Berlin während der Regierungen von Weizsäcker und 
von Diepgen waren, dazu von Ihnen aufgerufen 
wurde und daß sie von den Jungsozialisten unterstützt 
wurden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Und Sie haben vergessen zu sagen, daß die Alterna-
tive Liste versucht hat, diese Unruhen in Berlin zu stif-
ten und zu schüren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Das hören Sie nicht 

gern!) 

Es gab viele rechtsfreie Räume. Da gab's eine Zau-
berformel. Die lautete: „Verhältnismäßigkeit der Mit-
tel" . Diese Zauberformel war dazu da, die rechtsfreien 
Räume nicht unbedingt beseitigen zu müssen. Die 
Bürger waren über den Zerfall ihrer Stadt verbittert. 
Die Stimmung war auf dem Nullpunkt. Daran können 
wir uns doch noch sehr gut erinnern. In Berlin — so 
hieß es damals — ist es leichter, ein Haus zu besetzen 
als ein Fahrrad zu stehlen. Diese Situation haben wir 
vorgefunden. 

Der Senat unter Richard von Weizsäcker und Eber-
hard Diepgen hat mit viel Geduld und Geschick wie-
der dem Recht zur Geltung verholfen, und das nicht 
durch Zögern oder Verunsicherung, sondern mit einer 
klaren Konzeption. 

Der rot-grüne Senat — auch das sollte hier festge-
halten werden — hat eine blühende Stadt übernom-
men, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bernrath [SPD]: 
Warum ist er dann abgewählt worden?) 

in der die Polizei in der Lage war, gewalttätigen und 
zügellosen Ausschreitungen mit dem erforderlichen 
Instrumentarium zu begegnen. 

Heute knüpft die SPD offensichtlich nahtlos an die 
damalige Mißwirtschaft an. Der rot-grüne Senat, 
durch den Wortbruch von Herrn Momper zustande 
gekommen, hat in seinen Koalitionsvereinbarungen 
die Konflikte ja schon vorprogrammiert. Beflissen ar-
beitet der neue Innensenator mit vorauseilendem Ge-
horsam dem Koalitionspartner in die Hand: Entmach-
tung und Verunsicherung des Verfassungsschutzes. 
Meine Damen und Herren, wer traut sich denn in die-
ser Situation noch eine Observation weiterzugeben, 
wenn er nicht einmal weiß, wo die landet, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

vielleicht sogar bei den Organisatoren dieser Demon-
stration? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei den GRÜNEN) 

— Meine Damen und Herren, ich verstehe vollkom-
men Ihre Unruhe. Das ist klar. 

Der Innensenator hielt Besprechungen mit der Poli-
zei ab. Es gab Streit um Protokolle und Vermerke, wer 
was wo und wann gesagt hat. Herr Pätzold ist doch 
lange genug im Geschäft, um zu wissen, daß Nach-
denklichkeiten seinerseits, in Lagebesprechungen 
geäußert, für die Polizei goldene Worte des Senators, 
so gut wie Weisungen sind. Soviel muß man doch aus 
dem Geschäft gelernt haben. Anderes anzunehmen 
ist wirklichkeitsfremd. 

Der Innensenator hat dann die politische Verant-
wortung für alles übernommen. Ich fand das hervor-
ragend. Aber nachdem er dann bemerkt hat, daß die 
Situation wesentlich verschärfter war, als er sie zu 
Anfang gesehen hatte, hat er sehr schnell die Kritik 
bei der Polizei abgeladen und der Polizei die Schuld 
gegeben. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Das sind doch Sprüche!) 

Das, meine Damen und Herren, ist ein unglaublicher 
Vorgang. Ein solches Verhalten schadet der Stadt und 
läßt auch Schlimmes befürchten. 

Ich bekomme hier „0 Minuten" angezeigt. Lassen 
Sie mich zum Schluß kommen: Die Stadt braucht wie-
der eine sichere Führung, 

(Bernrath [SPD]: Das ist die Null-Lösung, 
was Sie jetzt machen!) 

einen Staatsschutz, der nicht seinen eigenen Senator 
als Gegner betrachtet, eine Polizei, die nicht verunsi-
chert wird, und auch wieder Spezialeinheiten, die in 
der Lage sind, einen vermummten Block zu isolieren 
und zu enttarnen. Wortbruch, meine Damen und Her-
ren, zahlt sich eben nicht aus. Das Überleben des 
Senats ist dem rot-grünen Bündnis wichtiger als das 
Ansehen der Stadt. Das hat Berlin nicht verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Zunächst möchte ich 
mich beim Präsidium dafür bedanken, daß in ange-
messener Art und Weise der einzig unabhängige Kopf 
das Schlußwort zu dieser Debatte sprechen kann. 

(Lachen bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Zum zweiten möchte ich vorwegschicken, daß ich 
die grundsätzlichen Ausführungen von Herrn Mene-
ses übernehme, damit nicht bei den Äußerungen, die 
ich gleich machen werde, irgendwelche Schlagseiten 
auftreten. 

Zum dritten finde ich es wirklich überraschend, daß 
es bei einer dermaßen schwarz-braun durchsetzten 
Polizei, wie es die Berliner ist, überhaupt möglich ist, 
eine Vorgehensweise politisch durchzuhalten, bei der 
sie sich zumindest passiv verhält. 

(Kalisch [CDU/CSU]: Überlegen Sie sich 
mal, was Sie sagen! — Feilcke [CDU/CSU]: 

Sie sind ein ganz schlimmer Finger!) 

Daß sie darüber hinaus eigene Politik gemacht hat, 
dafür haben wir inzwischen nicht nur Indizien, son-
dern auch Beweise. 

Meine Damen und Herren, lediglich sechs Bereit-
schafts- und zwei Reserveeinheiten waren im Einsatz. 
Sie waren zum Teil mehr als 1 km von dem Gesche-
hen entfernt. 

Zweitens. Die Polizei entdeckte erst während des 
Einsatzes unter Rasen und in Sträuchern angelegte 
Depots, in denen sich die Schlagwerkzeuge der Ge-
walttäter befanden. 

Drittens. Wer nicht eben eine Axt über der Schulter 
trug, blieb gänzlich unbelastet von Vorkontrollen und 
anderen Checks. Dies zeigt, meine ich, ähnlich wie 
1981 der sogenannte Palmsonntag am Kurfürsten-
damm, wo der Boden für eine CDU-Stimmung in der 
Stadt bereitet wurde, indem Polizeieinheiten einfach 
neben den Personen, die Schaufenster eingeworfen 
hatten, stehenblieben, daß die Polizei vor Ort Politik 
gemacht hat; denn so verrückt ist kein Senat, auch 
kein rot-grüner Senat, eine Vorgabe dieser Art auszu-
geben. 

Die Polizeiführung mußte auch zugeben, daß eine 
Dreiviertelstunde notwendig war, um bestimmte Ein-
heiten an einen demolierten Supermarkt heranzu-
bringen. Das zeigt doch ganz deutlich, was dort vor 
Ort los war. Ich sage Ihnen nochmals: Diese Polizei in 
Berlin ist mehrheitlich schwarz-braun durchsetzt, 
Herr Kalisch. 

(Kalisch [CDU/CSU]: Jetzt ist es aber genug! 
— Feilcke [CDU/CSU]: Herr Präsident, das 
gibt es nicht! Hier werden die Opfer be

-schimpft!) 

Wir haben über die kritischen Polizisten, die Mitglie-
der, die wir in Berlin haben, deutliche Wahrnehmun-
gen, daß es bis zu 20, 25 % Republikaner in einigen 
Dienststellen gibt. Das bedeutet: Hier sind ganz mas-
sive Illoyalitäten aufgetreten — genauso wie ich sie 
übrigens zum Teil auch aus Hamburg kenne. 

Was wir hier in der sogenannten großen Politik voll-
führen, weil auf der mittleren und der gehobenen 
Ebene bei der Polizei einige Personen selbständig ge-
handelt haben, finde ich immer wieder kolossal. Das 
ist ungefähr so kolossal wie die Tatsache, daß ein ein-
zelner Abgeordneter einen so geschmierten Betrieb 
wie den Bundestag immer wieder durcheinanderzu-
bringen in der Lage ist. Die große Politik muß in die-
sem Umfang reagieren, weil kleinere Polizeibeamte 
eigenständig Politik gemacht haben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich komme zum Schluß-
satz. Ich denke, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie denken überhaupt 
nicht!) 

daß es tatsächlich eine Sonderleistung ist, daß dieser 
rot-grüne Senat in der Lage gewesen ist, eine mittel- 
und langfristig so kluge Deeskalationsstrategie in Ber-
lin zu praktizieren. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich glaube, daß Sie sich 
selbst einen sehr schlechten Dienst erweisen, denn 
Sie beneiden im Grunde nur die polizeitaktische 
Denkweise im Senat, die in Berlin zur Zeit vorherrscht, 
weil Sie selbst nicht auf solche Vorgehensweisen 
kommen. 

Vizepräsident Westphal: Würden Sie bitte beach-
ten, was der Präsident Ihnen hier gesagt hat. 
Meine Damen und Herren, Farbenvergleiche hat es 

in der Politik in einer Weise gegeben, die niemandem, 
der getroffen werden sollte, je sympathisch war. Das, 
was mich dazu bewegt, gegen den Begriff schwarz-
braun mit Entschiedenheit hier etwas zu sagen, ist, 
daß wir hier vom Präsidiumstisch aus nie irgendeinen 
Vergleich mit der Nazi-Vergangenheit akzeptieren. 
Wir wenden uns immer dagegen. Ich schlage wirklich 
vor, diese Vergleiche aus der politischen Debatte her-
auszuholen, selbst wenn es andere auch problemati-
sche Vergleiche gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, ich schließe die Aktuelle 
Stunde. Zu einer Erklärung nach § 30 der Geschäfts-
ordnung hat sich die Abgeordnete Frau Frieß gemel-
det. 

(Dr. Penner [SPD]: Wo ist der Straßmeir?) 

Frau Frieß (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Abgeordnete Hirsch hat mich 
auf zwei Äußerungen persönlich angesprochen und 
kritisiert. Auf diese Äußerungen haben mich auch 
schon andere Abgeordnete in schärferer Weise ange-
sprochen. Dazu will ich jetzt Stellung nehmen. Dazu 
muß ich natürlich meine politische Position darle-
gen. 
Erstens habe ich gesagt, daß ich diese alternative 

Demonstration als einen Erfolg beurteile. Dabei wird 
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mir immer unterstellt, daß ich damit auch die Ausein-
andersetzungen als Erfolg bezeichne. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Welche Auseinanderset-
zungen denn?) 

— Die Ausschreitungen. 

Das stimmt nicht. Das habe ich auch nie gesagt. Ich 
habe gesagt, daß ich diese Demonstration als positiv 
bewerte. Ich meinte damit die Tatsache, daß über 
10 000 Menschen, vom Gewerkschafter bis zur Ver-
treterin des Frauenhauses, gemeinsam gegen Mas-
senerwerbslosigkeit und Verarmung in West-Berlin 
protestierten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Mit Steinen!) 

Die Ausschreitungen am Rande dieser Demonstra-
tion 

(Feilcke [CDU/CSU]: Am Rande? Als 
Kern!)  

liefen dieser Intention zuwider. Ich lehne diese Aus-
schreitungen ab. 

Doch ich bin nicht bereit, zu akzeptieren, daß die 
Teilnehmerinnen an der Demonstration dafür verant-
wortlich gemacht werden. 

(Dr. Fell [CDU/CSU]: Quidquid agis, pruden-
ter agas et respice finem!) 

Sie dagegen, meine Damen und Herren von der CDU/ 
CSU, wollen die Intention der Demonstrantinnen dis-
kreditieren, indem Sie alle der Krawalle bezichtigen, 
und dagegen wehre ich mich. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Können Sie ein bißchen ruhiger sein? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Nein!) 

Zweitens habe ich Verständnis für die Menschen 
geäußert, die an den Ausschreitungen beteiligt wa-
ren; ein Verständnis, das Sie von den Regierungspar-
teien nur für Flick und Wohnungsspekulanten ha-
ben. 

Dieses Verständnis heißt für mich nicht — das will 
ich noch einmal betonen — , die Ausschreitungen gut-
zuheißen. Es heißt für mich: Ich verstehe, daß es Men-
schen in Lebenssituationen gibt — vor allem Jugend-
liche — , die für sich kein anderes Mittel mehr haben, 
die keinen Ausweg mehr sehen, als mit solchen Aktio-
nen auf ihre miesen Bedingungen hinzuweisen. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Das ist aber eine bemer-
kenswerte Erklärung!) 

Ich verstehe auch, daß es denen derzeit völlig egal 
ist, um welchen Senat es sich dabei handelt. Für diese 
Zuspitzung haben Sie von den Regierungsparteien 
gesorgt, denn Sie haben die Menschen an den Rand 
des Existenzminimums gedrängt und wundern sich 
dann, daß Familien mit einem Monatseinkommen von 
800 DM ihren Kleiderschrank z. B. auch durch Plün-
derungen aufbessern müssen. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Was?) 

Sie haben Großprojekte wie Atomkraftwerke und Rü-
stungsunternehmen mit in Ang riff genommen, die le-
bensbedrohlich sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

— Lassen Sie mich doch ausreden. — Das macht vie-
len Menschen für die Zukunft Angst. Sie haben Ge-
setze verabschiedet, die jede Form des Widerstands 
durch § 129 a kriminalisiert. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Herr Präsident! Darf 
man hier eigentlich alles sagen? Ist das so?) 

Armut, Perspektiv- und Hoffnungslosigkeit sind die 
Ursachen für die Ausschreitungen in West-Berlin. Das 
verstehe ich so, und das haben Sie von der Bundesre-
gierung mit zu verantworten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das sind Ihre 
Koalitionspartner! — Das sind eure 

Freunde!) 
Ändern kann sich das meiner Meinung nach nur, 
wenn eine staatliche Politik bet rieben wird, die die 
sozialen Bedingungen verändert und die Raum für 
breite Entscheidungsmöglichkeiten gibt, wenn damit 
Menschen außerhalb des Parlaments die Perspektive 
für mehr Mitentscheiden und für demokratische Wi-
derstandsformen eröffnet wird. 

(Lüder [FDP]: Ist die Debatte wieder eröffnet, 
Herr Präsident?) 

Dies werde ich mit allen linken fortschrittlichen 
Kräften gemeinsam diskutieren, und ich werde versu-
chen, öffentlichen Druck für andere Lebensbedingun-
gen und andere Lebensformen zu entwickeln. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 
Das habe ich gemeint und nicht das, was mir ständig 
unterstellt wird. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
eine Möglichkeit der Nutzung des § 30, d. h. zur Ab-
gabe einer entsprechenden Erklärung auf Grund der 
Tatsache, daß man hier in einer bestimmten Sache 
angesprochen worden ist, muß ich geben, und das ist 
auch jederzeit erlaubt. 

(Dr. Feilcke [CDU/CSU]: Bis zu zwei Stun

-

den!) 

Wir alle haben wohl die Absicht, die Freiheit der Rede 
zu verteidigen, auch wenn es manchmal schwer zu 
ertragen ist. 
Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 11/4483 

Ich muß Ihnen dazu mitteilen, daß sich die Frage-
stunde wegen der verlängerten Befragung der Bun-
desregierung vorhin um zwölf Minuten verkürzt. 
Ich rufe zunächst den Geschäftsbereich des Bun-

deskanzlers und des Bundeskanzleramtes auf. Herr 
Staatsminister Dr. Stavenhagen steht zur Beantwor-
tung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 1 des Abgeordneten Huonker auf: 
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Vizepräsident Westphal 
Warum hat der Bundeskanzler seine am 27. April 1989 vor 

dem Deutschen Bundestag — abweichend vom vorab verbreite-
ten Text — wörtlich gemachte Äußerung „Wir werden uns in der 
Europäischen Gemeinschaft im Gespräch mit unseren Partnern 
dafür einsetzen, daß eine tragfähige Regelung der Besteuerung 
von Kapitalerträgen möglich wird, die zwingend notwendig ist, 
um den gemeinsamen Binnenmarkt zu erreichen" im Plenarpro-
tokoll 11/140 S. 10297 in die folgende Formulierung verändert 
„Wir werden uns in der Europäischen Gemeinschaft um eine für 
alle Partner tragfähige Regelung der Besteuerung von Kapital-
erträgen bemühen, die den Zielen des europäischen Binnen-
marktes entspricht" , und hat der Bundesminister der Finanzen, 
Dr. Waigel, den Bundeskanzler zu dieser inhaltlich gravieren-
den Änderung des Protokolls veranlaßt? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Herr Kollege Huonker, es ist eine alte parlamen-
tarische Gepflogenheit, daß Bundestagsreden vor der 
Veröffentlichung im allein maßgebenden Plenarpro-
tokoll dem Redner zur Korrektur vorgelegt werden. 
Auch frühere Bundeskanzler haben von der Möglich-
keit, Änderungen vorzunehmen, selbstverständlich 
Gebrauch gemacht. 
Demgegenüber ist es absolut unüblich, daß nach 

den Gründen für die tatsächliche Wahrnehmung die-
ses guten parlamentarischen Rechts gefragt wird. 
Dies ist hier um so unverständlicher, als im vorliegen-
den Fall lediglich eine Abweichung vom vorbereite-
ten Text rückgängig gemacht, die ursprüngliche Fas-
sung also wiederhergestellt wurde. Dies geschah 
nicht auf Intervention eines Dritten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Huonker, bitte schön. 

Huonker (SPD): Herr Staatsminister, können Sie be-
stätigen, daß der Bundeskanzler eine für seine Ver-
hältnisse erstaunlich eindeutige Äußerung, nämlich 
daß die Besteuerung der Kapitalerträge zwingend er-
forderlich sei, um die Liberalisierung des Kapital-
markts auf EG-Ebene herbeizuführen, gestrichen, 
seine Aussage damit inhaltlich gravierend geändert 
hat und daß das mit der Frage der Protokollkorrektur, 
wie sie üblich ist, nichts zu tun hat, und sind Sie nicht 
bereit, meine Frage, warum der Bundeskanzler diese 
inhaltlich weittragende Korrektur vorgenommen hat, 
doch in der Sache zu beantworten? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege Hu-
onker, den ersten Teil Ihrer Frage beantworte ich mit 
Nein, und den zweiten Teil beantworte ich damit, daß 
er diese Korrektur vorgenommen hat, um einem Miß-
verständnis vorzubeugen, dem genau Sie hier unter-
liegen, nämlich dem Mißverständnis, daß das Wort 
„zwingend" eine rechtliche Bindung beinhaltet, was 
nicht der Fall ist. Es geht um eine politische Bindung, 
die nicht von uns, aber von anderen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft so gesehen wird. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Huonker. 

Huonker (SPD): Sind Sie bereit anzuerkennen, daß 
es dann, wenn der Bundeskanzler sagt, nach seiner 
Auffassung sei etwas zwingend, nach Auffassung des 
Bundeskanzlers zwingend ist, und wollen Sie zum 
anderen die Frage verneinen, daß es irgendeinen an-
deren Grund für diese Protokollkorrektur als den gibt,  

daß durch eine solche, jederzeit nachlesbare Formu-
lierung des Bundeskanzlers, die Besteuerung der Ka-
pitalerträge sei aus europapolitischen Gründen zwin-
gend notwendig, die Wahlstrategie der Regierung ka-
puttgemacht werden könnte, die da lautet: Wir retten 
uns in Sachen Quellensteuer über den Bundestags-
wahltag hinaus? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, die 
in Ihrer Frage implizierte Vermutung ist abwegig. Der 
Bundeskanzler hat auch nicht von einer zwingend 
notwendigen Besteuerung gesprochen, denn die Ka-
pitalerträge sind steuerpflichtig. Statt dessen hat er 
von einer tragfähigen Regelung gesprochen. 

(Huonker [SPD]: Die zwingend notwendig 
ist!) 

— Herr Kollege, ich weise noch einmal darauf hin, daß 
wir zum ursprünglichen Text zurückgekehrt sind, um 
genau dem Mißverständnis, das Sie liebevoll pflegen, 
vorzubeugen, daß es sich nämlich nicht um eine recht-
liche Bindung handelt, sondern um eine politische 
Notwendigkeit, die nicht von uns, sondern von ande-
ren Mitgliedstaaten vorgetragen wird. Aus unserer 
Sicht ist eine solche Regelung nicht erforderlich. Aber 
da wir die Kapitalverkehrsliberalisierung zum 1. Juli 
wollen, werden wir uns — auch das ist deutlich zum 
Ausdruck gekommen — um eine tragfähige Regelung 
bemühen. Dies heißt nicht, daß wir eine Besteuerung 
einführen, denn die Besteuerung gibt es längst. 

Vizepräsident Westphal: Herr Hauchler, wollen Sie 
dazu eine Zusatzfrage stellen? — Bitte schön. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Staatsminister, trifft es zu, 
daß die französische Europaministerin Cresson kurz 
vor der Debatte am 27. April dem Bundeskanzler eine 
Erklärung übermittelt hat, in der auf die enge Bezie-
hung zwischen der Steuerharmonisierung — auch auf 
dem Gebiet der Kapitalertragsteuer — und der Libe-
ralisierung des Kapitalverkehrs in Europa verwiesen 
wurde, und war dies für den Bundeskanzler Anlaß, in 
seiner Rede von dem vorab verteilten Redetext abzu-
weichen und selber von einem zwingenden Zusam-
menhang — ob politisch oder rechtlich, spielt hier 
nicht die entscheidende Rolle — zwischen Harmoni-
sierung der Kapitalertragsteuern und der Herstellung 
eines freien Kapitalverkehrs in Europa zu sprechen? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, im 
Protokoll des Deutschen Bundestages und auch sonst-
wo ist nicht die Rede von einer zwingenden Harmoni-
sierung, sondern von einer tragfähigen Regelung. Ich 
darf Sie darauf aufmerksam machen, daß eine solche 
tragfähige Regelung der Gemeinschaft im Steuerbe-
reich nur einstimmig beschlossen werden kann. Ich 
möchte Sie zur Klarstellung, damit hier keine Auffas-
sungsunterschiede bestehen bleiben, ob das ein 
rechtliches Junktim sei oder nicht, doch einfach auf 
den entsprechenden Absatz der  Liberalisierungsricht-
linie  verweisen, der von allen akzeptiert worden ist 
und der lautet: 

Die Kommission unterbreitet dem Rat bis zum 
31. Dezember 1988 Vorschläge, die darauf abzie-
len, Gefahren von Steuerumgehungen, Steuer-
flucht und Steuerhinterziehung infolge der Un- 



10518 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 142. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Mai 1989 

Staatsminister Dr. Stavenhagen 

terschiede in den nationalen Regelungen zur Be-
steuerung von Sparerträgen und in der Kontrolle 
der Anwendung dieser Regelung zu beseitigen 
oder zu vermindern. Der Rat befindet über diese 
Vorschläge bis zum 30. Juli 1989. Alle gemein-
schaftlichen Steuervorschriften sind gemäß dem 
Vertrag einstimmig zu erlassen. 

Nicht mehr und nicht weniger: Das ist die Bindung, 
die man im Rat eingegangen ist. Ich glaube, das, was 
ich gesagt habe, ist damit deutlich geworden. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 2 des 
Abgeordneten Huonker auf. 

Hält die Bundesregierung die vom Bundeskanzler am 
27. April 1989 getroffene Feststellung aufrecht, daß eine tragfä-
hige Regelung der Besteuerung von Kapitalerträgen „zwingend 
notwendig ist, um den gemeinsamen Binnenmarkt zu errei-
chen", und wenn ja, welche Bedeutung mißt sie dann der am 
selben Tag im Deutschen Bundestag vom Bundesminister der 
Finanzen — ebenfalls abweichend von dessen vorab verteiltem 
Redetext — abgegebenen Erklärung zu, „Eine EG-Regelung für 
die Kapitalertragsbesteuerung ist keine rechtliche Vorbedin-
gung für die Aufhebung der noch bestehenden Kapitalverkehrs-
beschränkungen"? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege 
Huonker, es ist zwischen allen Beteiligten in der Ge-
meinschaft unbestritten, daß eine EG-Regelung für 
die Kapitalertragsbesteuerung keine rechtliche Vor-
bedingung für die Aufhebung der noch bestehenden 
Kapitalverkehrsbeschränkungen ist. Aus Sicht eini-
ger Partnerländer ist eine tragfähige Regelung der 
Besteuerung von Kapitalerträgen politisch notwendig 
— ich habe bereits darauf verwiesen —, um den ge-
meinsamen Binnenmarkt zu erreichen. Der Minister-
rat hat sich gemäß Art. 6 Abs. 5 der Richtlinien zur 
vollständigen Liberalisierung des Kapitalverkehrs le-
diglich verpflichtet, bis zum 30. Juli 1989 über die ent-
sprechenden Vorschläge der Kommission zu befin-
den, worauf ich ebenfalls hingewiesen habe. Dabei ist 
darauf verwiesen worden, daß diese Vorschriften nur 
einstimmig erlassen werden können. Diese Formulie-
rung macht ebenfalls deutlich — das möchte ich noch 
einmal unterstreichen — , daß eine für alle Partner 
tragfähige Lösung notwendig ist und daß auch nur 
eine für alle Partner akzeptable Lösung möglich ist. 
Genau um eine solche für alle tragfähige Regelung 
der Besteuerung von Kapitalerträgen, die den Zielen 
des europäischen Binnenmarktes entspricht, wird sich 
die Bundesregierung bemühen, wie es in der Regie-
rungserklärung des Bundeskanzlers auch heißt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr 
Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Staatsminister, sind Sie bereit, 
mir folgendes zu beantworten: Der Bundeskanzler hat 
am 27. April vor dem Deutschen Bundestag in seiner 
Regierungserklärung wörtlich erklärt: 

Wir 
— also die Bundesregierung — 

werden uns in der Europäischen Gemeinschaft im 
Gespräch mit unseren Partnern dafür einsetzen, 
daß eine tragfähige Regelung der Besteuerung 
von Kapitalerträgen möglich wird, die zwingend 

notwendig ist, um den gemeinsamen Binnen-
markt zu erreichen. 

Sind Sie bereit, mir zu erklären, wie Sie zu der Auf-
fassung kommen, daß dies, was der Bundeskanzler für 
sich und die Bundesregierung nach dem eindeutigen 
Wortlaut erklärt hat, nicht die Meinung des Kanzlers 
sei, sondern die Meinung anderer? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, es 
ist hier in der Fragestunde schon deutlich geworden 
und auch ich habe wiederholt darauf hingewiesen, 
daß diese Notwendigkeit insbesondere etwa von 
Frankreich so gesehen wird. Frankreich hat an die 
politische Verpflichtung der Mitgliedstaaten erinnert. 
Sie wissen aber auch, daß sich andere Mitgliedstaaten 
den Vorschlägen etwa der Kommission strikt wider-
setzt haben. Es ist auch erforderlich, daß hier nur eine 
einstimmig akzeptierte Regelung greifen kann. Des-
wegen hat der Bundeskanzler gesagt, daß wir uns um 
eine für alle tragfähige — und damit auch akzep-
table — Regelung bemühen werden. Ich kann Ihr Pro-
blem überhaupt nicht verstehen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage. 

Huonker (SPD): Vielleicht kann ich Ihnen helfen, 
wenn ich Sie frage — nachdem Sie behaupten, das, 
was der Bundeskanzler als seine Meinung gesagt hat, 
sei die Meinung Frankreichs — , ob wir uns noch auf 
dem Gebiet derselben Sprache und Logik bewegen. 
Wenn der Bundeskanzler sagt, eine Regelung der Be-
steuerung von Kapitalerträgen ist zwingend notwen-
dig, dann bedeutet dies: nach Auffassung des Bundes-
kanzlers ist diese Regelung zwingend notwendig. 
Meine Frage lautet: Wie kommen Sie dazu, dies an-
ders, als der Sinn es eindeutig ergibt, zu interpretie-
ren? Wenn Sie diesen Versuch unternehmen, beant-
worten Sie dann nicht meine Frage positiv, daß die 
Streichung nichts anderes bezweckt, als die Wähler-
täuschung auf diesem Gebiet vorzubereiten? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, die 
Unterstellung im letzten Teil Ihrer Frage weise ich mit 
großem Nachdruck als völlig abwegig zurück, will 
aber gerne zu den ersten Elementen Ihrer Frage etwas 
sagen. 
Es ist doch ganz klar, daß die Liberalisierung des 

Kapitalverkehrs zum 1. Juni 1990 beschlossen worden 
ist. Es ist ferner klar — das ist hier auch von mir gesagt 
worden —, daß die Franzosen eine politische Ver-
pflichtung sehen, daß eine für alle akzeptable tragfä-
hige Lösung gefunden wird. Da wir, wenn wir den 
Binnenmarkt wollen, an dem wichtigen Element Libe-
ralisierung des Kapitalverkehrs natürlich ein wesent-
liches Interesse haben, ist es doch nicht abwegig, 
wenn wir auf diesen Zusammenhang hinweisen. Ge-
nau dies hat der Bundeskanzler in seiner Regierungs-
erklärung getan. 

Vizepräsident Westphal: Herr Hauchler, wenn Sie 
sich melden wollen, tun Sie es ein bißchen schneller. 
Ich muß jetzt immer auf Sie sehen, ob Sie auch noch 
etwas sagen wollen. Sie haben eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 
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Dr. Hauchler (SPD): Verzeihen Sie, Herr Präsident. 
— Herr Staatsminister, wie beurteilt die Bundesregie-
rung die im „Handelsblatt" vom 3. Mai dieses Jahres 
wiedergegebene Äußerung des französischen Wirt-
schaftsministers Bérégovoy, daß ein Minimum an Har-
monisierung auch auf dem Gebiet der Kapitalertrags-
steuern vonnöten sei, um — nun zitiere ich den fran-
zösischen Wirtschaftsminister — einem Europa des 
Steuerbetrugs wirksam den Riegel vorzuschieben? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
sehe durchaus den Zusammenhang zwischen einer 
Formulierung, mit der man ein Minimum an Harmo-
nisierung fordert, und dem, was der Bundeskanzler 
gesagt hat, daß wir uns um eine tragfähige Regelung 
bemühen, die für alle akzeptierbar ist. Ich kann darin 
keinen Unterschied sehen. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich danke dem Staatsmini-
ster für die Beantwortung der Fragen. 
Den Geschäftsbereich des Bundesministers der Fi-

nanzen brauche ich nicht aufzurufen, da die Fragen 3 
und 4 des Herrn Abgeordneten Stiegler schriftlich 
beantwortet werden sollen. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 
Dasselbe gilt für den Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
Hier soll die Frage 5 der Abgeordneten Frau Teubner 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 
Auch beim Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Verkehr bitten alle Kollegen um schriftliche Beant-
wortung. Dies betrifft die Fragen 6 und 7 der Abge-
ordneten Frau Walz, die Fragen 8 und 9 der Abgeord-
neten Frau Bulmahn, die Fragen 10 und 11 des Herrn 
Abgeordneten Vahlberg, die Fragen 12 und 13 des 
Herrn Abgeordneten Pauli sowie Frage 14 des Herrn 
Abgeordneten Müller (Pleisweiler). Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir kommen also zum Geschäftsbereich des Bun-

desministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit. Herr Staatssekretär Gröbl steht zur Beant-
wortung der Fragen zur Verfügung. 
Die Fragen 15 und 16 von Frau Ganseforth sollen 

schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlage abgedruckt. 
Nun kommt die Frage 17 des Abgeordneten Wüp-

pesahl, der nicht im Saal ist. Dann wird die Frage ent-
sprechend der Geschäftsordnung behandelt. 
Ich rufe die Frage 18 des Abgeordneten Dr. Daniels 

(Regensburg) auf. Diese Frage und die Frage 19 von 
ihm sind nicht beantwortbar, weil er nicht da ist. Inso-
fern wird entsprechend der Geschäftsordnung gehan-
delt. 
Ich muß Ihnen, Herr Gröbl, leider sagen, daß Sie 

vergeblich gekommen sind. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers des Auswärtigen. Frau Staatsminister 
Dr. Adam-Schwaetzer steht zur Beantwortung der 
Fragen zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 20 des Abgeordneten Toete-

meyer auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die südafrikanische 
Regierung die von Schwarzen bewohnte Gemeinde Mogopa im 
Distrikt Ventersdorp, Westtransvaal, erneut umsiedeln lassen 
will, obwohl der Oberste Gerichtshof Südafrikas bereits die erste 
Zwangsumsiedlung für unrechtmäßig erklärte, und wird sie we-
gen dieses Vorgangs bei der südafrikanischen Regierung vor-
stellig werden? 

Bitte schön, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, der Bundesregie-
rung ist der Fall bekannt. Am 2. Mai 1987 hat das 
Supreme Court in Pretoria den Einspruch der Mogopa 
gegen die von den südafrikanischen Behörden ver-
hängte Räumungsanordnung zurückgewiesen. Ge-
gen dieses Urteil ist die Berufung beim Obersten Ge-
richt in Bloemfontein möglich. Die Bundesregierung 
hat sofort nach Bekanntwerden der Entscheidung des 
Gerichtes in Pretoria gegenüber dem südafrikani-
schen Geschäftsträger in Bonn ihre große Besorgnis 
über diese für die Mogopa negative Entwicklung zum 
Ausdruck gebracht und die südafrikanische Regie-
rung aufgefordert, auf die sofortige Vollstreckung die-
ses Urteils zu verzichten. Auf Initiative der Bundesre-
gierung wird ferner die spanische Präsidentschaft im 
Auftrag der Zwölf bei der südafrikanischen Regierung 
zugunsten der Mogopa intervenieren. 

Vizepräsident Westphal: Herr Toetemeyer, eine Zu-
satzfrage bitte. 

Toetemeyer (SPD) : Frau Staatsminister, der Außen-
minister ist in der gleichen Angelegenheit angeschrie-
ben worden. Können Sie mir sagen, ob der Außenmi-
nister dem Petenten in der gleichen Weise wie Sie mir 
heute geantwortet hat? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Ich 
kann ihnen nicht sagen, Herr Abgeordneter, ob der 
Brief des Petenten, dessen Namen Sie nicht genannt 
haben, bereits beantwortet ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Toetemeyer (SPD): Dann darf ich folgende Zusatz-
frage stellen: Wären Sie bereit, dafür Sorge zu tragen, 
daß der Brief vom Februar dieses Jahres, der vom Bun-
desschluß in Hamburg — das ist eine Gruppe, die sich 
um diese Dinge kümmert — stammt, in der gleichen 
Weise beantwortet wird, wie mir heute Antwort zuteil 
wurde? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, selbstverständlich werde ich mich 
darum kümmern, daß, falls dies bisher noch nicht ge-
schehen sein sollte, eine ausreichende und ausführli-
che Antwort erteilt wird. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 21 von 
Ihnen, Herr Toetemeyer, auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, solche unrechtmäßigen 
Zwangsumsiedlungen als Menschenrechtsverletzungen zu 
brandmarken, und werden von ihr Überlegungen angestellt, 
zumindest ebensolche Sanktionen gegen Südafrika zu verhän-
gen, wie sie vom amerikanischen Kongreß beschlossen wur-
den? 

Bitte schön, Frau Staatsminister. 
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Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Toetemeyer, ich darf zur Beantwortung dieser Frage 
auf die Antwort zur Frage 20 verweisen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Das verstehe ich nicht ganz, 
Frau Staatsminister. In dieser Frage habe ich aus-
drücklich danach gefragt, ob die Bundesregierung für 
den Fall, daß die Interventionen, die Sie geschildert 
haben, nicht zum Erfolg führen — einen Erfolg haben 
Sie noch nicht darstellen können —, doch zu Maßnah-
men greifen könnte, die denen unserer Kollegen im 
amerikanischen Kongreß entsprechen. Deshalb halte 
ich die Verweisung auf die Antwort zur Frage 20 nicht 
für eine ausreichende Antwort. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, ich habe bei der Beantwortung der 
Frage 20 dargestellt, welche Aktionen die Bundesre-
gierung zu ergreifen gedenkt. Ich will aber gern noch 
auf die weitergehende Frage bezüglich möglicher 
Wirtschaftssanktionen eingehen. Sie wissen, daß die 
Bundesregierung weiterhin skeptisch gegenüber 
Wirtschaftssanktionen ist, da sie Zweifel daran hat, 
daß die ihnen zugeschriebene Wirkung einer friedli-
chen Druckausübung tatsächlich eintritt. Nach Mei-
nung der Bundesregierung schüfen umfassende man-
datorische Sanktionen nur die Grundlage für weitere 
Gewalt und Spannung in Südafrika. 
Im übrigen gelten weiterhin die von den Mitglied-

staaten der Europäischen Gemeinschaft gegenüber 
Südafrika beschlossenen restriktiven Maßnahmen. 
Diese sind ein Signal an die südafrikanische Regie-
rung, daß die Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft nicht unbegrenzt bereit sind, die Verlet-
zung von Menschenrechten in Südafrika hinzuneh-
men. Ich füge hinzu, daß es immer einer sehr schwie-
rigen Abwägung bedarf, um einzuschätzen, welcher 
Effekt mit welchen Maßnahmen erzielt wird. Dies ist 
zugegebenermaßen im Falle Südafrikas so. Aber ich 
kann mir auch noch andere Staaten vorstellen, bei 
denen diese schwierige Frage immer wieder gestellt 
wird und beantwortet werden muß. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu-
satzfrage, Herr Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD) : Frau Staatsministerin, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß die gegenwärtige Re-
gierung der Republik Südafrika gegenüber den 
Städten, in denen die konservative Partei bei den letz-
ten Wahlen Mehrheiten gewonnen und die kleine 
Apartheid wieder eingeführt hat, mit dem Argument 
arbeitet, sie mögen das doch bitte wieder einstellen, 
damit nicht weitere Südafrika schädigende Sanktio-
nen ergriffen werden? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, ich kann nicht bewerten, inwieweit 
diese Berichte korrekt wiedergegeben sind und in-
wieweit sie tatsächlichen Äußerungen entsprechen. 
Es spricht einiges dafür, daß auch mit solchen Argu-
mentationen gearbeitet wird. Ich kann nur noch ein-
mal darauf hinweisen, daß gerade die Frage von 
Sanktionen gegenüber Regierungen, die kontinuier-

lich und permanent die Menschenrechte verletzen, 
immer wieder ein großes Problem, eine große Heraus-
forderung für die Bundesregierung darstellt, aber na-
türlich auch für die Europäische Gemeinschaft. In bei-
den Gremien, Bundesregierung und Europäische Ge-
meinschaft, wird in kurzer Folge darüber diskutiert, 
ob es notwendig ist, weitere Maßnahmen zu ergrei-
fen. 

Vizepräsident Westphal: Wir haben eine weitere 
Zusatzfrage des Abgeordneten Gansel hierzu. 

Gansel (SPD): Da Sie schon so sicher sind, daß 
Sanktionen gegen Südafrika nicht dazu beitragen 
werden, die Menschenrechtslage zu verbessern, 
möchte ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß die 
Bundesrepublik inzwischen an Stelle von Japan zum 
größten Außenwirtschaftspartner Südafrikas gewor-
den ist und ob Sie das kaltläßt. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, auch diese Fragen werden innerhalb 
der Bundesregierung kontinuierlich erörtert und dis-
kutiert. Ich kann noch einmal darauf hinweisen, daß 
es Politik der Bundesregierung ist, die Lage der unter-
drückten Menschen in Südafrika zu verbessern und 
die Maßnahmen, die sie selbst für richtig hält, um 
Menschenrechtsverletzungen abzustellen, auch zu 
ergreifen. 
In dem Zusammenhang möchte ich darauf hinwei-

sen, daß deutsche Firmen, die in Südafrika arbeiten, 
jetzt den von der IG Metall vorgelegten Katalog von 
Rechten der Arbeitnehmer in Südafrika beachten. 

(Toetemeyer [SPD]: Teilweise!) 
Sie wissen, daß die Bundesregierung ihre Bemühun-
gen weiter fortsetzt, auch innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft diesen Katalog umzusetzen, damit auch 
andere Firmen aus der Europäischen Gemeinschaft, 
die in Südafrika arbeiten, diese Rechte der Arbeitneh-
mer beachten. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 22 des Abge-
ordneten Lowack und 23 und 24 des Abgeordneten 
von Schmude brauche ich nicht aufzurufen, weil sie 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 
Ich rufe die Frage 25 des Abgeordneten Gansel 

auf: 
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über den Stand 

der C-Waffen-Produktion in Rabta, und was hat sie seit dem 
18. Februar 1989 gegenüber Libyen veranlaßt, damit mit deut-
scher Beteiligung eine C-Waffen-Produktion in Libyen nicht . 
möglich ist? 

Bitte schön, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, die Erkenntnisse der Bundesregierung 
über den Stand der Produktion in Rabta sind in dem 
Bericht der Bundesregierung vom 15. Februar 1989 
über eine mögliche Beteiligung deutscher Firmen an 
einer C-Waffen-Produktion in Libyen aufgeführt. Der 
Bundesregierung liegen keine zusätzlichen Erkennt-
nisse vor, daß in der Zwischenzeit die C-Waffen-Pro-
duktion in Rabta aufgenommen worden ist. 
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Staatsminister Frau Dr. Adam-Schwaetzer 

Die Bundesregierung hat die nachfolgend aufge-
führten Schritte veranlaßt, damit mit deutscher Betei-
ligung eine C-Waffen-Produktion in Libyen nicht 
möglich ist. 
Erstens. Die Bundesregierung hat am 15. März 1989 

eine Dritte Verordnung zur Änderung der Außenwirt-
schaftsverordnung erlassen, die am 1. April 1989 in 
Kraft getreten ist. Mit der Verordnung werden Rechts-
geschäfte und Handlungen Gebietsansässiger im Au-
ßenwirtschaftsverkehr verboten, die im Zusammen-
hang mit der Errichtung oder dem Betrieb von Anla-
gen zur Herstellung von chemischen Waffen im Sinne 
der Kriegswaffenliste in Libyen stehen. 
Zweitens. Bereits im Januar waren alle Zolldienst-

stellen erneut in schriftlicher Form um eine besonders 
sorgfältige Ausfuhrkontrolle einschlägiger Ausfuhr-
sendungen gebeten worden. 
Drittens. Was direkte Aktivitäten der Bundesregie-

rung gegenüber Libyen angeht, geht aus dem Bericht 
der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag 
vom 15. Februar 1989 hervor, daß der deutsche Bot-
schafter in Tripolis am 3. Januar 1989 bei Staatschef 
Gaddafi mit dem Ziel demarchiert hatte, eine libysche 
Zustimmung zu einer internationalen Inspektion der 
Anlage in Rabta zu erreichen. Die Antwort war über 
den stellvertretenden libyschen Außenminister am 
4. Januar 1989 erteilt worden. Danach stimme Libyen 
uneingeschränkt allen internationalen Mechanismen 
zu, die alle Staaten gleichermaßen entsprechenden 
Kontrollen unterwürfen. Libyen lehne nur gegen Li-
byen gerichtete Maßnahmen als diskriminierend ab. 
Wiederholte spätere Gespräche mit der libyschen 

Regierung zeigen, daß sich die libysche Haltung bis-
her nicht geändert hat. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Gan-
sel. 

Gansel (SPD): Wie viele Gespräche hat es in der von 
Ihnen erwähnten Form mit der libyschen Regierung 
seit dem 3. Januar 1989 gegeben? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Am 
15. Februar 1989 hat es ein Gespräch zwischen unse-
rem Botschafter und dem Europadirektor Ferjani ge-
geben. Am 16. Februar 1989 wurde dieses Gespräch 
fortgesetzt. Am 20. Februar 1989 wurde in einer Pres-
seerklärung in Bonn der libysche Standpunkt wieder-
holt. Am 18. April 1989 gab es — darauf Bezug neh-
mend — ein weiteres Gespräch zwischen unserem 
Botschafter und dem Europadirektor Ferjani. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Gansel. 

Gansel (SPD) : Trifft es also zu, daß die Bundesregie-
rung — außer zwei Gesprächen mit der libyschen Re-
gierung — gegenüber Libyen auf bilateralem Wege 
nichts unternommen hat, um die Produktion von Gift-
gas mit deutscher Beteiligung zu unterbinden, und 
betrachten Sie es als eine Maßnahme der Bundesre-
gierung auf diesem Feld, wenn sie auf eine Presseer-
klärung der libyschen Botschaft reagiert? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, ich kann hier auf Ihre Fragen, die in 
etwa immer gleich lauteten, 

(Gansel [SPD]: Weil nichts geschehen ist!) 
Bezug nehmen, die wir in Regierungsbefragungen 
und Fragestunden — ich möchte fast sagen: inzwi-
schen sechsmal — beantwortet haben: Die Kontakte 
der Bundesregierung zur libyschen Regierung auf bi-
lateraler Ebene bestehen in Gesprächen. 

(Gansel [SPD]: Zwei!) 
Sie hatten an einer anderen Stelle gefordert, daß die 

Bundesregierung Rückforderungen stellen solle. Hier 
ist Ihnen von der Bundesregierung gesagt worden, 
daß sie keine rechtlichen Möglichkeiten dazu sieht. 
Ich denke, daß damit diese Möglichkeit einer weite-
ren bilateralen Aktion erledigt ist; Sie sind darauf ja 
auch nicht zurückgekommen. 
Des weiteren habe ich hier mehrfach ausgeführt, 

daß die Bundesregierung dieses Thema im Kreise der 
mit ihr befreundeten Staaten aus der Europäischen 
Gemeinschaft erörtert hat, daß auch aus dem Kreise 
der befreundeten Staaten Aktionen gemacht worden 
sind. 
Ich habe weiterhin darüber berichtet, daß die alge-

rische Regierung bei der libyschen Regierung vorstel-
lig geworden ist, was den internationalen Bet rieb ei-
ner Chemiefabrik, die eben nicht Chemiewaffen pro-
duziert, in Rabta, in Libyen bet rifft. 
Diese Kontakte werden selbstverständlich aufrecht-

erhalten. Bedauerlicherweise müssen wir feststellen, 
daß die libysche Regierung darauf bisher nicht ab-
schließend positiv reagiert hat. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Roth. 

Roth (SPD): Nachdem im Parlament Zweifel lautge-
worden sind, insbesondere durch einen Abgeordne-
ten der Fraktion DIE GRÜNEN, Herrn Dr. Mechters-
heimer, daß in Rabta überhaupt eine Chemiewaffen-
produktion geplant war, hätte ich jetzt gern die Mei-
nung, die aktuelle Bewertung der Bundesregierung, 
ob das geplant war oder ob das dort keine Chemie-
waffenproduktion ist. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Abgeordneter, in ihrem Be richt vom 15. Februar 1989 
hat die Bundesregierung darauf hingewiesen, daß sie 
davon ausgehen muß, daß in Rabta, in Libyen eine 
Chemiewaffenfabrik geplant ist. An dieser Erkenntnis 
hat sich nichts geändert. 

Vizepräsident Westphal: Das war der Geschäftsbe-
reich des Auswärtigen Amtes. Ich danke Ihnen, Frau 
Staatsminister, für die Beantwortung der Fragen. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters für Wirtschaft. Der Parlamentarische Staatsse-
kretär Dr. Riedl steht zur Beantwortung zur Verfü-
gung. 
Ich rufe die Frage 26 des Abgeordneten Gansel 

auf : 
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über Lieferun-

gen von Leo-Panzern nach Libyen, und wann hat sie gegebe-
nenfalls staatsanwaltschaftliche Ermittlungen veranlaßt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 
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Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft: Herr Präsident, Herr Abgeordne-
ter, der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
über Lieferungen von Leopard-Panzern nach Libyen 
vor. Vermutlich, Herr Abgeordneter, bezieht sich Ihre 
Frage weniger auf die Lieferung von vollständigen 
Leopard-Panzern nach Libyen als vielmehr auf die 
beabsichtigte Lieferung von Panzerteilen. Hierüber 
hat ja die Presse, und zwar die „Neue Osnabrücker 
Zeitung", am 5. Mai 1989 geschrieben und über den 
Verdacht einer beabsichtigten Lieferung von vier Le-
opard-I-Motoren und zwei zugehörigen Getrieben be-
richtet. 
Auf Grund von entsprechenden Hinweisen hatte 

das Zollfahndungsamt Hannover am 25. April 1989 
hierzu Ermittlungen aufgenommen und am 27. Ap ril 
1989 die Staatsanwaltschaft Göttingen eingeschaltet. 
Diese durchsuchte dann noch am gleichen Tag auf 
Grund eines Durchsuchungsbeschlusses des Amtsge-
richts Göttingen diese Firma und stellte dabei die vier 
Motoren und zwei Getriebe sicher. 
Die Ermittlungen dauern gegenwärtig noch an. Das 

abschließende Ergebnis, Herr Abgeordneter, steht 
noch aus. Ich kann es Ihnen deshalb hier auch noch 
nicht mitteilen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Gansel, eine Zusatz-
frage. 

Gansel (SPD): Hat die Bundesregierung auf bilate-
ralem Wege gegenüber Libyen dieses geplante Ge-
schäft zur Sprache gebracht, oder ist es auch in diesem 
Fall so, daß man mit Libyen normale diplomatische 
Beziehungen unterhält, „business as usual" pflegt, 
sich bei Cocktailpartys trifft, soweit in islamischen 
Ländern Alkohol ausgeschenkt wird, und im übrigen 
versucht, keine heiklen Themen anzusprechen wie im 
Falle der möglichen Giftgasproduktion in Rabta? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Also, Herr Abgeord-
neter, ich halte, ohne den Ermittlungen der Staatsan-
waltschaft vorzugreifen, einen Vergleich zwischen 
diesem Gegenstand, über den wir jetzt reden, und 
dem beabsichtigten oder geplanten Bau einer Giftgas-
anlage in Rabta in der Tat für abwegig. Dies ist nicht 
zu vergleichen. 
Die Bundesregierung hat natürlich auf Grund die-

ses Falls schon ganz allein deshalb, weil die Ermittlun-
gen nicht abgeschlossen sind, auf diplomatischem 
Wege nichts unternommen und konnte auch nichts 
unternehmen. Ich würde Ihnen anraten, in solchen 
Dingen durchaus einen kühlen Kopf zu bewahren, 
Herr Abgeordneter, und doch einmal zunächst die 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft abzuwarten, ob-
wohl ich Ihr subtiles Interesse an solchen Dingen na-
türlich sehr genau kenne und durchaus Ihr Interesse 
verstehe, die Bundesregierung zu befragen. 

(Roth [SPD]: Ist das Lebenshilfe der Regie- 
rung oder was?) 

Wir sind auch gerne bereit, die entsprechenden Ant-
worten zu geben. 

Vizepräsident Westphal: Mit kühlem Kopf, Herr 
Gansel, die nächste Zusatzfrage, bitte schön. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, hat die Staatsan-
waltschaft bei dem zur Diskussion stehenden Fall, bei 
dem es ja nur um vier Panzermotoren geht, auf ge-
richtsverwertbare Beweise gewartet wie die Bundes-
regierung in dem Fall, als es um Giftgas ging, oder ist 
sie auf Grund von Verdachtsmomenten tätig gewor-
den, die die Bundesregierung, als es nur um den Ver-
dacht von Giftgas ging, monatelang öffentlich abge-
stritten hat? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Sie sind ja ein außer-
ordentlich raffinierter Fragesteller. Das konnte ich Ih-
nen hier im Deutschen Bundestag, Herr Kollege, 
schon mehrmals bestätigen. 
Die Staatsanwaltschaft wird tätig, wenn sie nach 

dem Gesetz dazu verpflichtet ist. Das war auch in die-
sem Fall so. Sie ermittelt. Ich telefoniere ja nicht täg-
lich mit Staatsanwälten — dann hätte ich aber was zu 
tun, Herr Abgeordneter — , sondern ich warte mit Ih-
nen zusammen gelassen das Ergebnis der Ermittlun-
gen unserer sehr verehrten Staatsanwaltschaft ab. 

Vizepräsident Westphal: Wir brauchen die Fra-
gen 27 und 28 des Abgeordneten Schreiner nicht auf-
zurufen, weil sie nach Nr. I 2 Satz 2 der Richtlinie 
schriftlich beantwortet werden müssen. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich danke dem Staatssekretär für die Beantwortung 

der Fragen und für die Komplimente, die er den Abge-
ordneten gemacht hat. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Arbeit und Sozialordnung auf. Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Vogt steht zur Beantwortung der 
Fragen zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 29 der Abgeordneten Frau Weyel 

auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, welche hohen zeitlichen, 

physischen und psychischen Belastungen zur Zeit beim Pflege-
personal der Krankenhäuser herrschen, weil die Plätze ausge-
bildeter Schwestern nicht mehr in vollem Umfang wieder be-
setzt werden können? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, ich würde 
gerne die Fragen 29 und 30 gemeinsam beantworten, 
wenn die Fragestellerin damit einverstanden ist. 

Vizepräsident Westphal: Frau Weyel ist einverstan-
den. Dann rufe ich auch noch die Frage 30 auf: 

Sieht die Bundesregierung aus diesem Grund Anlaß und Mög-
lichkeit zu Maßnahmen, die auf weitere Sicht die Garantie bie-
ten, daß für die verantwortungsvolle Arbeit im Krankenhaus auf 
Dauer genügend Krankenschwestern und Pflegepersonal ein-
gestellt werden können? 

Bitte schön. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Nach den der Bundesre-
gierung vorliegenden Zahlen aus der Strukturanalyse 
der Bundesanstalt für Arbeit vom September 1988 
kommen auf eine offene Stelle bei den Kranken-
schwestern und den Krankenpflegern im Bundesge-
biet durchschnittlich noch immer mehr als vier Bewer-
ber bzw. Bewerberinnen. Auch unter Berücksichti-
gung der Tatsache, daß den Arbeitsämtern von den 
Krankenhäusern nicht alle offenen Stellen gemeldet 
werden, deuten diese Zahlen darauf hin, daß generell 
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noch keine Schwierigkeiten bestehen, die vorhande-
nen Stellen im Krankenpflegebereich zu besetzen. 
Dieses Ergebnis wird durch eine aktuelle Umfrage der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft bestätigt, wo-
nach sich die nicht besetzten Planstellen von Kran-
kenschwestern und Krankenpflegern mit 2,6 % bis 
3,9 % durchaus in einer normalen Größenordnung be-
wegen. 
Engpässe, Frau Kollegin, gibt es allerdings regional 

und in einigen qualifizierten Pflegebereichen, so bei 
der Intensivpflege und im OP-Bereich. Vor allem in 
einigen Großstädten im süddeutschen Raum — ich 
nenne München, Stuttgart, Nürnberg — kommen 
durchschnittlich weniger bzw. knapp mehr als ein ar-
beitsloser Bewerber oder Bewerberin auf eine gemel-
dete offene Stelle. 
Die in Ihrer Frage angesprochenen hohen zeitli-

chen, physischen und psychischen Belastungen des 
Pflegepersonals beruhen zu einem wesentlichen Teil 
auch auf ungünstigen Arbeitsbedingungen, ungünsti-
ger Arbeitsorganisation und Dienstplangestaltung. 
Die Verantwortung dafür liegt in erster Linie bei den 
Tarifvertragsparteien und bei den Krankenhäusern. 
Soweit der Bundesregierung im Rahmen des § 19 

des Krankenhausfinanzierungsgesetzes Verantwor-
tung im Bereich der Personalbemessungszahlen über-
tragen worden ist, wird sie diese unverzüglich wahr-
nehmen. Verordnungen zum Personalbedarf in 
psychiatrischen Krankenhäusern und zur Anrech-
nung von Krankenpflegeschülerinnen und -schillern 
auf den Stellenplan des Krankenhauses sind in Vor-
bereitung. 
Die Lösung der vielschichtigen Probleme der Kran-

kenpflege liegt allerdings nicht allein bei der Bundes-
regierung. Den Tarifvertragsparteien, den Kranken-
häusern, den Pflegesatzparteien und auch den Län-
dern obliegt ein großer Teil Verantwortung für die 
Lösung der Probleme. Notwendig sind deshalb ge-
meinsame und abgestimmte Maßnahmen aller Betei-
ligten. Die Bundesregierung wird das in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich Mögliche dazu beitragen. 

Vizepräsident Westphal: Frau Weyel, erste Zusatz-
frage. 

Frau Weyel (SPD): Sie haben auf eine Statistik vom 
Herbst 1988 verwiesen. Halten Sie es nicht angesichts 
der Entwicklung gerade in den letzten sieben Mona-
ten für angebracht, einmal darüber nachzudenken, ob 
diese Statistik noch der Realität entspricht, wenn Sie 
sich einmal anschauen, was sich gerade in diesen letz-
ten Monaten an Abwanderungsbewegungen aus den 
Krankenhäusern hinaus vollzogen hat? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich kann 
mich hier natürlich zuerst einmal nur auf die Struktur-
analyse der Bundesanstalt beziehen, die auf Septem-
ber 1988 Bezug nimmt, und auf diese Umfrage der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft, die, soweit ich 
das jetzt sehe, Anfang dieses Jahres erfolgt ist. Nach 
diesen beiden uns vorliegenden Dokumentationen 
kann nicht von einem generellen personellen Not-
stand gesprochen werden. Aber ich betone noch ein-
mal, daß es in Sektoren und in Regionen Engpässe 
gibt. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Ist der Bundesregierung be-
kannt, daß die von Ihnen angesprochene Belastung 
von Schwestern in besonderen Bereichen, beispiels-
weise im OP- und im Anästhesiebereich, dazu führt, 
daß die Schwestern heute einschließlich eines Bereit-
schaftsdienstes, der häufig ebenfalls in Tätigkeit im 
OP besteht, regelmäßige Arbeitszeiten von wöchent-
lich 70 Stunden haben, und zwar auf Dauer, weil im 
Bereich des Nachzugs qualifizierter Kräfte Lücken 
entstehen, andererseits durch die entstehenden Lük-
ken die Belastung so stark ist und dadurch wiederum 
der Trend zur Abwanderung verstärkt wird; und ist 
der Bundesregierung bekannt, daß insbesondere in 
den Krankenpflegeschulen bereits im letzten Jahr 
zum Teil schon nicht mehr alle Plätze besetzt werden 
konnten, so daß auch im Nachrückerbereich große 
Lücken entstehen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es sind uns 
Engpässe bekannt. Ich muß nur darauf hinweisen, daß 
für die Personalbemessungszahlen nach dem Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz — KHG, § 19 — die 
Deutsche Krankenhausgesellschaft und die Spitzen-
verbände der gesetzlichen Krankenversicherung vor-
rangig zuständig sind. Erst wenn sich diese beiden 
nicht innerhalb eines Jahres über ein verhandelbares 
Angebot einigen, das eine der Seiten auf den Tisch 
gelegt hat, kann der Bundesarbeitsminister tätig wer-
den. Da die Frist von einem Jahr noch nicht begonnen 
hat, kann der Bundesarbeitsminister hier nicht han-
deln, soweit es sich um die Personalbemessungszah-
len dreht. 
Für die anderen Fragen — tarifliche Arbeitszeit und 

betriebliche Arbeitszeitgestaltung in den Kranken-
häusern — sind die Tarifvertragsparteien zuständig, 
d. h. die Krankenhäuser selbst, die Deutsche Kran-
kenhausgesellschaft; da hat der Bund keine Zustän-
digkeit. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, glauben Sie 
nicht, daß es trotz mangelnder formaler Zuständigkeit 
doch zu der Verantwortung der Bundesregierung ge-
hört, besonders in Ihrem Ressort, vielleicht aber auch 
in dem benachbarten Bundesministerium für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit, eine solche Ent-
wicklung, die doch in der letzten Zeit sehr dramatisch 
verläuft, zu verfolgen, und können Sie sich nicht vor-
stellen, daß gerade in dem hochqualifizierten Bereich 
— ich nenne noch einmal Intensivpflege, Anästhesie, 
OP — , wo die Unterschiede in der effektiven Arbeit 
zwischen Ärzten und Schwestern sich doch sehr ver-
ringern und wo sehr Hand in Hand gearbeitet werden 
muß, die sehr unterschiedlichen Bezahlungen eine 
Rolle spielen und halten Sie es nicht für sinnvoll, daß 
die Bundesregierung auch in dieser Richtung einmal 
tätig wird, zumal sie ja mit dem Gesundheitsreform-
gesetz auch in bestehende Strukturen eingegriffen 
hat? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich möchte 
dem Eindruck entgegenwirken, als würden wir uns 
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hinter Kompetenzen verstecken. Wir haben eine Pfle-
gekonferenz im Bundesarbeitsministerium durchge-
führt. Der Bundesminister Norbert Blüm hat heute in 
der Regierungsbefragung darauf hingewiesen, daß er 
einen runden Tisch aller Beteiligten befürwortet, da-
mit die Probleme, die beim Pflegepersonal bestehen, 
eben von allen Beteiligten erörtert werden, um zu 
gemeinsamen Lösungen zu kommen. Aber ich bitte 
um Verständnis dafür, daß in einer solchen Situation, 
in der die zuständigen Tarifvertragsparteien über 
Entgelte für Krankenpflegerinnen und Krankenpfle-
ger konkret verhandeln — und die nächsten Verhand-
lungstermine sind fest vereinbart: jetzt noch im Mai 
und Anfang Juni, wo es ja nicht nur um die Entgelte 
gehen wird, sondern, wie ich annehme, auch um neue 
Gruppierungen in der Krankenpflege — , der Bundes-
arbeitsminister sehr zurückhaltend ist. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, bitte 
schön, Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, als Sozialde-
mokratin liegt es mir natürlich völlig fern, mich in 
Tarifverhandlungen einmischen zu wollen 

(Parl. Staatssekretär Vogt: Das habe ich Ih-
nen auch nicht unterstellt!) 

oder dieses von der Regierung zu verlangen; aber ich 
möchte auf einen anderen Aspekt Ihrer Antwort kom-
men, nämlich auf Ihren Hinweis auf mangelhafte Or-
ganisation im Krankenhaus. Ist Ihnen bekannt, daß 
die Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit von 40 
auf 39 Stunden in den Krankenhäusern normaler-
weise nicht durchgeführt wird, eben wegen der Per-
sonalsituation, und daß die Organisationsstrukturen ja 
durch einen bestimmten Stellenschlüssel auf der ei-
nen Seite und durch die Pflicht zu einer Versorgung 
rund um die Uhr und rund um die Woche auf der 
anderen Seite bedingt sind? Gäbe es vielleicht auch 
an dieser Stelle, abgesehen von der Zuständigkeit der 
Tarifpartner und der eigenständigen Organisation der 
Krankenhäuser, nicht doch Möglichkeiten, Verbesse-
rungen anzubringen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich halte 
es eigentlich mit dem Grundsatz, daß derjenige, der 
eine Lösung vereinbart hat, die zu Problemen führt, 
sich auch mit den Problemen auseinandersetzen muß. 
Wenn die Arbeitszeitverkürzung im öffentlichen 
Dienst Probleme in den Krankenhäusern geschaffen 
hat — diese Probleme kennen wir — , dann haben, 
glaube ich, zunächst einmal die unmittelbar Beteilig-
ten die Verantwortung, diese Probleme auch zu lösen. 
Wir sind kompetenzmäßig erst dann gefordert, wenn 
die beiden Partner, von denen ich vorhin gesprochen 
habe, bei den Personalbemessungszahlen zu keinem 
Ergebnis kommen. Aber die F rist von einem Jahr hat 
noch nicht zu laufen angefangen, und von daher sind 
wir nicht unmittelbar im Handlungszwang. 

Vizepräsident Westphal: Das waren vier Zusatzfra-
gen. 

(Frau Weyel [SPD]: Nein, drei!) 

— Ich muß Ihnen zugestehen, daß ich einen Moment 
nicht aufgepaßt habe, aber es waren wirklich schon 
vier. 

(Frau Weyel [SPD]: Ich war der Meinung, ich 
hätte drei gestellt!) 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Wir können heute ja 
großzügig sein. 

Vizepräsident Westphal: Es war ja schon sehr aus-
führlich. Jetzt rufe ich die Frage 31 des Abgeordneten 
Reimann auf: 

In welchem Umfang werden in der Bundesrepublik Deutsch-
land AZO-Farbstoffe, die von der Arbeitsstoffkommission der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft als krebserzeugend einge-
stuft worden sind, in den Verkehr gebracht, in welchen Produk-
ten und Arbeitsverfahren werden sie angewandt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Reimann, 
ich würde gern Ihre Fragen 31 und 32 gemeinsam 
beantworten, wenn Sie und der Präsident einverstan-
den sind. 

Vizepräsident Westphal: Sind Sie das? 

Reimann (SPD): Zwar geht es zum einen um die 
Verbraucher und zum anderen um Arbeitsplätze, aber 
wenn der Staatssekretär das Kunststück fertigbringt, 
bitte. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Nun, wir können es auch 
trennen. Das ist nicht die Schwierigkeit. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe also auch die 
Frage 32 des Abgeordneten Reimann auf: 

Wie viele Arbeitnehmer sind diesen Stoffen am Arbeitsplatz 
ausgesetzt, und wie viele Verbraucher kommen z. B. durch Klei-
dungsstücke mit diesen krebserzeugenden Stoffen in Berüh-
rung? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Also machen wir es ge-
meinsam: Die Senatskommission der Deutschen For-
schungsgemeinschaft zur Prüfung gesundheitsschäd-
licher Arbeitsstoffe hat in ihrer Mitteilung XXIV aus 
1988 — das ist die MAK-Werte-Liste 1988 — darge-
legt, daß der Verdacht besteht, daß alle AZO-Farb-
stoffe ein krebserzeugendes Potential besitzen, so-
fern sie eine im Stoffwechsel freisetzbare kanzero-
gene — jetzt habe ich gewisse Schwierigkeiten, weil 
der Chemieunterricht bei mir schon einige Jahrzehnte 
zurückliegt; ich bitte um Nachsicht — Arylaminkom-
ponente enthalten. 
Die Senatskommission hat ferner darauf hingewie-

sen, daß diese Stoffgruppe mehrere hundert Einzel-
stoffe umfaßt, wobei die gesamte Arylaminkompo-
nente teilweise krebserzeugend sein kann, teilweise 
aber nur im Verdacht steht, krebserzeugend zu wir-
ken. 
Zur Beantwortung Ihrer Fragen bedarf es deshalb 

umfangreicher Recherchen bei den betroffenen Indu-
striezweigen und den Aufsichtsbehörden. Der den 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und den 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit beratende Ausschuß für Gefahrstoffe ist 
in diese Arbeiten eingeschaltet. Mit Ergebnissen ist 
nicht vor Ende 1989 zu rechnen. Der Bundesregierung 
liegen derzeit nur sehr wenige Einzeldaten zu be- 
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stimmten Stoffen vor, beispielsweise solche, die im 
Rahmen des laufenden Altstoffprogramms der Berufs-
genossenschaft der chemischen Indust rie erhoben 
und teilweise auch veröffentlicht worden sind. 
Die Bundesregierung wird sich bemühen, in ange-

messener Zeit die in der Anfrage genannten Daten 
über wichtige indust rielle AZO-Farbstoffe soweit wie 
möglich zu beschaffen, und ich werde sie Ihnen dann 
schriftlich zur Kenntnis geben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Reimann, die erste 
Zusatzfrage. 

Reimann (SPD) : Herr Staatssekretär, die Bundesre-
gierung stellt also Recherchen an, um in den Bereich 
der Verbraucher gelangende chemische Produkte zu 
analysieren. Bedeutet das umgekehrt auch, daß die 
Bundesregierung keinerlei Erkenntnisse über Stoff-
gruppen hat, die importiert werden, d. h. über impor-
tierte Textilien, die ja auch auf dem deutschen Markt 
an den Verbraucher herangetragen werden und ge-
mäß den Erkenntnissen der MAK-Kommission zu 
Schädigungen führen können? Ist die Bundesregie-
rung auch auf diesem Gebiet unbefleckt? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich will 
noch einmal darauf hinweisen, daß diese Mittei-
lung XXIV aus 1988 eben die MAK-Werte-Liste des 
Jahres 1988 ist, in der dargelegt wird, daß diese Stoffe 
teilweise ein krebserzeugendes Potential haben oder 
in dem Verdacht stehen, eine krebserzeugende Wir-
kung zu besitzen. Die Zeitspanne, die von der Veröf-
fentlichung der MAK-Werte-Liste 1988 bis heute ver-
gangen ist, ist zu kurz, als daß ich Ihnen jetzt hinsicht-
lich bestimmter Stoffe konkrete Auskünfte geben 
könnte. 

Vizepräsident Westphal: Die zweite Zusatzfrage. 

Reimann (SPD): Aber, Herr Staatssekretär, die 
MAK-Werte-Liste beinhaltet doch nicht Stoffe impor-
tierter Produkte, oder bin ich da falsch informiert? Ich 
habe nach den importierten Produkten gefragt. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir müssen 
natürlich zuerst einmal unsere Überlegungen vom 
Ausgangsdatum her vornehmen. Das Ausgangsda-
tum ist, daß in der MAK-Werte-Liste 1988 zum ersten 
Mal dargelegt worden ist, daß die genannten Stoffe 
dieses krebserzeugende Potential haben können. 
Jetzt werden alle Stoffe, die im Verdacht stehen, mit 
solchen Produkten behaftet zu sein, untersucht. Hier 
werden importierte Stoffe natürlich einbezogen, nicht 
nur Stoffe, die in der Bundesrepublik Deutschland 
erzeugt werden. Polohemden, die aus Hongkong ein-
geführt werden, werden in eine solche Untersuchung 
einbezogen, und nicht nur Polohemden, die in 
Deutschland erzeugt werden. 

(Reimann [SPD]: Herr Präsident, ich habe 
erst die Zusatzfragen zu meiner ersten Frage 

ausgeschöpft!) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt die dritte Ih-
rer Zusatzfragen, Sie haben dann noch eine. 

Reimann (SPD): Da Sie noch nichts zu den Arbeits-
plätzen gesagt haben, Herr Staatssekretär — das war 
meine zweite Frage —, würde ich dazu gerne nachfra-
gen und stelle in meiner ersten Zusatzfrage dazu die 
Verbindung zu den Erkenntnissen der Bundesregie-
rung her, wenn sie solche hat: Was gedenkt die Bun-
desregierung zum Schutz der Bevölkerung und der 
Verbraucher zu tun? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Wir setzen das Instru-
mentarium ein, das dafür vorhanden ist, nämlich die 
Gefahrstoffverordnung, die immer nach neuesten Er-
kenntnissen fortgeschrieben wird. 

Vizepräsident Westphal: Vierte Zusatzfrage. 

Reimann (SPD): Das heißt, die Bundesregierung 
müßte im Grunde genommen bereit sein, ein Verbot 
der Herstellung und Importierung von bestimmten 
Produkten auszusprechen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich will 
dem Ergebnis der Untersuchung nicht vorgreifen. 
Wenn aber die Untersuchungen ein krebserzeugen-
des Potential zutage treten lassen, wird die Bundesre-
gierung die erforderlichen Konsequenzen zum 
Schutze der Gesundheit der Arbeitnehmer und der 
Verbraucher ergreifen, und zwar auf dem Wege, der 
uns zur Verfügung steht, nämlich durch eine Fortent-
wicklung der Gefahrstoffverordnung. 

Vizepräsident Westphal: Das war's. 

Reimann (SPD): Leider. 

Vizepräsident Westphal: Ich danke dem Staatsse-
kretär für die Beantwortung der Fragen. 
Wir kommen zum nächsten Geschäftsbereich. Das 

ist der Geschäftsbereich des Bundesministers der Ver-
teidigung. Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Wimmer steht zur Beantwortung der Fragen zur Ver-
fügung. 
Die Frage 33 des Abgeordneten Grünbeck soll 

schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 
Wir kommen zur Frage 34 des Abgeordneten 

Dr. Mechtersheimer. 
Wie beurteilt die Bundesregierung Presseberichte, nach de-

nen der Abzug aller chemischen Waffen aus der Bundesrepublik 
Deutschland bis Ende 1990 — entgegen einer Erklärung von 
Bundeskanzler Kohl — nicht möglich ist, weil die technischen 
Voraussetzungen in den USA für die Lagerung und Vernichtung 
bis zu diesem Zeitpunkt und möglicherweise auch 1992 (Tokio-
ter Erklärung) nicht erfüllt sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wimmer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung: Herr Kollege Dr. Mechtersheimer, 
nach Kenntnis der Bundesregierung treffen derartige 
Berichte nicht zu. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Mech-
tersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): In welcher Weise, 
Herr Staatssekretär, hat die neue amerikanische Ad-
ministration die Erklärung von Präsident Reagan von 
Tokio als auch für sich weiterhin gültig bestätigt? 
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Wimmer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Mechtersheimer, nach meiner Kenntnis hat sich 
die jetzige amerikanische Administration voll auf den 
Boden der Tokioter Erklärung gestellt. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage, bitte 
schön, Herr Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Würden Sie mir be-
hilflich sein, wenn ich mich bemühe, vor Ort, d. h. in 
Fischbach, selbst ein Bild von den dortigen Vorberei-
tungen des geplanten Abzugs zu erhalten? 

Wimmer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Mechtersheimer, das, was Sie in diesem Lande tun 
können, richtet sich nach Recht und Gesetz. Dazu 
brauchen Sie meine Hilfe nicht. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Ich kann 
nicht weiter fragen! Das sind keine Antwor-
ten! Herr Präsident, das sind keine Antwor-
ten! Darauf müssen Sie auch achten, glaube 

ich!) 

Vizepräsident Westphal: Ich achte schon darauf. Ich 
habe auch geschluckt, wie Sie gemerkt haben. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Ja, ja, 
danke!) 

Nur bin ich nicht in der Lage, die Tatsache zu korri-
gieren, daß die Regierung sagen darf, was sie 
möchte. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Das ist for-
mal richtig!) 

Wir kommen zur Frage 35 des Abgeordneten 
Dr. Mechtersheimer: 

Mit welcher Begründung hat die Bundesregierung vier  Offi

-

zieren der tschechoslowakischen Volksarmee — trotz offiziellen 
Ersuchens der Botschaft der  ČSSR — die Möglichkeit eines Be-
suchs von Bundeswehreinheiten und des Gesprächs mit Bun-
deswehrsoldaten versagt? 

Ich bitte den Staatssekretär zu antworten. 

Wimmer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Mechtersheimer, Soldaten der tschechoslowaki-
schen Volksarmee sollten auf Einladung des „Darm-
städter Signals" in ihrer Eigenschaft als Angehörige 
des tschechoslowakischen Friedenskomitees einen 
Besuch bei Bundeswehreinheiten machen. Solche 
Aktivitäten werden vom Bundesministerium der Ver-
teidigung nicht unterstützt. Es liegt dem Bundesmini-
sterium der Verteidigung daran, die militärischen Be-
ziehungen zu Streitkräften des Warschauer Pakts auf 
offizieller Ebene mit dem Ziel dauerhafter Verbesse-
rungen schrittweise fortzuentwickeln. 
Im übrigen darf ich darauf aufmerksam machen, 

daß das für ausländische Militärattachés geltende An-
meldungsverfahren zum Besuch von Einheiten und 
Einrichtungen der Bundeswehr bei diesem Ansinnen 
nicht eingehalten worden ist, was die Terminstellung 
betrifft. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr 
Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE) : Finden Sie es nicht 
merkwürdig, daß beispielsweise eine Gruppe des US 
War College dieser Tage in offizieller Funktion als 

Lehrgangsteilnehmer in der DDR war und daß ande-
rerseits die Bundesregierung solche noch weniger 
verpflichtenden Möglichkeiten der Herstellung von 
Kontakten zwischen Soldaten nicht fördert? 

Wimmer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Mechtersheimer, wir begrüßen voll das, was das 
National War College in der DDR gemacht hat, daß es 
zu einer Aufnahme von Kontakten mit der dortigen 
Militärakademie gekommen ist. Sie wissen, daß der 
Generalinspekteur der Bundeswehr bei seinem Be-
such in Moskau die Aufnahme ähnlicher Kontakte mit 
den entsprechenden sowjetischen Einrichtungen ver-
einbart hat. Das liegt auf der Linie der erklärten Politik 
der Bundesregierung. Das bestätigt genau das, was 
ich gesagt habe. Wir sind daran interessiert, offizielle 
Kontakte in geeigneter Weise aufzubauen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Hat die Bundesre-
gierung, da ja möglicherweise fehlerhafte Formen der 
Anmeldung hier registriert worden sind, selber Initia-
tiven ergriffen, um eine Begegnung z. B. zwischen 
tschechoslowakischen und deutschen Offizieren mög-
lich zu machen? 

Wimmer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Mechtersheimer, die praktizierte Politik des Bun-
desministeriums der Verteidigung gegenüber den Mi-
litärattachés der Staaten des Warschauer Pakts ist äu-
ßerst kulant und großzügig und ist der Regel exzessi-
ver bemessen, als es für Militärattachés der Bundesre-
publik Deutschland in diesen Staaten gilt. Wir müssen 
allerdings Wert darauf legen, daß die hier vorge-
schriebenen Verfahren eingehalten werden. Das gilt 
auch für Anmeldeverfahren des tschechischen Mili-
tärattachés. Darüber hinaus gab es für uns in Anbe-
tracht der geschilderten Motivlage keine Veranlas-
sung, etwas anderes zu tun. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Es ging ja 
nicht um Attachés! Hier fühlt man sich wirk

-

lich verarscht!) 

Vizepräsident Westphal: Das war die Beantwortung 
der Fragen zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung. Wir sind damit am Ende dieses 
Geschäftsbereichs. Denn die beiden anderen Fragen, 
nämlich die Fragen 36 und 37 des Abgeordneten Ca-
tenhusen, sollen schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir kommen für heute zum letzten der Geschäfts-

bereiche. Es ist der Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Pfeifer steht 
uns zur Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 
Die Frage 38 des Abg. Müller (Pleisweiler) und die 

Fragen 39 bis 40 der Abg. Frau Garbe sollen schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 
Wir kommen zur Frage 41 der Abgeordneten Frau 

Teubner: 
Kann die Bundesregierung darlegen, aus welchem Grunde 

weder das Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit, dessen Dienstaufsicht das Bundesgesundheitsamt 
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Vizepräsident Westphal 
unterstellt ist, noch das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, dem die Fachaufsicht über das 
Institut für Wasser-, Boden-, Luft-Hygiene obliegt, „. . . Ge-
schäftsprüfungen beim Bundesgesundheitsamt durchgeführt, 
noch gar Berichte über die Beziehungen zwischen dem Bundes-
gesundheitsamt und dem Verein für Wasser-, Boden-, Luft-Hy-
giene e. V. angefordert" haben, wie der Bundesrechnungshof in 
seinem Bericht feststellt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Herr 
Präsident! Frau Kollegin Teubner, Geschäftsprüfun-
gen sind in der Vergangenheit nur aus konkretem 
Anlaß durchgeführt worden. Dem Ministerium sind 
früher hinsichtlich des Vereins, der seit 1901 besteht, 
keine Umstände bekannt geworden, die Geschäfts-
prüfungen oder Berichte erfordert hätten. 
Künftig werden Geschäftsprüfungen routinemäßig 

in ausgewählten Bereichen durchgeführt. 
Außerdem ist die Dienstaufsicht durch mehrere Re-

gelungen verbessert worden. Ich nenne hier: eine 
Verfahrensregel für die Inanspruchnahme von Perso-
nal, Einrichtungen und Material des Bundesgesund-
heitsamtes bei Nebentätigkeiten, eine Beschaffungs-
richtlinie und Richtlinien für die Abwicklung von For-
schungsvorhaben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Teub-
ner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Angesichts der zutage ge-
kommenen Hinweise auf Einflußnahme von Indust rie 
auf eine Institution bzw. das Bundesgesundheitsamt 
selber möchte ich fragen, ob die Bundesregierung be-
reit ist, eine vollständige Dokumentation aller Stel-
lungnahmen, Vermerke, Schriftwechsel usw., die im 
Zusammenhang mit der gesundheitlichen Bewertung 
von Asbest — das ist ja der Vorgang, um den es 
geht — durch das BGA und das Umweltbundesamt 
vorgenommen wurden, offenzulegen und darin auch 
die Stellungnahmen der Industrie einzubeziehen, die 
zum Thema Asbest in den Ministerien und Fachbe-
hörden eingegangen sind? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich weiß 
im Moment nicht genau, von welcher Dokumentation 
Sie sprechen. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Die wäre noch zu 
erstellen!) 

Im Zusammenhang mit Ihrer Frage wird die Bundes-
regierung folgendermaßen verfahren: Mit Beschluß 
vom 16. Juni hat der Ausschuß für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit des Deutschen Bundestages 
den Bundesrechnungshof gebeten, die finanziellen 
Beziehungen und Verknüpfungen zwischen dem 
Verein für Wasser-, Boden- und Luft-Hygiene e. V. 
und dem Institut für Wasser-, Boden- und Luft-Hy-
giene des Bundesgesundheitsamts zu untersuchen. 
Der Bundesrechnungshof wird dem Fachausschuß 

voraussichtlich im Mai einen abschließenden Bericht 
zuleiten. Ich gehe davon aus, daß er im Ausschuß ein-
gehend beraten wird. Die Bundesregierung wird dann 
alle ihr bis dahin vorliegenden Erkenntnisse bei der 
Beratung im Fachausschuß vorlegen. Ich denke, daß 
wir dann im Fachausschuß zu Ergebnissen über das 
weitere Verfahren in dieser Angelegenheit kommen 
werden. 

Vizepräsident Westphal: Frau Teubner, Sie haben 
noch eine weitere Frage. 

Frau Teubner (GRÜNE) : Noch eine Frage zu der 
Entscheidung, Asbest im Tiefbau weiterhin als unbe-
denklich anzusehen und die Verwendung von Asbest 
im Tiefbau noch jahrelang zuzulassen — diese Ent-
scheidung beruht auch auf Stellungnahmen des 
BGA — : Sieht die Bundesregierung auf Grund der 
jetzt bestehenden Vorwürfe und der Hinweise auf 
Einflußnahmen der Industrie auf die gesundheitliche 
Bewertung von Asbest die Notwendigkeit, diese Ent-
scheidung bezüglich der Weiterverwendung von As-
best zu überprüfen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die Ent-
scheidung, die Sie meinen, ist in dem Bericht des Bun-
desrechnungshofes angesprochen und im Jahre 1981 
getroffen worden. Ich bin nicht in der Lage, den Mei-
nungsbildungsprozeß der Bundesregierung im Jahre 
1981 im einzelnen darzulegen, vor allem nicht, wie 
das Ergebnis des Meinungsbildungsprozesses zu-
stande gekommen ist. Aber ich bin bereit, bei der Dis-
kussion dieses gesamten Themenkomplexes im Aus-
schuß auch die von Ihnen aufgeworfene Frage für die 
Zukunft zu erörtern. 

Vizepräsident Westphal: Die Kollegen Frau Wollny 
— Fragen 42 und 43 — , Frau Hensel — Fragen 44 und 
45 — und Dr. Knabe — Fragen 46 und 47 — haben 
mich gebeten, ihre Fragen schriftlich beantworten zu 
lassen. Weil sie sich zur Zeit in einer anderen Sitzung 
befinden, komme ich dem Wunsch nach. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir sind damit am Ende der Fragen aus diesem 
Geschäftsbereich. Ich bedanke mich bei dem Herrn 
Staatssekretär für die Beantwortung der Fragen. Da-
mit sind wir auch am Ende der Fragestunde. 

Insofern bleibt mir nichts anderes übrig, als die Sit

-

zung zu schließen. Dabei muß ich Sie darauf aufmerk-
sam machen, daß es morgen weitergeht. Ich berufe 
die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
morgen, Donnerstag, den 11. Mai 1989, um 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.27 Uhr) 
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Dr. Feldmann FDP 12. 05. 89 * 
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Lenzer CDU/CSU 12. 05. 89 * 
Frau Luuk SPD 12. 05. 89 * 
Frau Dr. Martiny-Glotz SPD 12. 05. 89 
Dr. Mitzscherling SPD 10. 05. 89 
Dr. Müller CDU/CSU 12. 05. 89 * 
Niegel CDU/CSU 12. 05. 89 * 
Niggemeier SPD 10. 05. 89 
Frau Pack CDU/CSU 12. 05. 89 * 
Paintner FPD 12. 05. 89 
Pfuhl SPD 12. 05. 89 * 
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Reuschenbach SPD 12. 05. 89 
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Vosen SPD 10. 05. 89 
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für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 

Anlage 2 

Erklärung 
der Abgeordneten Frau Dr. Herta Däubler-Gmelin 

vom 25. 4. 1989 

Aus dem Stenographischen Bericht der 138. Sitzung 
habe ich entnommen, daß bei der namentlichen Ab-
stimmung zum Tagesordnungspunkt 19 meine Nein

-

Stimme nicht aufgeführt ist. Dafür sollen zwei Stim-
men des Kollegen Conradi abgegeben worden sein. 
Ich kann mir das nur so erklären, daß ich eine Stimm-
karte aus dem unmittelbar neben meinem liegenden 
Fach des Kollegen Conradi genommen habe. 

Hiermit erkläre ich, daß ich an der namentlichen 
Schlußabstimmung über den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zur Änderung des Strafgesetzbuches, 
der Strafprozeßordnung und des Versammlungsge-
setzes und zur Einführung einer Kronzeugenregelung 
bei terroristischen Straftaten in der 138. Sitzung am 
21. April 1989 teilgenommen und mit einer roten 
„Nein"-Stimmkarte abgestimmt habe. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Carstens auf die Fragen des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/4483 
Fragen 3 und 4): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Banken nach dem 
Hypothekenzinsen-Urteil des Bundesgerichtshofs für den Ver-
braucher günstigere Hypothekenzinsen nur sehr schleppend 
neu berechnen, und sieht sie gesetzliche Möglichkeiten, ein-
schließlich strafrechtlicher, diese „Zurückhaltung" zu Lasten 
der Verbraucher zu überwinden? 

In welcher Weise stellt die Bundesregierung sicher, daß bei 
der Anwendung des Strukturhilfegesetzes durch die Länder der 
vom Zonenrandförderungsgesetz vorgeschriebene Vorrang des 
Zonenrandgebiets béi der Mittelzuteilung beachtet wird, und 
wird die Bundesregierung Länderanmeldungen, die die Zonen-
randpriorität nicht beachten, notfalls beanstanden und zurück-
weisen? 

Zu Frage 3: 
Der Bundesgerichtshof hat in zwei Urteilen vom 

24. November 1988 zur Zulässigkeit einer Zinsbe-
rechnungsklausel in den Allgemeinen Darlehensbe-
dingungen der Kreditinstitute Stellung genommen. 
Diese Darlehensklausel wird von der Kreditwirtschaft 
bereits seit langem verwendet. Danach wird die Zins-
schuld des Kreditnehmers von einem fiktiven Kapital-
stand, beispielsweise demjenigen am Ende des voran-
gegangenen Kalenderjahrs, berechnet. Der Bundes-
gerichtshof hat entschieden, daß diese Zinsberech-
nungsmethode in den allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen wirksam vereinbart werden kann, wenn die 
mit ihr verbundene zinssteigernde Wirkung für den 
Darlehensnehmer erkennbar und verständlich wird. 
Dies war jedoch nach Ansicht des Bundesgerichtshofs 
in den entschiedenen Sachverhalten nicht der Fall. 
Der Bundesgerichtshof hat somit die Zulässigkeit der 
nachschüssigen Zinsberechnung grundsätzlich nicht 
in Frage gestellt, sondern diese Methode in bestimm-
ten Fällen wegen fehlender Deutlichkeit für den Kun- 
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den für unwirksam erklärt. Es hängt daher von der 
Vertragsgestaltung im Einzelfall ab, ob und welche 
Schlußfolgerungen aus den Entscheidungen des Bun-
desgerichtshofs zu ziehen sind. 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, werden 
von den Kreditinstituten, die durch die Bundesge-
richtshofs-Urteile betroffen sind, Anstrengungen un-
ternommen, um so schnell wie möglich die entspre-
chenden Darlehensverträge zu prüfen und die gebo-
tenen Neuberechnungen durchzuführen. 

In Anbetracht der Vielzahl der betroffenen Darle-
henskonten — bei großen Hypothekenbanken zwi-
schen 30 000 und 40 000 — ist es naheliegend, daß 
diese Aufgabe nicht von heute auf morgen bewältigt 
werden kann. Die überwiegende Zahl der Kunden hat 
hierfür bislang auch Verständnis gezeigt, wenn sie 
von den Instituten gebeten wurden, sich im Hinblick 
auf die zugesagte Neuberechnung noch etwas zu ge-
dulden. 

Die Bundesregierung sieht vor diesem Hintergrund 
keine Veranlassung für gesetzliche Maßnahmen über 
die geltenden zivilrechtlichen Regelungen hinaus. 

Zu Frage 4: 

Die Auswahl und Durchführung der mit dem Struk-
turhilfegesetz geförderten Investitionen obliegen den 
Ländern. 

Der Bund hat zwar das Recht, Investitionen, die 
nicht den Voraussetzungen des Strukturhilfegesetzes 
entsprechen, von der Förderung durch Finanzhilfen 
des Bundes auszuschließen. Die Planungs- und Ge-
staltungsfreiheit der Länder hinsichtlich der von ihnen 
vorgesehenen Fördervorhaben kann der Bund aber 
nicht einengen. 

Es liegt in erster Linie in der Verantwortung der 
Länder, bei der Ausführung des Strukturhilfegeset-
zes, insbesondere bei der Auswahl und Finanzierung 
der förderungsfähigen Investitionen, die bestehenden 
Fördersysteme, wie die Zonenrandförderung, in dem 
erforderlichen Umfang zu berücksichtigen. Die Bun-
desregierung rechnet damit, daß das Zonenrandge-
biet auch im Rahmen der Durchführung des Struktur-
hilfegesetzes gegenüber anderen Gebieten mit Vor-
rang gefördert wird. Darauf ist bereits in der Regie-
rungsbegründung zu § 4 des Strukturhilfegesetzes 
hingewiesen worden. Den Ländern steht in diesem 
Bereich ein beträchtlicher Gestaltungsspielraum zu. 
Der Gesetzgeber hat bewußt davon abgesehen, der 
Zonenrandförderung rechtlich einen besonderen Vor-
rang einzuräumen, und zwar schon deshalb, weil sich 
dies Problem nicht in allen geförderten Ländern 
stellt. 

Genaue Erkenntnisse über eine den Absichten des 
Gesetzgebers zuwiderlaufende regionale Prioritäten-
setzung in den insoweit in Betracht kommenden 
Ländern werden dem Bund regelmäßig nicht zur Ver-
fügung stehen, weil aus den Länderanmeldungen 
nicht erkennbar ist, ob und welche Vorhaben im Aus-
wahlverfahren der Länder nicht zum Zuge gekommen 
sind. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordneten Frau Teubner (GRÜNE) 
(Drucksache 11/4483 Frage 5): 

Zu welchen Terminen wurden vom Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — ihm obliegt die 
Dienstaufsicht über die Biologische Bundesanstalt Braun-
schweig (BBA) — Geschäftsprüfungen durchgeführt und/oder 
Berichte über die Beziehungen zwischen der BBA und dem För-
derverein (Gemeinschaft und Förderer der Freunde der Biologi-
schen Bundesanstalt e. V.), zu dem personelle, räumliche und 
finanzielle Verpflichtungen bestehen (Drucksache 11/2638), an-
gefordert, und kann die Bundesregierung ausschließen und ge-
währleisten, daß es hier nicht zu vergleichbaren „Unregelmä-
ßigkeiten" wie im Fall des Bundesgesundheitsamtes gekommen 
ist? 

Eine Geschäftsprüfung über die Beziehungen der 
BBA und dem Förderverein Gemeinschaft und Förde-
rer der Freunde der Biologischen Bundesanstalt e. V. 
wurde vom BML bisher nicht durchgeführt. Dafür be-
stand auch kein Anlaß (vgl. Antwort der Bundesregie-
rung — Drucksache 11/3024 — auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion DIE GRÜNEN — Drucksache 11/2826). 

Im übrigen ist durch Erlaß vom 3. Februar 1981 das 
Verhältnis der Bundesforschungsanstalten des BML 
zu Fördervereinen in den Grundsätzen geregelt. Dar-
über hinaus wurden die zum Geschäftsbereich des 
BML gehörenden Bundesforschungsanstalten mit Er-
laß vom 23. Februar 1989 um Mitteilung gebeten, ob 
und ggf. in welchem Umfang die zugunsten der For-
schungsanstalten tätigen Fördervereine für ihre sat-
zungsmäßigen Aufgaben (Förderung der Bundesfor-
schungsanstalten) Dienstangehörige und Einrichtun-
gen der Forschungsanstalten in Anspruch nehmen. 

Zweck dieser Anfrage ist es, mögliche Inanspruch-
nahmen (in Betracht kommen insbesondere Ge-
schäftsführungsaktivitäten der Fördervereine) durch 
einzelfallbezogene Vereinbarungen einer Regelung 
zuzuführen. 

Antworten auf die Anfrage liegen bisher noch nicht 
vor. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, daß es in den Beziehungen der BBA zu 
ihrem Förderverein zu vergleichbaren „Unregelmä-
ßigkeiten" wie im Fall des Bundesgesundheitsamtes 
gekommen ist. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Frau Walz (FDP) (Drucksache 
11/4483 Fragen 6 und 7): 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deutsche Bundesbahn 
einzuwirken, ein Rauchverbot in den Seitengängen der Züge 
der Nichtraucherabteile zu erreichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, zusammen mit der Deutschen 
Bundesbahn darauf hinzuwirken, daß im Rahmen internationa-
ler Vereinbarungen auch europaweit ein Rauchverbot in den 
Seitengängen vor den Nichtraucherabteilungen ausgesprochen 
wird? 
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Zu Frage 6: 

Die Deutsche Bundesbahn ist bemüht, eine Ände-
rung des hier in Frage kommenden Übereinkommens 
über die gegenseitige Benutzung der Personen- und 
Reisezugwagen im internationalen Verkehr im Sinne 
Ihrer Frage zu ändern. Sie wird dabei nachhaltig von 
der Bundesregierung unterstützt. 

Zu Frage 7: 

Die Deutsche Bundesbahn beabsichtigt seit länge-
rem, das bisher auf Abteile beschränkte Rauchverbot 
künftig auch auf die Seitengänge der Reisezugwagen 
auszudehnen. Bisher konnte hierzu noch keine ein-
heitliche, mit den Partnerbahnen abgestimmte allge-
meine europäische Regelung gefunden werden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Bulmahn (SPD) (Drucksache 
11/4483 Fragen 8 und 9): 

Warum hat die Deutsche Bundesbahn (DB) dem Zweckver-
band Großraum Hannover die gegenüber dem Vorentwurf für 
den Sommerfahrplan 1989 vorgenommenen erheblichen Fahr-
planänderungen erst so spät mitgeteilt, daß den betroffenen 
Gemeinden, Städten und Verkehrsträgern eine entsprechende 
Abstimmung der Busfahrpläne nicht mehr möglich war und der 
Verkehrsausschuß des Zweckverbandes eine Beratung der von 
der DB vorgelegten Änderungen ablehnen mußte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob es auch im Bereich ande-
rer Verkehrsverbunde zu entsprechenden Problemen gekom-
men ist, und was wird die Bundesregierung unternehmen, um 
künftig eine rechtzeitige Vorlage geplanter Fahrplanänderun-
gen seitens der Deutschen Bundesbahn sicherzustellen? 

Zu Frage 8: 

Wegen zusätzlicher Arbeiten für die Einführung ei-
ner City-Bahn auf zwei Schienenstrecken hat die 
Deutsche Bundesbahn ihre Verbund-Partner lediglich 
eine beziehungsweise zweieinhalb Wochen später als 
im Vorjahr über den geplanten Sommerfahrplan '89 
informiert. Dies geschah vorbereitend in einer Ar-
beitsgruppe sowie nochmals am 2. und am 22. März 
1989 im Nahverkehrsbeirat, dem unter anderem auch 
der Zweckverband angehört. 

Zu Frage 9: 

Der Bundesregierung sind derartige Probleme aus 
anderen Verkehrsverbünden nicht bekannt. 

Die Verkehrsverbünde sind unterschiedlich organi-
siert und strukturiert. In anderen Verkehrsverbünden 
befaßt sich zum Beispiel ein kommunaler Zweckver-
band nicht im einzelnen mit Fahrplänen der Deut-
schen Bundesbahn. Alle anderen Verkehrsverbünde 
verfügen zudem über S-Bahnen, die neben der U-
Bahn Rückgrat des Verbund-Schienenverkehrs bil-
den. Im Großraumverkehr Hannover gibt es eine sol-
che rein verbundraumbezogene Infrastruktur nicht. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Vahlberg (SPD) (Drucksache 
11/4483 Fragen 10 und 11): 

Wie bewertet die Bundesregierung die bisherige Praxis der 
Deutschen Bundesbahn, Grundbesitz durch die private Gesell-
schaft ELSID verwerten zu lassen, und ist die Bundesregierung 
bereit, die Erwerbsabsichten der Landeshauptstadt München 
für im Stadtgebiet freiwerdendes Bundesbahngelände (als 
Folge der Planungen Rangierbahnhof und Container-Bahnhof) 
zu unterstützen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die neu gegründete Bahn-
grundvertriebsgesellschaft mit der Folge, daß Gewinne aus 
Grundstücksveräußerungen der Deutschen Bundesbahn (DB) 
zu Lasten der DB oder der Landeshauptstadt München bei die-
ser Gesellschaft anfallen? 

Zu Frage 10: 

Mit der Firma ELSID hat die Bundesbahndirektion 
München bisher keinen Projektentwicklungsvertrag 
geschlossen. Zur Verwertung des für den eigentlichen 
Bahnbetrieb nicht mehr benötigten Grundbesitzes be-
dient sie sich im Bundesbahndirektionsbezirk Mün-
chen vielmehr sogenannter Projektentwicklungsge-
sellschaften. In dem von Ihnen angesprochenen Fall 
ist dies die Bahn-Grund-München Projektentwick-
lungsgesellschaft mit beschränkter Haftung. Grund-
sätzlich arbeiten Projektentwickler auf erfolgsabhän-
giger Honorarbasis und auf eigenes Risiko. 

Die Deutsche Bundesbahn hat von sich aus den 
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München 
mit Schreiben vom 28. April 1989 über ihre Absichten 
unterrichtet und zugleich öffentlich ihre Bereitschaft 
erklärt, die fraglichen Flächen nach Erhalt des Bau-
rechts auch der Landeshauptstadt München im Wett-
bewerb anzubieten. Die Bestimmungen des Bundes-
bahngesetzes und der Bundeshaushaltsordnung 
schreiben eine Verwertung zum vollen Wert, das heißt 
zum Marktpreis unter Berücksichtigung des Wettbe-
werbs, vor. Die Bundesregierung bewertet dieses Vor-
gehen positiv. 

Zu Frage 11: 

Die in Ihrer Frage angesprochene Vermutung trifft 
nicht zu. Wie sonst andere Projektentwickler, wird 
auch diese Gesellschaft auf eigenes Risiko tätig und 
erhält wie diese eine erfolgsabhängige Vergütung für 
die Tätigkeit. Die Erträge aus der späteren Verwer-
tung fließen allein der Deutschen Bundesbahn zu. 
Eine Gewinnverlagerung findet nicht statt. 

Die Bundesregierung schätzt die Bemühungen der 
Deutschen Bundesbahn, durch Zusammenarbeit mit 
Partnern der freien Wirtschaft die Verwertung ihres 
entbehrlichen Grundbesitzes zu intensivieren, positiv 
ein. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 11/4483 
Fragen 12 und 13) : 
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Welche Maßnahmen sollen nach Auffassung der Bundesre-
gierung ergriffen werden, damit die immer häufiger und stärker 
werdenden Hochwasser des Rheins, insbesondere am Mittel-
rhein, tatsächlich abgeschwächt werden können, und ist die 
Bundesregierung bereit, hierzu entsprechende Förderungsmög-
lichkeiten zu gewähren? 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang, 
daß für den Oberrhein Deicherhöhungen geplant sind, was am 
Mittelrhein aller Voraussicht nach die Hochwassergefahren ver-
schärfen wird? 

Zu Frage 12: 

Die Bundesregierung hat ihre grundsätzliche Auf-
fassung zur Abwehr von Hochwassergefahren in ihrer 
Antwort auf die Große Anfrage „Hochwasserkata-
strophen — Ursachen und umweltpolitische Konse-
quenzen" ausführlich dargestellt (BT-Drucksache 
11/4314). 

Die Hochwassersituation des Rheins hat sich durch 
den Ausbau des Oberrheins mit Staustufen und dem 
damit verbundenen Verlust von Überschwemmungs-
gebieten nachteilig verändert. Langjährige Untersu-
chungen haben die Wellenbeschleunigung als zen-
trale, durch den Ausbau geschaffene Ursache für eine 
Anhebung der Hochwasserscheitel ergeben. 

Empfehlungen einer internationalen Hochwasser-
Studienkommission für den Rhein zur Wiederherstel-
lung eines Hochwasserschutzes, wie er vor dem 
Rheinausbau vorhanden war, liegen vor. Maßnahmen 
zum Hochwasserschutz unterhalb der staugeregelten 
Ausbaustrecke sind in Vereinbarungen mit Frank-
reich, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz/Hes-
sen geregelt. 

Der Bund beteiligt sich als Träger des Oberrhein-
Ausbaus mit erheblichen Beträgen finanziell an den 
Hochwasserausgleichsmaßnahmen der hierfür grund-
sätzlich zuständigen Bundesländer, die die notwendi-
gen Planungen aufstellen und die erforderlichen Maß-
nahmen durchführen. Die Bundesregierung ist bereit, 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Länder bei diesen 
Aufgaben auch fachlich zu unterstützen. 

Zu Frage 13: 

Die Erhöhung der linksrheinischen Rheinufer-
dämme auf französischem Hoheitsgebiet unterhalb 
der Rheinstaustufe Iffezheim entspricht den Dammhö-
hen auf dem deutschen Ufer in dieser Strecke. Daraus 
ergeben sich keine Nachteile, da die dortigen gering-
fügigen Auswirkungen auf den Hochwasserabfluß 
durch das gesamte, in der Realisierung befindliche 
Hochwasserrückhalteprogramm für den Oberrhein 
ausgeglichen werden. Eine Hochwasserstudien-
gruppe der Länder unter Führung des Landes Rhein-
land-Pfalz untersucht zur Zeit eventuelle regionale 
Auswirkungen des Oberrheinausbaues auf Mittel- 
und Niederrhein. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Müller (Pleisweiler) (SPD) (Drucksa-
che 11/4483 Frage 14): 

Gibt es innerhalb der Bundesregierung neue Überlegungen, 
die alte Vorstellung einer Autobahn A 8 durch den Pfälzer Wald 
von Pirmasens bis Karlsruhe neu zu beleben? 

Nein. 

Die früher vorgesehene Autobahnverbindung A 8 
durch den Pfälzer Wald von Pirmasens nach Karlsruhe 
ist nach dem Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 
nicht mehr geplant. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gröbl auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Ganseforth (SPD) (Drucksache 
11/4483 Fragen 15 und 16): 

Ist der Bundesregierung aufgefallen, daß die Mitglieder des 
Sachverständigenrates für Umweltfragen ohne Ausnahme 
männlich sind? 

Wie will die Bundesregierung Frauen, die von Fehlentwick-
lungen in Umweltfragen ebenso betroffen sind wie Männer, 
angemessen an dieser Frage beteiligen? 

Zu Frage 15: 

Ja. 

Zu Frage 16: 

Die Bundesregierung wird bei der Neuberufung des 
Sachverständigenrates bemüht sein, auch Frauen zu 
berücksichtigen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Frage des Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/4483 Frage 22): 

Unter welchen Voraussetzungen ist die Bundesregierung be-
reit, die von den afghanischen Widerstandskämpfern gebildete 
Regierung anzuerkennen? 

Wie bei vielen anderen Staaten ist es ständige völ-
kerrechtliche Praxis der Bundesrepublik Deutsch-
land, keine Erklärungen über die Anerkennungen 
von Regierungen abzugeben. 

Sie begrüßt jedoch alle Bemühungen, die zu einer 
umfassenden politischen Lösung des Afghanistan-
problems führen und dem afghanischen Volk den 
Frieden wiederbringen. Ein Schlüssel hierzu ist die 
Bildung einer wahrhaft repräsentativen Regierung 
durch einen Akt der Selbstbestimmung. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Fragen des Abgeordneten von Schmude (CDU/ 
CSU) (Drucksache 11/4483 Fragen 23 und 24): 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Außenminister der 
UdSSR im vergangenen Jahr vor seinen Mitarbeitern laut Mit-
teilungsblatt des Ministeriums ausgeführt hat, „Im Vestibül des 
Ministeriums ist eine Gedenktafel, auf ihr die Namen der Diplo-
maten, die in den vergangenen Jahren des Großen väterländi-
schen Krieges gefallen sind. Die Genossen schlagen vor — und 
wir teilen diesen Vorschlag —, das Andenken der Diplomaten 
zu verewigen, die in den Jahren der Stalinschen Repression 
umgekommen sind.", und ist der Bundesregierung weiter be-
kannt, daß in der Stalin-Ara verhängte Unrechtsurteile gegen 
Sowjetbürger aufgehoben werden? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung eingeleitet, um zu 
erreichen, daß auch von derartigen Unrechtsentscheidungen 
betroffene deutsche Staatsangehörige rehabilitiert werden? 

Zu Frage 23: 

Dies ist der Bundesregierung bekannt. 

Zu Frage 24: 

Die Rehabilitierung Deutscher, die Opfer von Un-
rechtsentscheidungen während der Stalin-Ara wur-
den, bleibt angesichts des Unrechts, das mit dem 
Überfall auf die Sowjetunion verübt wurde, eine 
Frage, die mit großer Behutsamkeit behandelt werden 
muß. Die Bundesregierung befaßt sich hiermit mit 
dem Ziel, einen Weg für eine bef riedigende Behand-
lung dieser Frage zu finden. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Fragen des 
Abgeordneten Schreiner (SPD) (Drucksache 11/4483 
Fragen 27 und 28) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung folgenden dem Bundes-
kanzler am 6. Dezember 1988 übermittelten Vorschlag: „Späte-
stens wenn die Verhandlungen mit den Ministerpräsidenten 
Rau und Lafontaine und den EVU stocken bzw. bis März 1989 
keine konkreten und annehmbaren Ergebnisse zeigen, muß de-
ren Verantwortung für das Scheitern der Kohlepolitik offen ge-
brandmarkt und die Frage nach dem Kohlemengengerüst neu 
gestellt und rasch entschieden werden. "? 

Teilt die Bundesregierung die dem Bundeskanzler am 6. De-
zember 1988 mitgeteilte Auffassung, „daß eine Fortsetzung der 
Kohle- und Verstromungspolitik auf der bisherigen Basis nicht 
finanzierbar, volkswirtschaftlich unsinnig und auch für Nord-
rhein-Westfalen schädlich ist", und gilt dies auch für das Saar-
land? 

Ich bitte um Verständnis, daß ich mich zu Zitaten 
aus einer Quelle, die der Fragestellung nicht zu ent-
nehmen ist, nicht äußern möchte. 

Ich nehme aber selbstverständlich gerne zu den 
dahinterstehenden Fragen Stellung: 

Die Bundesregierung hat mehrfach erklärt, daß die 
heimische Steinkohle in Zukunft einen wichtigen Bei-
trag zu unserer Energieversorgung zu leisten hat. Es 
ist bekannt, daß dies beim jetzigen Preisniveau nur 
mit sehr hohen Subventionen möglich ist; 1988 über 
10 Milliarden DM. Die künftige Kohlepolitik wird mit-
hin Grenzen der Belastbarkeit für öffentliche Haus-
halte und Verbraucher berücksichtigen müssen. 

In der Regierungserklärung vom 27. April 1989 hat 
der Bundeskanzler Gespräche mit allen Beteiligten 
über die weitere Verstromungspolitik angekündigt. 
Die Bundesregierung prüft derzeit entsprechende 

Vorschläge. Diese befassen sich im wesentlichen mit 
den Mengen der künftigen Kohleverstromung und 
deren Finanzierung. Überwiegend wird eine Herab-
setzung der Mengen für erforderlich gehalten. 

Die Bundesregierung hat bei der Beantwortung 
ähnlicher parlamentarischer Anfragen bereits darauf 
hingewiesen, daß nach ihrer Auffassung das Ausmaß 
der Herabsetzung wesentlich von den künftigen ener-
giewirtschaftlichen Rahmenbedingungen, insbeson-
dere den Stromzuwachsraten, von dem erforderlichen 
Interessenausgleich zwischen Bergbauländern und 
revierfernen Ländern sowie von der Vereinbarkeit der 
notwendigen Finanzierung mit den Regeln des EG-
Binnenmarktes abhängt. Ich möchte unterstreichen, 
daß eine entsprechende Mengenanpassung selbstver-
ständlich regional- und sozialpolitisch vertretbar ab-
gewickelt werden muß. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wimmer auf die Frage des 
Abgeordneten Grünbeck (FDP) (Drucksache 11/4483 
Frage 33): 

In welcher Weise trägt die Bundesregierung dafür Sorge, daß 
Bundeswehrfahrlehrer ihre häufig bet riebene Nebentätigkeit 
nicht während der Dienstzeit ausüben? 

Die Befugnis, Nebentätigkeiten von Soldaten zu ge-
nehmigen, ist den Disziplinarvorgesetzten übertragen 
worden; diese haben im Rahmen ihrer Dienstauf-
sichtspflicht auch zu überwachen, daß Untergebene 
eine Nebentätigkeit nicht während des Dienstes aus-
üben. 

Da der Disziplinarvorgesetzte in seiner Dienstauf-
sicht keine lückenlose, ständige Überwachung vor-
nehmen kann, sind Verstöße gegen Bestimmungen 
und Vorschriften nicht ganz auszuschließen. Hin-
weise auf vermeintliche Verletzungen von Bestim-
mungen durch Bundeswehr-Fahrlehrer werden vor 
allem durch zivile Fahrlehrerverbände, zivile Fahr-
schulleiter und zivile Fahrlehrer an die zuständigen 
Disziplinarvorgesetzten und das Bundesministerium 
der Verteidigung herangetragen. 

Derartige Hinweise bzw. Eingaben führen in jedem 
Fall zu sorgfältigen Untersuchungen des Sachverhal-
tes. Bei Bestätigung der Beanstandungen werden die 
Genehmigung der Nebentätigkeit widerrufen und 
disziplinare Maßnahmen ergriffen. 

Im Bundesministerium der Verteidigung sind für 
den Bereich des Heeres im Zeitraum von Anfang 1987 
bis zum jetzigen Zeitpunkt insgesamt fünf diesbezüg-
liche Eingaben bearbeitet worden. In einem Fall 
wurde festgestellt, daß eine Nebentätigkeit einmalig 
und kurzzeitig (ca. 2 Stunden) während des Dienstes 
ausgeübt wurde. In drei Fällen sind die angezeigten 
Verstöße nicht bestätigt worden. In einem Fall ist die 
Prüfung noch nicht abgeschlossen. 



10534* 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 142. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 10. Mai 1989 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wimmer auf die Fragen 
des Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
11/4483 Fragen 36 und 37): 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß der ver-
deckte Versuch unter Beteiligung eines Mitarbeiters aus dem 
Referat „Psychologische Verteidigung" des Bundesministe-
riums der Verteidigung, die dem slavisch-baltischen Seminar 
der Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster vom Staats-
komitee der UdSSR für Fernsehen und Rundfunk erteilte Er-
laubnis, den sowjetischen Fernmeldesatelliten „Grorizont" für 
ausschließlich zivile Zwecke anzuzapfen, auf den Zweck der 
Durchführung eines vom Bundesministerium der Verteidigung 
im Rahmen des Referates „Psychologische Verteidigung" erteil-
ten Forschungsauftrages auszuweiten, gegenüber der Universi-
tät Münster und der sowjetischen Regierung zumindest instinkt-
los war? 

Können die Universität Münster und die Öffentlichkeit für die 
Zukunft davon ausgehen, daß das Bundesministerium der Ver-
teidigung auf die Durchführung des am Psychologischen Institut 
der Universität Münster vorgesehenen Forschungsvorhabens 
verzichtet hat und auch in Zukunft davon absehen wird, For-
schungsaufträge im Rahmen des Referates „Psychologische 
Verteidigung" in verdeckter Weise (mit falschen bzw. nicht er-
kennbaren Angaben gegenüber den Organen der Universität 
über den Geldgeber) an universitären Einrichtungen durchfüh-
ren zu lassen? 

Zu Frage 36: 
Ein Forschungsvorhaben, das am Institut für Publi-

zistik und nicht am Institut für Psychologie durchge-
führt wird, wird auch weiterhin vom Bundesministe-
rium der Verteidigung gefördert werden. Die bewil-
ligten Mittel wurden zunächst über die „Arbeitsge-
meinschaft für Medienanalyse" abgewickelt. Auf 
Wunsch von Professor Lerg ist das Bundesministerium 
der Verteidigung unmittelbar in die Vereinbarung 
eingetreten, so daß nunmehr das Bundesministerium 
der Verteidigung direkt als Drittmittelgeber fungiert. 
Die Irritationen innerhalb der Universität Münster 
und in den Medien haben Professor Lerg und seine 
Mitarbeiter in Kauf genommen, um dieses wichtige 
wissenschaftliche Projekt weiterführen zu können. 
Die Unabhängigkeit, auf die Professor Lerg beson-

deren Wert legt, und das Recht einer uneingeschränk-
ten Veröffentlichung, entsprechen im übrigen dem 
Verständnis von Drittmittelförderung des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung. Daher hat das Bundes-
ministerium der Verteidigung keinen Anlaß, die För-
derung dieser Untersuchung einzustellen, schon des-
halb nicht, weil gerade auch die Bemühungen des 
Bundesministeriums der Verteidigung um eine offene 
Meinungsbildung gegenüber der Reformpolitik der 
UdSSR innerhalb der beiderseitigen Entspannungs-
bemühungen von großer Bedeutung sind. 

Zu Frage 37: 
Die Direktoren des slavisch-baltischen Seminars 

und des Instituts für Publizistik haben mit Stiftungs-
mitteln eine Satellitenempfangsanlage für die Univer-
sität Münster erworben und aufgestellt. Die Oberpost-
direktion Münster hat der Universität und ausdrück-
lich diesen beiden Universitätseinrichtungen den Be-
trieb der Empfangsanlage am 3. November 1988 ge-
nehmigt. Der sowjetische Staatsrundfunk Gostelradio 
hat mit Schreiben vom 15. März 1988 zugestimmt, daß 
seine Programme in der Universität Münster für wis-
senschaftliche Zwecke empfangen werden können. 

Die fernmelderechtliche Genehmigung und die Zu-
stimmung des sowjetischen Rundfunks waren von An-
fang an ausdrücklich im Rahmen der Gesamtuniversi-
tät für das slavisch-baltische Seminar und das Institut 
für Publizistik erteilt worden. Der Direktor des Insti-
tuts für Publizistik, Professor Lerg, hat für sein For-
schungsvorhaben Drittmittel angeworben, die das 
Bundesministerium der Verteidigung aufgrund des 
von ihm vorgelegten Untersuchungsplanes für eine 
Programmanalyse „Perestrojka und Glasnost im so-
wjetischen Rundfunk und den Pressemedien" bewil-
ligt hat. 

Nicht das Bundesministerium der Verteidigung ist 
also an das Institut für Publizistik herangetreten, son-
dern das Institut für Publizistik hat sich für sein Projekt 
um Drittmittel bemüht, und zwar in Kenntnis der 
hochschulrechtlichen Bedingungen für die Verwen-
dung von Drittmitteln, insbesondere der vollständigen 
Veröffentlichung der Ergebnisse einer unabhängigen 
Untersuchung. Von einem „verdeckten Versuch", ein 
Drittmittelprojekt des Instituts für Publizistik „auszu-
weiten" , kann demnach keine Rede sein. 

Ein Vertreter der Botschaft der UdSSR hat sich auf 
Einladung des Instituts für Publizistik bei einem Be-
such in Münster über das Projekt eingehend infor-
miert und das wissenschaftliche Interesse an Pere-
stroika und Glasnost und deren Darstellung in den 
sowjetischen Medien ausdrücklich begrüßt. Daher ist 
der Vorwurf der „Instinktlosigkeit" unberechtigt. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des Ab-
geordneten Müller (Pleisweiler) (SPD) (Drucksache 
11/4483 Frage 38): 

Bis wann soll nach den Vorstellungen der Bundesregierung 
das Weingesetz spätestens verabschiedet werden, und was tut 
die Bundesregierung, um dies sicherzustellen? 

Der Bundesregierung ist nach wie vor — wie ich 
bereits auf Ihre Frage zur Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 18. Januar 1989 mitgeteilt habe — an 
einer möglichst baldigen Verabschiedung des Sech-
sten Gesetzes zur Änderung des Weingesetzes gele-
gen. 

Nach den Informationen aus dem federführenden 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesund-
heit sowie dem mitberatenden Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten planen diese, Bera-
tung und Verabschiedung des Gesetzes so zu fördern, 
daß der Bundesrat nach dem Gesetzesbeschluß des 
Deutschen Bundestages noch in seiner letzten Sitzung 
vor der Sommerpause am 30. Juni 1989 im zweiten 
Durchgang beschließen kann. 

Die Bundesregierung wird den Ausschüssen des 
Bundestages jedmögliche Unterstützung leisten, da-
mit dieser Termin eingehalten werden kann. 
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Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Garbe (GRÜNE) (Drucksache 
11/4483 Fragen 39 und 40): 

Stimmt die Bundesregierung der Fraktion DIE GRÜNEN zu, 
daß der vorliegende Bericht des Bundesrechnungshofes, dessen 
Erhebungen sich weitgehend auf den Vorwurf der Einfluß-
nahme der Industrie im Zusammenhang mit der gesundheitli-
chen Bewertung von Asbest beschränken, und der u. a. zu dem 
Ergebnis kommt, „Einzelne Geschenke des Vereins an das Insti-
tut lassen versuchte Einflußnahme der Schenker auf die Arbei-
ten der Forscher vermuten", Anlaß sein muß, die Prüfungen des 
Bundesrechnungshofes auf die gesamten finanziellen Beziehun-
gen und Verknüpfungen zwischen dem Institut für Wasser-, 
Boden-, Luft-Hygiene des Bundesgesundheitsamtes (BGA) und 
dem gleichnamigen Förderverein sowie auf die gesamte Dritt-
mittelforschung des BGA auszudehnen — schon um die Glaub-
würdigkeit dieser Behörde wiederherzustellen? 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung der GRÜNEN zu, 
daß insbesondere der Ablauf und die Ergebnisse der Bewertung 
von Holzschutzmitteln, Formaldehyd und Asbest im Trinkwas-
ser Gegenstand weiterer Prüfungen sein müssen? 

Zu Frage 39: 

Die Prüfung des Bundesrechnungshofes bezog sich 
bereits auf die gesamten finanziellen Beziehungen 
und Verknüpfungen zwischen dem Institut für Was-
ser-, Boden- und Lufthygiene des Bundesgesund-
heitsamtes und dem gleichnamigen Verein. 

Eine Ausdehnung auf die übrige Drittmittelfor-
schung des Bundesgesundheitsamtes erscheint nicht 
notwendig, weil diese bisher schon über den Bundes-
haushalt abgewickelt wurde und somit der Finanz-
kontrolle unterliegt. 

Zu Frage 40: 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung nicht 
zu. 

Die Holzschutzmittel-Studie des Bundesgesund-
heitsamtes wurde aus Haushaltsmitteln des Instituts 
für Bautechnik sowie aus Haushaltsmitteln des Bun-
desgesundheitsamtes finanziert. Mittel der Industrie 
wurden dabei nicht verwendet. 

Der Formaldehyd-Bericht wurde gemeinsam von 
den drei Bundesoberbehörden Bundesgesundheits-
amt, Umweltbundesamt und Bundesanstalt für Ar-
beitssicherheit und Unfallschutz erarbeitet. 

Hinsichtlich Asbest im Trinkwasser nehme ich Be-
zug auf die Antwort auf die schriftliche Anfrage der 
Abgeordneten Frau Conrad. 

In dieser habe ich ausgeführt, daß das Asbestvor-
kommen in Trinkwasser bei einem Tausendstel des 
vorgeschlagenen US-Grenzwerts liegt, wenn die vom 
Bundesgesundheitsamt vorgeschlagene und in die 
Trinkwasserverordnung aufgenommene PH-Rege-
lung eingehalten wird. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Wollny (GRÜNE) (Drucksache 
11/4483 Fragen 42 und 43): 

Kann die Bundesregierung bitte ausführlich darlegen, welche 
Beratenden Kommissionen des Bundesgesundheitsamtes (BGA) 
existieren, und in welcher Weise (ob über Gesetz bzw. Verord-
nung oder über Berufung durch den Präsidenten des BGA) die 
einzelnen Kommissionen besetzt werden? 

Welchem „allgemein tätigen Förderverein zur Fortbildung im 
Gesundheits- und Umweltschutz" (Zitat aus dem Be richt des 
Bundesrechnungshofes an das Bundesministerium für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit) gehört das Bundesgesund-
heitsamt als Mitglied an, und was sind dessen Vereinsziele? 

Zu Frage 42: 

Zur Zeit existieren beim Bundesgesundheitsamt 
6 Wissenschaftliche Beiräte für die Institute des Bun-
desgesundheitsamtes, 35 Kommissionen sowie 5 Aus-
schüsse, die im Bundeshaushalt in Kapitel 1503 Titel 
526 03 dargestellt sind. 

19 dieser Kommissionen sowie die 5 Ausschüsse ha-
ben ihre Rechtsgrundlage in den Vorschriften des 
Arzneimittelgesetzes, Lebensmittel- und Bedarfsge-
genständegesetzes und Betäubungsmittelgesetzes. 
Die Berufung der Mitglieder dieser Gremien erfolgt 
durch den Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit. 

Die Einrichtung einer Kommission beruht auf einer 
Entscheidung des Bundesministers für Jugend, Fami-
lie, Frauen und Gesundheit. Der Einrichtung der übri-
gen Kommissionen liegt eine Verwaltungsentschei-
dung des Präsidenten des Bundesgesundheitsamtes 
zugrunde. Die Berufung der Mitglieder dieser Kom-
missionen erfolgt durch den Präsidenten des Bundes-
gesundheitsamtes. 

Ich übergebe Ihnen gerne eine Liste, in der die Ein-
zelheiten dargestellt sind. 

Zu Frage 43: 

Das Bundesgesundheitsamt gehört als Mitglied 
dem Fortbildungszentrum Gesundheits- und Umwelt-
schutz Berlin e. V. an. Dieser Verein wurde am 
3. April 1978 in Berlin gegründet. Ihm gehören ferner 
folgende Institutionen an: Umweltbundesamt, Der Se-
nator für Gesundheit und Umweltschutz, Berlin, Tech-
nische Universität Berlin, Technischer Überwa-
chungsverein e. V., Verein Deutscher Ingenieure 
e. V., Düsseldorf, Industrie und Handelskammer, Ber-
lin. 

Aufgabe des Fortbildungszentrums ist es, Aus- und 
Fortbildungsveranstaltungen von überregionaler Be-
deutung auf dem Gebiete des Gesundheits- und Um-
weltschutzes in Berlin durchzuführen. 

Der jährliche Mitgliedsbeitrag des Bundesgesund-
heitsamtes beträgt 2 000 DM. Die Mittel hierfür sind 
bei Kapitel 1503 Titel 684 01 veranschlagt. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Hensel (GRÜNE) (Drucksache 
11/4483 Fragen 44 und 45): 

Wenn der Bundesrechnungshof darauf hinweist, daß er bei 
seinen Prüferhebungen nur einzelne Unterlagen des Vereins für 
Wasser-, Boden-, Luft-Hygiene einsehen konnte — die zudem 
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teilweise mit einem Verwertungsverbot versehen waren — , da 
es für die Prüfung des Fördervereins keine Rechtsgrundlage 
gibt, welche Möglichkeit sieht dann die Bundesregierung, im 
Interesse einer vollständigen Aufklärung der Verflechtungen, 
den Förderverein einer Prüfung zu unterziehen oder ihn gemäß 
dem „Kooperationsprinzip" zu einer Offenlegung seiner Unter-
lagen zu bewegen? 

Ist der Bundesregierung der Inhalt jener Aufstellungen des 
Vereins bekannt, die mit einem ausdrücklichen Verwertungs-
verbot versehen wurden, und was sind nach Kenntnis der Bun-
desregierung die Gründe für das Verwertungsverbot? 

Zu Frage 44: 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit hat dem Bundesrechnungs-
hof und dem Bundesminister der Finanzen den Ent-
wurf eines Erlasses zugeleitet, mit dem das Verhältnis 
des Vereins für Wasser-, Boden- und Lufthygiene e. V. 
zum Bundesgesundheitsamt generell geregelt wird. 

Für die laufenden Untersuchungen werde ich wei-
terhin alle Anstrengungen unternehmen, den Verein 
zur freiwilligen Offenlegung aller Unterlagen zu ver-
anlassen. Über das Ergebnis meiner Bemühungen 
werde ich im Fachausschuß berichten. 

Zu Frage 45: 

Der Bundesregierung sind nur die Aufstellungen 
bekannt, die als Anlagen dem Prüfbericht des Bun-
desrechnungshofes beigefügt sind. Diese Aufstellun-
gen stelle ich dem Fachausschuß gerne zur Verfü-
gung. 

Gründe für das Verwertungsverbot sind nicht be-
kannt. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Knabe (GRÜNE) (Drucksache 
11/4483 Fragen 46 und 47): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Hinweis des Bundes-
rechnungshofes, daß Industrieunternehmen insbesondere dann 

Mitglied im Förderverein wurden, „wenn Forschungsarbeiten 
des Instituts Ergebnisse erwarten ließen, die Einfluß auf die 
Beurteilung der Umweltverträglichkeit ihrer Produkte haben 
konnten", und ist der Bundesregierung bekannt, wann z. B. 
Hersteller von Holzschutzmitteln Mitglied im Verein wurden? 

Welche Maßnahmen wurden seit Juni 1988 im einzelnen und 
zu welchem Zeitpunkt getroffen, um die Verflechtungen zwi-
schen Bundesgesundheitsamt (BGA) und Förderverein transpa-
rent zu machen, sie aufzuheben und um dafür Sorge zu tragen, 
daß bei Drittmittelforschung keine Interessenverflechtung zwi-
schen Auftraggebern und BGA stattfindet? 

Zu Frage 46: 

Eine Beurteilung des Bundesrechnungshof-Hinwei-
ses ist erst möglich, wenn die laufenden Untersuchun-
gen zu weiteren Ergebnissen geführt haben. 

Wann der nach Kenntnis des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit im Mit-
gliederverzeichnis des Vereins aufgeführte Hersteller 
von Holzschutzmitteln dem Verein beitrat, konnte bis-
her nicht festgestellt werden. Wir sind aber bemüht, 
auch dieses zu klären und zu der Beratung im Fach-
ausschuß mitzuteilen. 

Zu Frage 47: 

Folgende Maßnahmen wurden zur Abwicklung der 
Drittmittelforschung und der Beschaffung getroffen: 
1. An einem neu geschaffenen Forschungsreferat in-

nerhalb der Zentralabteilung werden alle Abwick-
lungsarbeiten für externe Aufträge zentral durch-
geführt. 

2. Für die Abwicklung von Forschungsvorhaben 
wurden am 17. Februar 1989 Verfahrensregeln er-
lassen. 

3. Die Verwahrkonten für 4 Forschungsvorhaben 
beim Verein sind im Januar 1989 aufgelöst und die 
restlichen Geldmittel auf vom Bundesgesundheits-
amt eingerichtete Verwahrkonten bei der Bundes-
kasse überwiesen worden. 

4. Die dezentralen Beschaffungsstellen in den Insti-
tuten wurden im Oktober 1988 aufgehoben. 
Gleichzeitig wurde eine Zentrale Beschaffungs-
stelle im Haushaltsreferat eingerichtet. 

5. Mit Wirkung vom 1. bzw. 15. Januar 1989 sind fer-
ner eine Beschaffungsrichtlinie und eine Haus-
haltsrichtlinie in Kraft getreten. 


	142. Sitzung
	Bonn, Mittwoch, den 10. Mai 1989
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht

	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18
	Anlage 19
	Anlage 20




